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Verkaufsprospekt

Der Erwerb von Anteilen des Focused Fund (nachstehend auch als «Fonds» bezeichnet) erfolgt auf der Basis dieses Verkaufspros-
pektes, der Verwaltungsreglements sowie des letzten Jahresberichtes und, sofern bereits veréffentlicht, des darauf folgenden
Halbjahresberichtes.

Gultigkeit haben nur die Informationen, die im Verkaufsprospekt und in einem der im Verkaufsprospekt aufgefihrten Dokumente
enthalten sind.

Ausserdem wird den Anlegern, bevor sie Anteile zeichnen, ein Basisinformationsblatt fur verpackte Versicherungsanlageprodukte
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014 Gber Basisin-
formationsblatter fur verpackte Anlageprodukte fir Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte (PRIIP) («BiB») bereitgestellt.
Zur Klarstellung sei angemerkt, dass die wesentlichen Anlegerinformationen fir OGAW («KIID») Anlegern im Vereinigten Koénig-
reich so lange weiterhin zur Verfigung gestellt werden, wie dies aufsichtsrechtlich vorgeschrieben ist. Verweise in diesem Ver-
kaufsprospekt auf das «BiB» beziehen sich daher gegebenenfalls auch auf die «KIID». Informationen dartber, ob ein Subfonds
des Fonds an der Borse von Luxemburg notiert ist, sind bei der Administrationsstelle oder auf der Website der Bérse von Luxemburg
(www.bourse.lu) erhaltlich. Bei der Ausgabe und Ricknahme von Fondsanteilen kommen die im jeweiligen Land geltenden Best-
immungen zur Anwendung. Der Fonds behandelt sémtliche Anlegerinformationen vertraulich, es sei denn, gesetzliche oder auf-
sichtsrechtliche Bestimmungen machen eine Offenlegung erforderlich.

Anteile dieses Fonds durfen innerhalb der USA weder angeboten noch verkauft oder ausgeliefert werden.

Anlegern, die US-Personen sind, durfen keine Anteile dieses Fonds angeboten, verkauft oder ausgeliefert werden. Eine US-Person
ist eine Person, die:

(i) eine US-Person im Sinne von Section 7701(a)(30) des US Internal Revenue Code von 1986 in der geltenden Fassung sowie
der in dessen Rahmen erlassenen Treasury Regulations ist;

(i) eine US-Person im Sinne von Regulation S des US-Wertpapiergesetzes von 1933 (17 CFR § 230.902(k)) ist;

(iii) keine Nicht-US-Person im Sinne von Rule 4.7 der US Commodity Futures Trading Commission Regulations (17 CFR §
4.7@@)(1)(iv)) ist;

(iv)  sich im Sinne von Rule 202(a)(30)-1 des US Investment Advisers Act von 1940 in der geltenden Fassung in den Vereinigten
Staaten aufhalt; oder

(v) ein Trust, eine Rechtseinheit oder andere Struktur ist, die zu dem Zweck gegriindet wurde, dass US-Personen in den Fonds
investieren konnen.

Management und Verwaltung

Verwaltungsgesellschaft
UBS Fund Management (Luxembourg) S.A., RCS Luxembourg B 154.210 (die «Verwaltungsgesellschaft»).

Die Verwaltungsgesellschaft wurde am 1. Juli 2010 in Form einer Aktiengesellschaft in Luxemburg fir eine unbeschrankte Dauer
gegrindet. Ihr Geschéftssitz befindet sich in 33A, avenue J.F. Kennedy, L-1855 Luxemburg.

Die Satzung der Verwaltungsgesellschaft wurde im «Mémorial, Recueil des Sociétés et Associations» (nachstehend das «Mémorial»)
am 16. August 2010 mittels Hinterlegungsvermerk veroffentlicht.

Die konsolidierte Fassung der Satzung der Gesellschaft ist beim Handels- und Gesellschaftsregister (Registre de Commerce et des
Sociétés) in Luxemburg zur Einsicht hinterlegt. Der Gesellschaftszweck der Verwaltungsgesellschaft besteht unter anderem in der
Verwaltung von Organismen fir gemeinsame Anlagen nach luxemburgischem Recht sowie der damit verbundenen Ausgabe und
Ricknahme von Anteilen oder Aktien dieser Produkte. Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet zurzeit ausser dem Fonds noch wei-
tere Organismen fir gemeinsame Anlagen.

Das Eigenkapital der Verwaltungsgesellschaft betragt EUR 13'000'000 und wurde voll eingezahlt.

Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft (der «Verwaltungsrat»)

Michael Kehl,
Vorsitzender Head of Products, UBS Asset Management Switzerland AG,
Zurich, Schweiz

Mitglieder Francesca Prym,
CEO, UBS Fund Management (Luxembourg) S.A.,
Luxemburg, Grossherzogtum Luxemburg



Eugéne Del Cioppo,
CEO, UBS Fund Management (Switzerland) AG,
Basel, Schweiz

Ann-Charlotte Lawyer,
Independent Director,
Luxemburg, Grossherzogtum Luxemburg

Conducting Officers der Verwaltungsgesellschaft

Valérie Bernard,
UBS Fund Management (Luxembourg) S.A.,
Luxemburg, Grossherzogtum Luxemburg

Geoffrey Lahaye,
UBS Fund Management (Luxembourg) S.A.,
Luxemburg, Grossherzogtum Luxemburg

Federica Ghirlandini,
UBS Fund Management (Luxembourg) S.A.,
Luxemburg, Grossherzogtum Luxemburg

Olivier Humbert,
UBS Fund Management (Luxembourg) S.A.,
Luxemburg, Grossherzogtum Luxemburg

Andrea Papazzoni,
UBS Fund Management (Luxembourg) S.A.,
Luxemburg, Grossherzogtum Luxemburg

Stéphanie Minet

UBS Fund Management (Luxembourg) S.A.,
Luxemburg, Grossherzogtum Luxemburg

Portfolio Manager

Subfonds Portfolio Manager

Focused Fund — Corporate Bond Sustainable USD UBS Asset Management (Americas) Inc., Chicago

Die Verwaltungsgesellschaft hat die Portfolioverwaltung der Subfonds wie oben beschrieben an die Portfolio Manager delegiert.
Der Portfolio Manager ist, unter der Aufsicht und Verantwortung der Verwaltungsgesellschaft, mit der Verwaltung des Wertpa-
pierportfolios beauftragt und fuhrt unter Beriicksichtigung der vorgegebenen Anlagebeschrankungen alle diesbeztiglichen Trans-
aktionen aus.

Die Portfolio Management-Einheiten von UBS Asset Management kénnen ihre Mandate ganz oder teilweise an verbundene Port-
folio Manager innerhalb UBS Asset Management tbertragen. Die Verantwortung verbleibt jederzeit bei dem oben genannten, von
der Verwaltungsgesellschaft beauftragten Portfolio Manager.

Verwahrstelle und Hauptzahistelle

UBS Europe SE, Luxembourg Branch, 33A, avenue J.F. Kennedy, L-1855 Luxemburg, (B. P. 2, L-2010 Luxemburg)

UBS Europe SE, Luxembourg Branch, wurde zur Verwahrstelle des Fonds bestellt (die «Verwahrstelle»). Die Verwahrstelle erbringt
ausserdem Leistungen als Zahlstelle fur den Fonds.

Die Verwahrstelle ist eine luxemburgische Niederlassung der UBS Europe SE, einer Europaischen Gesellschaft (Societas Europaea,
SE), mit Gesellschaftssitz in Frankfurt am Main, Deutschland, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main
unter HRB 107046. Die Verwahrstelle hat ihre Anschrift an der 33A, avenue J.F. Kennedy, L-1855 Luxemburg, und ist eingetragen
im luxemburgischen Handels- und Gesellschaftsregister unter B 209.123.

Die Verwahrstelle wurde mit der sicheren Verwahrung der verwahrfahigen Finanzinstrumente, mit dem Fihren der Aufzeichnun-
gen und mit der Uberprifung der Eigentumsverhéltnisse anderer Vermogenswerte des Fonds beauftragt. Ausserdem hat sie fur
die effektive und ordnungsgemdasse Uberwachung der Mittelfliisse des Fonds im Sinne der Bestimmungen des Gesetzes vom
17. Dezember 2010 Uber Organismen fiir gemeinsame Anlagen («Gesetz von 2010») und des Verwahrstellenvertrags in der
jeweils geltenden Fassung (der «Verwahrstellenvertrag») Sorge zu tragen.

Vermogenswerte, die von der Verwahrstelle verwahrt werden, dirfen von der Verwahrstelle oder einer Drittpartei, an welche die
Verwahraufgabe delegiert wurde, nicht fir eigene Rechnung wiederverwendet werden, es sei denn, das Gesetz von 2010 lasst
diese Wiederverwendung ausdricklich zu.

DarUber hinaus hat die Verwahrstelle dafur Sorge zu tragen, dass (i) der Verkauf, die Ausgabe, der Ruickkauf, die Riicknahme und
die Einziehung von Anteilen in Ubereinstimmung mit dem luxemburgischen Recht, dem Verkaufsprospekt und dem Verwaltungs-
reglement erfolgen, (i) der Wert der Anteile in Ubereinstimmung mit dem luxemburgischen Recht berechnet wird, (iii) dass die
Weisungen der Verwaltungsgesellschaft ausgefihrt werden, sofern sie nicht im Widerspruch zu geltendem luxemburgischen Recht,
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dem Verkaufsprospekt und/oder dem Verwaltungsreglement stehen, (iv) bei Transaktionen mit Vermégenswerten des Fonds die
entsprechende Gegenleistung innerhalb der Ublichen Fristen an den Fonds Uberwiesen wird, und (v) die Ertrdge des Fonds in
Ubereinstimmung mit luxemburgischem Recht, dem Verkaufsprospekt und dem Verwaltungsreglement verwendet werden.

Im Einklang mit den Bestimmungen des Verwahrstellenvertrags und des Gesetzes von 2010 kann die Verwahrstelle eine oder
mehrere Unter-Verwahrstelle(n) bestellen. Vorbehaltlich bestimmter Bedingungen und mit dem Ziel, ihre Pflichten effektiv zu er-
fallen, kann die Verwahrstelle einen Teil oder die Gesamtheit ihrer Verwahrpflichten in Bezug auf verwahrféhige Instrumente, die
ihr zur Verwahrung anvertraut wurden, und/oder einen Teil oder die Gesamtheit ihrer Pflichten in Bezug auf das Fuhren der
Aufzeichnungen und die Uberpriifung der Eigentumsverhéltnisse anderer Vermdgenswerte des Fonds entsprechend delegieren.
Die Verwahrstelle erlaubt ihren Unter-Verwahrstellen nicht, Unterbeauftragte zu nutzen, die nicht im Voraus durch die Verwahr-
stelle zugelassen wurden.

Vor der Bestellung einer Unter-Verwahrstelle und eines Unterbeauftragten sowie geméss den geltenden Gesetzen und Verordnun-
gen sowie der Richtlinie fur Interessenkonflikte hat die Verwahrstelle potenzielle Interessenkonflikte, die sich aus der Delegierung
ihrer Verwahraufgaben ergeben kénnten, laufend zu prifen. Die Verwahrstelle ist Teil der UBS-Gruppe, einer weltweiten, in allen
Bereichen des Private Banking, des Investment Banking, der Anlageverwaltung und der Finanzdienstleistungen tatigen Organisa-
tion, die auf den globalen Finanzmaérkten eine bedeutende Rolle spielt. Unter diesen Umstanden kénnten sich Interessenkonflikte
aus der Delegierung ihrer Verwahraufgaben ergeben, da die Verwahrstelle und die mit ihr verbundenen Unternehmen in verschie-
denen Geschaftsbereichen tatig sind und unterschiedliche direkte oder indirekte Interessen haben kénnen.

Weitere Informationen stehen Anteilinhabern kostenlos auf schriftliche Anfrage bei der Verwahrstelle zur Verfligung.

Um potenzielle Interessenkonflikte zu vermeiden, bestellt die Verwahrstelle keine Unter-Verwahrstelle und lasst keine Bestellung
von Unterbeauftragten zu, die Teil der UBS Gruppe sind, es sei denn, diese Bestellung ist im Interesse der Anteilinhaber und zum
Zeitpunkt der Bestellung der Unter-Verwahrstelle oder des Unterbeauftragten wurde kein Interessenkonflikt erkannt. Unabhangig
davon, ob eine bestimmte Unter-Verwahrstelle oder ein bestimmter Unterbeauftragter Teil der UBS-Gruppe ist oder nicht, wird die
Verwahrstelle denselben Grad an gebotener Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit sowohl in Bezug auf die Auswahl und
Bestellung als auch auf die laufende Uberwachung der entsprechenden Unter-Verwahrstelle oder des entsprechenden Unterbe-
auftragten anwenden. Dariber hinaus werden die Bedingungen der Bestellung einer Unter-Verwahrstelle oder eines Unterbeauf-
tragten, die/der Mitglied der UBS-Gruppe ist, zu markttblichen Bedingungen wie unter Dritten verhandelt, um die Interessen des
Fonds und seiner Anteilinhaber zu wahren. Falls ein Interessenkonflikt auftritt und dieser Interessenkonflikt nicht abgemildert
werden kann, werden dieser Interessenkonflikt und die getroffenen Entscheidungen den Anteilinhabern offengelegt. Eine aktuelle
Beschreibung der Verwahraufgaben, die durch die Verwahrstelle delegiert wurden, sowie eine aktuelle Liste der Beauftragten und
Unterbeauftragten befinden sich auf der folgenden Website: https://www.ubs.com/global/en/legalinfo2/luxembourg.html

Wenn das Recht eines Drittlandes vorschreibt, dass Finanzinstrumente durch eine lokale Einrichtung zu verwahren sind und keine
lokale Einrichtung die Voraussetzungen fur die Delegierung gemass Artikel 34bis Absatz 3 Buchstabe b) i) des Gesetzes von 2010
erfullt, kann die Verwahrstelle ihre Aufgaben an diese lokale Einrichtung in dem in diesem Drittland gesetzlich vorgeschriebenen
Masse solange delegieren, wie keine lokale Einrichtung die vorgenannten Voraussetzungen erfillt. Um zu gewahrleisten, dass ihre
Aufgaben ausschliesslich an Unter-Verwahrstellen delegiert werden, die einen addquaten Schutz bieten, hat die Verwahrstelle die
im Gesetz von 2010 vorgeschriebene gebotene Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit bei der Auswahl und der Bestellung
einer Unter-Verwahrstelle, an die sie einen Teil ihrer Aufgaben zu delegieren beabsichtigt, anzuwenden. Ausserdem hat sie die
gebotene Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit bei der regelméassigen Uberpriifung und laufenden Uberwachung einer
Unter-Verwahrstelle, an die sie einen Teil ihrer Aufgaben delegiert, anzuwenden; dies gilt ebenso fur alle Vereinbarungen der
Unter-Verwahrstelle in Bezug auf die an sie delegierten Belange. Insbesondere ist eine Delegierung nur moglich, wenn die Unter-
Verwahrstelle jederzeit wahrend der Erfillung der an sie delegierten Aufgaben die Vermdgenswerte des Fonds von den eigenen
Vermogenswerten der Verwahrstelle und den Vermégenswerten, die der Unter-Verwahrstelle gehéren, im Sinne des Gesetzes von
2010 haftungs- und vermogensrechtlich trennt. Eine derartige Delegierung hat keine Auswirkung auf die Haftung der Verwahr-
stelle, es sei denn, im Gesetz von 2010 und/oder im Verwahrstellenvertrag besteht eine anderweitige Regelung.

Die Verwahrstelle haftet dem Fonds oder seinen Anteilinhabern gegentber fur den Verlust eines von ihr verwahrten Finanzinstru-
mentes im Sinne von Artikel 35 (1) des Gesetzes von 2010 und Artikel 12 der Delegierten Verordnung (EU) 2016/438 der Kom-
mission vom 17. Dezember 2015 zur Erganzung der OGAW-Richtlinie in Bezug auf die Pflichten der Verwahrstellen (die «hinter-
legten Vermoégenswerte des Fonds») durch die Verwahrstelle und/oder eine Unter-Verwahrstelle (der «Verlust eines hinter-
legten Vermégenswertes des Fonds»).

Im Falle des Verlusts eines hinterlegten Vermdgenswertes des Fonds hat die Verwahrstelle den Fonds unverziglich durch Bereit-
stellung eines Finanzinstruments gleicher Art oder entsprechender Summe zu entschadigen. In Ubereinstimmung mit den Vor-
schriften des Gesetzes von 2010 haftet die Verwahrstelle nicht fiir den Verlust eines hinterlegten Vermégenswertes des Fonds,
wenn dieser Verlust eines hinterlegten Vermdgenswertes des Fonds das Ergebnis eines dusseren Ereignisses ist, das sich ihrer
angemessenen Kontrolle entzieht, dessen Folgen trotz aller zumutbaren Aufwendungen, sie zu verhindern, unvermeidbar gewesen
waren.

Unbeschadet der besonderen Haftung der Verwahrstelle bei Verlust eines verwahrten Fondsvermogenswertes haftet die Verwahr-
stelle fur alle Verluste oder Schaden, die dem Fonds unmittelbar infolge von Fahrlassigkeit, Betrug oder bewusstem Fehlverhalten
der Verwahrstelle bei der Ausfihrung der Dienstleistungen im Rahmen des Verwahrstellenvertrags entstehen, ausser in Bezug auf
die Pflichten der Verwahrstelle gemass dem Gesetz von 2010, fur die die Verwahrstelle fur alle Verluste oder Schaden haftet, die
dem Fonds unmittelbar infolge einer von der Verwahrstelle fahrlassig oder vorsatzlich verursachten Nichterfullung ihrer Verpflich-
tungen aus dem Gesetz von 2010 entstehen.

Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle kénnen den Verwahrstellenvertrag jederzeit mit einer Kiindigungsfrist von drei
(3) Monaten durch eingeschriebenen Brief kiindigen. Der Verwahrstellenvertrag kann unter bestimmten Umstanden auch mit einer
klrzeren Frist gekindigt werden, beispielsweise im Falle einer wesentlichen Pflichtverletzung durch eine Partei. Bis zur Bestellung
einer neuen Verwahrstelle, die spatestens innerhalb von zwei (2) Monaten nach Inkrafttreten der Kiindigung des Verwahrstellen-
vertrags erfolgen muss, ergreift die Verwahrstelle alle erforderlichen Massnahmen, um die Wahrung der Interessen der Anleger
des Fonds sicherzustellen. Wenn die Verwaltungsgesellschaft diese Nachfolge-Verwahrstelle nicht rechtzeitig benennt, kann die
Verwahrstelle die luxemburgische Aufsichtsbehérde «Commission de Surveillance du Secteur Financier» («CSSF») Uber diesen
Umstand informieren.


https://www.ubs.com/global/en/legalinfo2/luxembourg.html

Die Verwahrstelle ist weder direkt noch indirekt an den geschaftlichen Angelegenheiten, der Organisation oder der Geschaftsfuh-
rung des Fonds beteiligt; sie ist nicht fir den Inhalt dieses Dokuments verantwortlich und tGbernimmt daher keine Verantwortung
fur die Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben oder die Rechtswirksamkeit der Struktur und der Anlagen des Fonds. Die Ver-
wabhrstelle hat keine Entscheidungsbefugnis und keinerlei Beratungspflicht in Bezug auf die Anlagen des Fonds und es ist ihr
untersagt, in die Verwaltung der Anlagen des Fonds einzugreifen. Die Verwahrstelle hat keine Befugnisse in Bezug auf Anlageent-
scheidungen in Verbindung mit dem Fonds.

Wenn die Verwahrstelle Anlegerdaten erhélt, kénnen diese Daten fir die Verwahrstelle zuganglich sein und/oder von der Ver-
wabhrstelle an andere Unternehmen Ubermittelt werden, die gegenwartig oder kiinftig von der UBS Group AG kontrolliert werden,
sowie an externe Dienstleister (die «UBS-Partner») in ihrer Eigenschaft als Dienstleister im Auftrag der Verwahrstelle. Die UBS-
Partner haben ihren Sitz in der EU oder in Landern ausserhalb der EU, die jedoch (auf der Grundlage eines Angemessenheitsbe-
schlusses der Europaischen Kommission) ein angemessenes Datenschutzniveau aufweisen, wie beispielsweise die Schweiz. Die
Daten kénnen UBS-Unternehmen in Polen, dem Vereinigten Konigreich, der Schweiz, Monaco und Deutschland sowie anderen
Niederlassungen der UBS Europe SE (in Frankreich, Italien, Spanien, Danemark, Schweden, der Schweiz und Polen) zur Verfiigung
gestellt werden, um bestimmte Infrastrukturen (z. B. Telekommunikation, Software) und/oder andere Aufgaben zur Rationalisie-
rung und/oder Zentralisierung einer Reihe von Prozessen im Zusammenhang mit den Finanz-, Betriebs-, Back-Office-, Kredit-, Ri-
siko- oder anderen Unterstiitzungs- oder Kontrollaufgaben auszulagern. Weitere Informationen tber die Auslagerung und die
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Verwahrstelle stehen unter https://www.ubs.com/lux-europe-se zur Verfiigung.

Administrationsstelle
Northern Trust Global Services SE, 10, rue du Chateau d’Eau, L-3364 Leudelange.

Die Administrationsstelle ist fur die allgemeinen administrativen Aufgaben, die im Rahmen der Verwaltung des Fonds notwendig
sind und die vom luxemburgischen Recht vorgeschrieben werden, verantwortlich. Diese Dienstleistungen beinhalten hauptsdchlich
die Berechnung des Nettoinventarwertes der Anteile, die Buchfihrung des Fonds sowie das Meldewesen.

Abschlusspriifer des Fonds
Ernst & Young S.A., 35E, avenue John F. Kennedy, L-1855 Luxemburg.

Abschlusspriifer der Verwaltungsgesellschaft
Ernst & Young S.A., 35E, avenue John F. Kennedy, L-1855 Luxemburg.

Zahlstellen
UBS Europe SE, Luxembourg Branch, 33A avenue J.F. Kennedy, L-1855 Luxemburg, (B. P. 2, L-2010 Luxemburg) sowie weitere
Zahlstellen in den verschiedenen Vertriebslandern.

Vertriebsstellen und andere Vertriebstrager, im Verkaufsprospekt Vertriebsstellen genannt
UBS Asset Management Switzerland AG, Zurich, sowie weitere Vertriebsstellen in den verschiedenen Vertriebslandern.

Profil des typischen Anlegers

Focused Fund - Corporate Bond Sustainable USD

Der Subfonds eignet sich fur Anleger, die in ein diversifiziertes Portfolio aus US-Unternehmensanleihen sowie in einen Subfonds,
der 6kologische und/oder soziale Merkmale bewirbt, investieren mdchten. Anleger missen bereit sein, das mit Unternehmensan-
leihen verbundene Zins- und Kreditrisiko zu akzeptieren.

Historische Performance
Angaben dartber, wo historische Performancedaten verfigbar sind, sind im BiB der jeweiligen Anteilsklasse oder in dem entspre-
chenden Dokument fur die Vertriebslander des Fonds zum jeweiligen Subfonds aufgefihrt.

Risikoprofil

Die Investitionen der Subfonds kénnen grosseren Schwankungen unterliegen und es kann nicht garantiert werden, dass der Wert
eines Fondsanteiles nicht unter den Einstandswert fallt.

Faktoren, die diese Schwankungen auslsen respektive das Ausmass der Schwankungen beeinflussen kénnen, sind (nicht erschép-
fende Liste):

* Unternehmensspezifische Verdnderungen

* Veranderungen der Zinssatze

* Veranderungen von Wechselkursen

* Veranderungen von konjunkturellen Faktoren wie Beschéftigung, Staatsausgaben und -verschuldung, Inflation

* Veranderung rechtlicher Rahmenbedingungen

* Veranderung des Anlegervertrauens in Anlageklassen (z. B. Aktien), Markte, Lander, Branchen und Sektoren, und

* Veranderungen von Rohstoffpreisen

* Veranderungen, die die Nutzung von erneuerbaren Energietragern beeinflussen. Hierbei handelt es sich unter anderem um
Windenergie, Wasserkraft, Solarenergie und Biomasse.

Durch die Diversifikation der Anlagen strebt der Portfolio Manager danach, die negativen Auswirkungen dieser Risiken auf den
Wert des Subfonds teilweise zu mindern.



Der Portfolio Manager kann besondere Techniken und Finanzinstrumente nutzen, deren Basiswerte Wertpapiere, Geldmarktin-
strumente und andere Finanzinstrumente sind. Fir bestimmte Subfonds kénnen diese Instrumente eine zentrale Bedeutung haben.
Die mit diesen Techniken verbundenen Risiken sind in diesem Verkaufsprospekt unter «Mit dem Gebrauch von Derivaten verbun-
dene Risiken» und «Einsatz von Derivaten» beschrieben.

Bei Subfonds, die aufgrund ihrer Anlagen einem speziellen Risiko unterliegen, sind die entsprechenden Risikohinweise in der An-
lagepolitik des jeweiligen Subfonds aufgefuhrt.

Der Fonds
Fondsstruktur

Der Fonds bietet Anlegern verschiedene Subfonds («<Umbrella-Struktur») an, die jeweils gemass der in diesem Verkaufsprospekt
beschriebenen Anlagepolitik investieren. Die spezifischen Eigenschaften der einzelnen Subfonds sind im vorliegenden Verkaufs-

prospekt definiert, der bei jeder Auflegung eines neuen Subfonds aktualisiert wird.

Anteilsklassen

Nicht alle der nachfolgend beschriebenen Arten von Anteilsklassen mussen zu jeder Zeit angeboten werden. Informationen daruber,
welche Anteilsklassen zur Verfiigung stehen, sind bei der Administrationsstelle und unter www.ubs.com/funds erhéltlich.

«F»

Anteile von Klassen mit dem Namensbestandteil «F» werden ausschliesslich Konzerngesellschaften der
UBS Group AG angeboten. Die maximale pauschale Verwaltungskommission dieser Klasse enthalt keine|

ergUtung fur den Vertrieb. Die Anteile dirfen von Konzerngesellschaften der UBS Group AG nur auf]
eigene Rechnung oder im Rahmen von diskretionaren Vermégensverwaltungsmandaten, die Konzernge-
sellschaften der UBS Group AG erteilt worden sind, erworben werden. Im letztgenannten Fall sind diese
Anteile bei Auflésung des Vermogensverwaltungsmandats zum dann gultigen Nettoinventarwert spesen-
frei dem Fonds zurlickzugeben. Die kleinste handelbare Einheit betragt 0.001. Sofern die Verwaltungsge-
sellschaft nichts anderes beschliesst, betrdgt der Erstausgabepreis dieser Anteile AUD 100, CAD 100,
CHF 100, CZK 2'000, DKK 700, EUR 100, GBP 100, HKD 1'000, JPY 10'000, NOK 900, PLN 500,
RMB 1'000, RUB 3'500, SEK 700, SGD 100, USD 100, NZD 100 oder ZAR 1'000.

«U-X»

Anteile von Klassen mit dem Namensbestandteil «U-X» werden ausschliesslich institutionellen Anlegern
im Sinne von Artikel 174(2)(c) des Gesetzes von 2010 angeboten, welche eine schriftliche Vereinbarung
zwecks Investition in einen oder mehrere Subfonds dieses Umbrellafonds mit UBS Asset Management
Switzerland AG bzw. einem von dieser ermachtigten Vertragspartner unterzeichnet haben. Die Kosten fur|
die Anlageverwaltung, die Fondsverwaltung (die die Kosten der Verwaltungsgesellschaft, der Administra-
tionsstelle und der Verwahrstelle umfassen) und den Vertrieb werden den Anlegern gemaéss den vorste-
hend genannten Vereinbarungen berechnet. Diese Anteilsklasse ist ausschliesslich auf Finanzprodukte aus-|
gerichtet (d. h. auf Dachfonds oder andere gepoolte Strukturen unter verschiedenen gesetzlichen Rah-
menbedingungen). Die kleinste handelbare Einheit betrdgt 0.001. Sofern die Verwaltungsgesellschaft]
nichts anderes beschliesst, betrdgt der Erstausgabepreis dieser Anteile AUD 10'000, BRL 40'000,
CAD 10'000, CHF 10'000, (CZzZK 200'000, DKK 70'000, EUR 10'000, GBP 10'000, HKD 100'000,
IPY 1 Mio.,, NOK 90'000, PLN 50'000, RMB 100'000, RUB 350'000, SEK 70'000, SGD 10'000,
USD 10°000, NZD 10'000 oder ZAR 100'000.

Zusatzliche Merkmale:

\Wahrungen

Die Anteilsklassen kénnen auf die Wahrungen AUD, CAD, CHF, CZK, DKK, EUR, GBP, HKD, JPY, NOK,
PLN, RMB, RUB, SEK, SGD, USD, NZD oder ZAR lauten. Bei Anteilsklassen, die in der Rechnungswahrung
des Subfonds ausgegeben werden, wird diese Wahrung nicht in den Namen der Anteilsklasse aufgenom-
men. Die Rechnungswahrung geht aus dem Namen des jeweiligen Subfonds hervor.

«hedged»

Bei Anteilsklassen mit dem Namensbestandteil «hedged», deren Referenzwahrungen nicht der Rech-|
nungswahrung des Subfonds entsprechen, («Anteilsklassen in Fremdwahrung»), wird das Schwan-
kungsrisiko des Referenzwahrungskurses gegeniiber der Rechnungswahrung des Subfonds abgesichert.
Diese Absicherungen werden zwischen 95 % und 105 % des gesamten Nettovermdgens der Anteilsklasse
in Fremdwahrung liegen. Anderungen des Marktwertes des Portfolios sowie Zeichnungen und Riicknah
men von Anteilsklassen in Fremdwahrungen kénnen dazu fuhren, dass die Absicherungen vorlibergehend
die vorgenannte Bandbreite Uberschreiten. Die Verwaltungsgesellschaft und der Portfolio Manager wer-
den alle notwendigen Massnahmen ergreifen, um die Absicherungen wieder in die vorstehend genannten
Grenzen zurlckzufthren.

Die beschriebene Absicherung wirkt sich nicht auf mogliche Wahrungsrisiken aus, die aus Investitionen
resultieren, die in anderen Wahrungen als der Rechnungswahrung des jeweiligen Subfonds notieren.

«RMB hedged»

Anleger sollten beachten, dass der Renminbi (Wahrungscode gemass ISO 4217: CNY), die offizielle Wah-
rung der Volksrepublik China (die «<VRC»), an zwei Méarkten gehandelt wird: Auf dem chinesischen Fest-|
land als Onshore RMB (CNY) und ausserhalb des chinesischen Festlands als Offshore RMB (CNH).

Der Nettoinventarwert von Anteilen der Klassen mit dem Namensbestandteil «<RMB hedged» wird in Offs
hore RMB (CNH) berechnet.

Beim Onshore RMB (CNY) handelt es sich um eine nicht frei konvertierbare Wahrung; er unterliegt Devi-
senkontrollbestimmungen und Beschrankungen in Bezug auf die Repatriierung, die von der Regierung der

RC festgelegt werden. Der Offshore RMB (CNH) kann hingegen in andere Wahrungen, insbesondere
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EUR, CHF und USD, frei umgetauscht werden. Dies bedeutet, dass der Wechselkurs zwischen dem Offs-
hore RMB (CNH) und anderen Wéhrungen durch Angebot und Nachfrage fur das jeweilige Wahrungspaar|
bestimmt wird.

Der Umtausch von Offshore RMB (CNH) in Onshore RMB (CNY) und umgekehrt ist ein geregelter Wah-
rungsprozess, der Devisenkontrollbestimmungen und Repatriierungsbeschrankungen unterliegt, die von
der Regierung der VRC zusammen mit externen Aufsichts- oder Regierungsbehérden (z. B. der Hong Kong
Monetary Authority) festgelegt werden.

\Vor der Anlage in RMB-Klassen sollten die Anleger beachten, dass es keine klaren Regelungen beziglich
der aufsichtsrechtlichen Berichterstattung und Fondsrechnungslegung fur den Offshore RMB (CNH) gibt.
Des Weiteren ist zu bedenken, dass Offshore RMB (CNH) und Onshore RMB (CNY) unterschiedliche Wech-
selkurse gegentiber anderen Wahrungen haben. Der Wert des Offshore RMB (CNH) unterscheidet sich
unter Umstanden stark von dem des Onshore RMB (CNY) aufgrund einiger Faktoren, darunter Devisen-
kontrollbestimmungen und Repatriierungsbeschrankungen, die von der Regierung der VRC zu gegebener|
Zeit festgelegt werden, sowie sonstiger externer Marktfaktoren. Eine Abwertung des Offshore RMB (CNH)
konnte sich negativ auf den Wert der Anlegerinvestitionen in den RMB-Klassen auswirken. Die Anleger
sollten somit bei der Umrechnung ihrer Investitionen und der damit verbundenen Ertrdge aus dem Offs-
hore RMB (CNH) in ihre Zielwahrung diese Faktoren beriicksichtigen.

\Vor der Anlage in RMB-Klassen sollten Anleger ferner darauf achten, dass die Verfligbarkeit und Marktfa-
higkeit von RMB-Klassen sowie die Bedingungen, zu denen diese verfligbar gemacht oder gehandelt wer-
den, zu einem grossen Teil von den politischen und aufsichtsrechtlichen Entwicklungen in der VRC abhéan-
gig sind. Somit kann keine Zusicherung dahingehend abgegeben werden, dass der Offshore RMB (CNH)
oder die RMB-Klassen kinftig angeboten und/oder gehandelt werden bzw. zu welchen Bedingungen der
Offshore RMB (CNH) und/oder die RMB-Klassen verfigbar sein oder gehandelt werden. Da es sich bei der
Rechnungswahrung der Subfonds, die RMB-Klassen anbieten, um eine andere Wahrung als Offshore RMB
(CNH) handeln wiirde, ware die Fahigkeit des betreffenden Subfonds, Rickerstattungen in Offshore RMB
(CNH) zu machen, von der Fahigkeit des Subfonds zum Wechsel seiner Rechnungswahrung in Offshore]
RMB (CNH) abhangig, die wiederum durch die Verfugbarkeit von Offshore RMB (CNH) oder sonstigen von
der Verwaltungsgesellschaft nicht beeinflussbaren Bedingungen beschrankt sein kénnte.

Die Absicherung des Schwankungsrisikos erfolgt wie oben unter «hedged» beschrieben.

Potenzielle Anleger sollten sich der Risiken einer erneuten Anlage bewusst sein, die sich ergeben kénnten,
wenn die RMB-Klasse aufgrund politischer und/oder aufsichtsrechtlicher Gegebenheiten vorzeitig aufge-
|65t werden muss. Dies gilt nicht fiir das mit einer erneuten Anlage verbundene Risiko aufgrund der Auf-
[6sung einer Anteilsklasse und/oder des Subfonds gemass Abschnitt «Auflésung und Verschmelzung des|
Fonds und seiner Subfonds bzw. Anteilsklassen».

«acc»

Die Ertrage von Anteilsklassen mit dem Namensbestandteil «-acc» werden, sofern die Verwaltungsgesell
schaft nichts anderes beschliesst, nicht ausgeschuttet.

«dist»

Die Ertrage von Anteilsklassen mit dem Namensbestandteil «-dist» werden, sofern die Verwaltungsgesell
schaft nichts anderes beschliesst, ausgeschuttet.

«qdist»

Anteile von Klassen mit dem Namensbestandteil «-gdist» kénnen vierteljahrliche Ausschittungen exklusive
GebUhren und Auslagen vornehmen. Ausschittungen kénnen auch aus dem Kapital (dies kann unter
anderem realisierte und unrealisierte Nettoverdnderungen im Nettoinventarwert beinhalten) («Kapital»)
erfolgen. Die Ausschittung aus Kapital hat zur Folge, dass das durch den Anleger in den Subfonds inves-
tierte Kapital dadurch abnimmt. Ausserdem flihren etwaige Ausschiittungen aus Ertrdgen und/oder dem
Kapital zu einer sofortigen Senkung des Nettoinventarwertes pro Anteil des Subfonds. Fir Anleger in ge-
wissen Landern kénnen auf ausgeschittetes Kapital hohere Steuersatze anfallen als auf Kapitalgewinne,
die bei der Verdusserung von Fondsanteilen realisiert werden. Gewisse Anleger kdnnten deshalb bevorzu-
gen, in reinvestierende (-acc) Anteilsklassen statt in ausschittende (-dist, -qdist) Anteilsklassen zu investie-
ren. Ertrage und Kapital aus reinvestierenden (-acc) Anteilsklassen werden unter Umstanden zu einem
spateren Zeitpunkt besteuert als Ertrage und Kapital aus ausschittenden (-dist) Anteilsklassen. Anlegern
ird geraten, diesbezlglich ihren Steuerberater zu konsultieren.

«UKdist»

Die vorgenannten Anteilsklassen kénnen als Klassen mit dem Namensbestandteil «UKdist» ausgegeben
werden. In diesen Fallen beabsichtigt die Verwaltungsgesellschaft die Ausschittung eines Betrages, wel-
cher 100 % der meldepflichtigen Ertrdge im Sinne der im Vereinigten Konigreich («UK») geltenden Best-
immungen fur «Reporting Funds» entspricht, wenn die Anteilsklassen den Bestimmungen flr «Reporting
Funds» unterliegen. Die Verwaltungsgesellschaft beabsichtigt nicht, in Bezug auf diese Anteilsklassen
Steuerwerte in anderen Landern zur Verflgung zu stellen, da sich diese Anteilsklassen an Anleger richten,

die im Vereinigten Koénigreich mit ihrer Anlage in der Anteilsklasse steuerpflichtig sind.

Rechtliche Aspekte

Der Fonds untersteht Teil | des Gesetzes von 2010 und wurde als ein rechtlich unselbststandiger offener Investmentfonds in der
Rechtsform eines Fonds Commun de Placement (FCP) aufgelegt. Er wurde gemass dem Verwaltungsreglement gegriindet, das der
Verwaltungsrat der UBS Focused Fund Management Company S.A. am 3. Juni 2003 genehmigt hat und das am 21. Juni 2003 in
Kraft getreten ist. Das Verwaltungsreglement wurde mittels Hinterlegungsvermerk erstmals am 21. Juni 2003 im «Mémorial» und
zuletzt am 6. Juni 2017 im «Recueil Electronique des Sociétés et Associations» («KRESA») vertffentlicht.

Die Tatigkeit der UBS Focused Fund Management Company S.A. in ihrer Funktion als Verwaltungsgesellschaft des Focused Fund
endete am 14. Oktober 2010.



Am 15. Oktober 2010 hat UBS Fund Management (Luxembourg) S.A. die Funktion der Verwaltungsgesellschaft Gbernommen.

Das Verwaltungsreglement des Fonds kann unter Wahrung der rechtlichen Vorschriften geandert werden. Jede Anderung wird
mittels Hinterlegungsvermerk im RESA und wie weiter unten im Abschnitt «Regelmassige Berichte und Veroffentlichungen» be-
schrieben, bekannt gegeben. Das neue Verwaltungsreglement tritt am Tag seiner Unterzeichnung durch die Verwaltungsgesell-
schaft und die Verwahrstelle in Kraft. Die konsolidierte Fassung ist beim Handels- und Gesellschaftsregister (Registre de Commerce
et des Sociétés) in Luxemburg zur Einsicht hinterlegt.

Der Fonds besitzt als Investmentfonds keine Rechtspersdnlichkeit. Das gesamte Nettovermdgen eines Subfonds steht in ungeteil-
tem Miteigentum aller, ihren Anteilen entsprechend gleichberechtigt beteiligten Anteilinhaber. Es ist vom Vermogen der Verwal-
tungsgesellschaft getrennt. Die Wertpapiere und sonstigen Vermogenswerte des Fonds werden als ein Sondervermdgen von der
UBS Fund Management (Luxembourg) S.A. im Interesse und fur Rechnung der Anteilinhaber verwaltet.

Gemass dem Verwaltungsreglement kann die Verwaltungsgesellschaft innerhalb des Fonds unterschiedliche Subfonds sowie in-
nerhalb dieser Subfonds verschiedene Anteilsklassen mit spezifischen Merkmalen auflegen. Der vorliegende Verkaufsprospekt wird
bei jeder Auflegung eines neuen Subfonds bzw. einer zusatzlichen Anteilsklasse aktualisiert.

Das Nettovermdgen, die Anzahl der Anteile, die Anzahl der Subfonds und der Anteilsklassen sowie die Laufzeit des Fonds und
seiner Subfonds sind nicht begrenzt.

Der Fonds bildet eine untrennbare rechtliche Einheit. Im Verhaltnis der Anteilinhaber untereinander wird jeder Subfonds als eigen-
standig angesehen. Die Vermogenswerte eines Subfonds haften nur fur solche Verbindlichkeiten, die von dem betreffenden Sub-
fonds eingegangen werden. Angesichts der Tatsache, dass es keine Trennung von Verbindlichkeiten zwischen Anteilsklassen gibt,
besteht das Risiko, dass unter Umstanden Wahrungsabsicherungsgeschafte in Bezug auf Anteilsklassen mit Namensbestandteil
«hedged» zu Verbindlichkeiten fihren kénnen, die sich auf den Nettoinventarwert von anderen Anteilsklassen desselben Subfonds
auswirken kénnen.

Mit dem Erwerb der Anteile erkennt der Inhaber alle Bestimmungen des Verwaltungsreglements an.

Das Verwaltungsreglement sieht keine Generalversammlung der Anteilinhaber vor.

Die Verwaltungsgesellschaft weist die Anleger darauf hin, dass sie ihre Rechte als Anteilinhaber nur dann wahrnehmen kénnen,
wenn sie infolge ihrer Anlage in dem Fonds unter ihrem Namen in das Anteilinhaberregister des Fonds eingetragen werden. Sollten
Anleger hingegen indirekt Uber eine Zwischenstelle in den Fonds investieren, die die Investition in ihrem eigenen Namen und im
Auftrag des Anlegers tatigt, und infolgedessen die besagte Zwischenstelle und nicht der Anleger in das Anteilinhaberregister
eingetragen wird, ist nicht auszuschliessen, dass oben erwdhnte Rechte der Zwischenstelle und nicht dem Anleger zustehen. Den
Anlegern wird somit geraten, sich Uber ihre Rechte als Anleger zu informieren, bevor sie ihre Anlageentscheidung treffen.

Das Geschaftsjahr des Fonds endet am letzten Tag des Monats September.

Anlageziel und Anlagepolitik der Subfonds

Anlageziel
Das Anlageziel des Fonds besteht darin, eine Wertsteigerung unter Berticksichtigung der Sicherheit des Kapitals und der Liquiditat
des Nettovermdgens zu erzielen.

Allgemeine Anlagepolitik

Die Vermogen der Subfonds werden nach dem Grundsatz der Risikostreuung investiert. Die Subfonds investieren ihre Vermdogen
weltweit in Aktien, aktienahnliche Kapitalanteile wie etwa Genossenschaftsanteile, Genussscheine und Partizipationsscheine (Be-
teiligungspapiere und -rechte), kurzfristige Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Optionsscheine auf Wertpapiere sowie in
Schuldverschreibungen und Forderungsrechte. Zu Forderungspapieren und -rechten zahlen unter anderem Anleihen, Notes, samt-
liche Arten von Asset Backed Securities, Wandelanleihen, Wandelnotes und Optionsanleihen sowie alle anderen gesetzlich zulas-
sigen VermoOgenswerte.

Des Weiteren kénnen die Subfonds auch in «American Depositary Receipts» (ADRs), «Global Depositary Receipts» (GDRs) und
strukturierte Produkte, die an Aktien gekoppelt sind, wie zum Beispiel Equity Linked Notes investieren.

Wie unter Ziffern 1.1 g) und 5 der Anlagegrundsatze festgelegt, darf die Verwaltungsgesellschaft innerhalb der gesetzlich festge-
legten Grenzen als zentrales Element zum Erreichen der Anlagepolitik fur jeden Subfonds besondere Techniken und Finanzinstru-
mente nutzen, deren Basiswerte Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und andere Finanzinstrumente sind.

Die Markte in Optionsscheinen auf Wertpapiere, Optionen, Terminkontrakten und Swaps sind volatil, und die M6g-
lichkeit Gewinne zu erwirtschaften, sowie das Risiko Verluste zu erleiden, sind héher als bei Anlagen in Wertpapieren.
Diese Techniken und Instrumente werden nur eingesetzt, sofern sie mit der Anlagepolitik der einzelnen Subfonds vereinbar sind
und deren Qualitat nicht beeintrachtigen.

Jeder Subfonds kann zudem bis zu 20 % seines Nettovermdgens in zusatzlichen Barmitteln halten. Die Grenze von 20 % darf nur
dann vortbergehend fir einen unbedingt erforderlichen Zeitraum Uberschritten werden, wenn die Umstande dies aufgrund aus-
sergewdhnlich ungiinstiger Marktbedingungen erfordern und die Uberschreitung unter Beriicksichtigung der Interessen der An-
teilinhaber gerechtfertigt ist. Barmittel, die zur Absicherung des Anlageengagements in derivativen Finanzinstrumenten gehalten
werden, unterliegen nicht dieser Beschrankung. Bankguthaben, Geldmarktinstrumente oder Geldmarktfonds, die die Kriterien von
Artikel 41 Absatz 1 des Gesetzes von 2010 erfullen, fallen nicht unter die zusatzlichen Barmittel im Sinne von Artikel 2 (b) des
Gesetzes von 2010. Zusatzliche Barmittel sollten auf Bankguthaben auf Sicht beschrankt sein, wie z. B. Barmittel, die auf Girokon-
ten bei einer Bank gehalten werden, auf die jederzeit zugegriffen werden kann, um laufende oder aussergewohnliche Zahlungen
zu decken, oder fur die Zeit, die fur die Wiederanlage in zulassigen Vermodgenswerten gemass Artikel 41 Absatz 1 des Gesetzes
von 2010 erforderlich ist, oder fur einen Zeitraum, der im Falle ungtinstiger Marktbedingungen unbedingt erforderlich ist. Ein
Subfonds legt nicht mehr als 20 % seines Nettoinventarwertes in Bankguthaben auf Sicht bei derselben Einrichtung an.



Die Subfonds achten zudem auf eine breite Verteilung (Diversifikation) aller Anlagen nach Markten, Branchen, Emittenten, Ratings
und Gesellschaften. Zu diesem Zweck koénnen die Subfonds, sofern in der Anlagepolitik der einzelnen Subfonds nicht anders
definiert, maximal 10 % ihres Nettovermdgens in bestehende OGAW und OGA investieren.

ESG-Integration

UBS Asset Management stuft bestimmte Subfonds als «ESG Integration-Fonds» ein. Der Portfolio Manager ist bestrebt, die finan-
ziellen Ziele der Anleger zu erreichen und gleichzeitig Nachhaltigkeitskriterien in den Anlageprozess einzubeziehen. Der Portfolio
Manager definiert Nachhaltigkeit als die Fahigkeit, die Umwelt-, Sozial- und Unternehmensfihrungs-Faktoren (ESG-Faktoren) von
Geschaftspraktiken zu nutzen, um Gelegenheiten zu generieren und Risiken zu mindern, die zur langfristigen Performance von
Emittenten beitragen («Nachhaltigkeit»). Der Portfolio Manager vertritt die Ansicht, dass durch die Bertcksichtigung dieser Fakto-
ren eine fundiertere Investitionsentscheidung getroffen wird. Im Gegensatz zu Fonds, die ESG-Merkmale bewerben oder ein
spezifisches Nachhaltigkeits- oder Wirkungsziel verfolgen, das zu einem fokussierten Anlageuniversum fiihren kann,
handelt es sich bei ESG Integration-Fonds um Investmentfonds, die in erster Linie die Maximierung der finanziellen
Performance anstreben, wobei ESG-Aspekte Input-Faktoren innerhalb des Anlageprozesses darstellen. Einschrankungen
des Anlageuniversums, die fiir alle aktiv verwalteten Fonds gelten, sind in der Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik erfasst. Weitere
verbindliche Faktoren werden ggf. in der Anlagepolitik des Subfonds beschrieben.

Die ESG-Integration wird durch die Berlcksichtigung wesentlicher ESG-Risiken im Rahmen des Research-Prozesses vorangetrieben.
Far Unternehmensemittenten wird bei diesem Prozess das Rahmenwerk «ESG Material Issues» (Wesentliche ESG-Themen) ver-
wendet, das die finanziell relevanten Faktoren pro Sektor identifiziert, die sich auf Investitionsentscheidungen auswirken kénnen.
Diese Ausrichtung auf finanzielle Wesentlichkeit stellt sicher, dass sich die Analysten auf Nachhaltigkeitsfaktoren konzentrieren,
die sich auf die finanzielle Leistungsfahigkeit des Unternehmens und damit auf die Investitionsrendite auswirken kénnen. Zudem
kann die ESG-Integration Méglichkeiten fur das Engagement zur Verbesserung des ESG-Risikoprofils des Unternehmens aufzeigen
und dadurch die potenziell negativen Auswirkungen von ESG-Problemen auf die finanzielle Performance des Unternehmens mil-
dern. Der Portfolio Manager verwendet ein proprietares ESG-Risiko-Dashboard, das mehrere ESG-Datenquellen kombiniert, um
Unternehmen mit wesentlichen ESG-Risiken zu identifizieren. Ein messbares Risikosignal weist den Portfolio Manager auf ESG-
Risiken hin, die er in seinen Anlageentscheidungsprozess einbezieht. Bei Emittenten, die keine Unternehmen sind, kann der Port-
folio Manager eine qualitative oder quantitative ESG-Risikobewertung anwenden, bei der Daten zu den wichtigsten ESG-Faktoren
integriert werden. Die Analyse wesentlicher Nachhaltigkeits- bzw. ESG-Kriterien kann zahlreiche unterschiedliche Aspekte umfas-
sen, unter anderem die folgenden: die CO,-Bilanz, Gesundheit und Wohlbefinden, Menschenrechte, Lieferkettenmanagement,
faire Behandlung von Kunden und Unternehmensfihrung (Governance).

Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik
Die Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik des Portfolio Managers definiert die Ausschlisse, die fur alle aktiven Anlagestrategien gelten,
und schrankt somit das Anlageuniversum der aktiv verwalteten Subfonds ein.

https://www.ubs.com/global/en/asset-management/investment-capabilities/sustainability. html

Jahrlicher Nachhaltigkeitsbericht

Der UBS-Nachhaltigkeitsbericht (UBS Sustainability Report) ist das Medium fur die Nachhaltigkeitsberichterstattung von UBS. Der
jahrlich veroffentlichte Bericht zielt darauf ab, den Nachhaltigkeitsansatz und die Nachhaltigkeitsaktivitaten von UBS offen und
transparent darzulegen und dabei die Informationspolitik und die Offenlegungsgrundsétze von UBS konsequent anzuwenden.

https://www.ubs.com/global/en/asset-management/investment-capabilities/sustainability.html

Sustainability Focus / Impact-Fonds

UBS Asset Management stuft bestimmte Subfonds als «Sustainability Focus / Impact-Fonds» ein. Sustainability Focus / Impact-
Fonds sind auf ESG-Merkmale ausgerichtet oder haben ein spezifisches Nachhaltigkeitsziel, das in der Anlagepolitik definiert ist.

Die Subfonds und deren spezielle Anlagepolitiken

Focused Fund — Corporate Bond Sustainable USD

UBS Asset Management stuft diesen Subfonds als Fonds mit Nachhaltigkeitsfokus (Sustainability Focus Fund) ein. Dieser Subfonds
bewirbt 6kologische und/oder soziale Merkmale und erfillt die Anforderungen gemass Artikel 8 der Verordnung (EU) 2019/2088
Uber nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor («SFDR»). Weitere Informationen zu den

okologischen und/oder sozialen Merkmalen sind in Anhang | zu diesem Dokument verflgbar (SFDR RTS Artikel 14 Absatz 2).

Der aktiv verwaltete Subfonds verwendet den Bloomberg US Corporate Intermediate Index (TR) als Referenzwert fur den Portfo-
lioaufbau, zur Beurteilung der Wertentwicklung, zum Vergleich des Nachhaltigkeitsprofils und fur Risikomanagementzwecke. Der
Referenzwert ist nicht auf die Bewerbung von ESG-Merkmalen ausgelegt. Bei Anteilsklassen mit dem Namensbestandteil
«hedged» werden wahrungsabgesicherte Varianten des Referenzwertes verwendet (sofern verfigbar). Das Anlageuniversum des
Subfonds wird durch die Auswahl der Schuldverschreibungen aus dem Referenzwert festgelegt und durch Schuldverschreibungen
von Unternehmen ergénzt, die nicht im Referenzwert enthalten sind. Mindestens zwei Drittel der Anlagen lauten auf die Wahrung
USD. Der Anteil der Anlagen in Fremdwahrung, der nicht gegen die Rechnungswahrung des Subfonds abgesichert ist, darf 10 %
des Vermogens nicht Ubersteigen.


https://www.ubs.com/global/en/asset-management/investment-capabilities/sustainability.html
https://www.ubs.com/global/en/asset-management/investment-capabilities/sustainability.html

Nach Abzug der Barmittel und Barmittelaquivalente darf der Subfonds hochstens ein Drittel seines Vermégens in Geldmarktin-
strumente investieren. Hochstens 25 % seines Vermogens durfen in Wandel-, Umtausch- und Optionsanleihen sowie «Convertible
Debentures» investiert werden. Der Subfonds darf bis zu 20 % seines Vermogens in Asset-Backed Securities («ABS»), Mortgage-
Backed Securities («MBS») und Commercial Mortgage-Backed Securities («CMBS») investieren. Die mit Investitionen in ABS/MBS
verbundenen Risiken werden im Abschnitt «Risikohinweise» erldutert. Der Subfonds kann zudem bis zu 10 % seines Netto-
vermoégens in Contingent Convertible Bonds (CoCos) anlegen. Die damit verbundenen Risiken werden im Abschnitt
«Mit dem Gebrauch von CoCos verbundene Risiken» dargestellt.

Ausserdem darf der Subfonds nach Abzug der Barmittel und Barmitteldquivalente hdchstens 10 % seines Vermdgens in Beteili-
gungspapiere, Beteiligungsrechte und Optionsscheine sowie durch Austbung von Wandel- und Bezugsrechten oder Optionen
erworbene Aktien, andere Kapitalanteile und Genussscheine und aus dem separaten Verkauf von Ex-Anleihen verbleibende Opti-
onsscheine und mit diesen Optionsscheinen bezogene Beteiligungspapiere investieren. Die durch Austbung oder Bezug erworbe-
nen Beteiligungspapiere sind spatestens 12 Monate nach Erwerb zu verdussern.

Rechnungswahrung: USD

Kommissionen

Maximale pauschale Verwaltungskom-
mission (maximale Managementkommis-

Maximale pauschale Verwaltungskom-
mission (maximale Managementkommis-

sion) sion) p. a. fur Anteilsklassen mit dem
p. a. Namensbestandteil «hedged»
Anteilsklassen mit dem Namensbestand- 2.000 % 2.030 %
teil «F» (1.600 %) (1.620 %)
Anteilsklassen mit Namensbestandteil 0.000 % 0.000 %
«U-X» (0.000 %) (0.000 %)

Allgemeine Risikohinweise

ESG-Risiken

Als «Nachhaltigkeitsrisiko» wird ein Ereignis oder eine Bedingung im Bereich Umwelt, Soziales oder Unternehmensfihrung be-
zeichnet, dessen beziehungsweise deren Eintreten, eine tatsachliche oder eine potenzielle wesentliche negative Auswirkung auf
den Wert der Investition verursachen kdnnte. Wenn sich ein mit einer Investition verbundenes Nachhaltigkeitsrisiko materialisiert,
kénnte dies zum Wertverlust einer Investition fuhren.

Investitionen in OGA und OGAW

Die Subfonds, die gemass ihrer speziellen Anlagepolitik mindestens die Halfte ihres Vermdgens in bestehende OGA und OGAW
investiert haben, weisen eine Dachfondsstruktur auf.

Der allgemeine Vorteil von Dachfonds im Vergleich zu Fonds mit Direktanlagen ist eine breitere Diversifikation bzw. Risikoverteilung.
Die Diversifikation der Portfolios beschrankt sich bei Dachfonds nicht nur auf die eigenen Anlagen, da die Anlageobjekte (Zielfonds)
von Dachfonds ebenfalls den strengen Vorgaben der Risikostreuung unterliegen. Dachfonds ermoglichen somit dem Anleger eine
Anlage in einem Produkt, das eine Risikoverteilung auf zwei Ebenen ausweist und dadurch das Risiko der einzelnen Anlageobjekte
verringert, wobei die Anlagepolitik der OGAW und OGA, in die grosstenteils investiert wird, mit der Anlagepolitik des Fonds
weitestgehend Ubereinstimmen muss. Uberdies gestattet der Fonds die Anlage in einem einzelnen Produkt, das dem Anleger die
indirekte Anlage in zahlreichen unterschiedlichen Wertpapieren ermoglicht.

Bestimmte Kommissionen und Aufwendungen kénnen im Rahmen der Anlage in bestehenden Fonds doppelt anfallen (zum Bei-
spiel Provisionen der Verwahrstelle und der zentralen Administrationsstelle, Verwaltungs-/ Beratungskommissionen und Ausgabe-
/ Ricknahmekommissionen der OGA und/oder OGAW, in die investiert wurde). Diese Kommissionen und GebUhren werden so-
wohl auf Ebene der Zielfonds als auch auf der Ebene des Dachfonds selbst in Rechnung gestellt.

Die Subfonds durfen auch in OGA und/oder OGAW investieren, die von UBS Fund Management (Luxembourg) SA oder durch eine
Gesellschaft, mit der sie durch eine gemeinsame Verwaltung oder Beherrschung oder durch eine wesentliche direkte oder indirekte
Beteiligung verbunden ist, verwaltet werden. In diesem Fall werden keine Ausgabe- oder Riicknahmekommissionen bei der Zeich-
nung bzw. Rickgabe dieser Anteile belastet. Die oben beschriebene Doppelbelastung der Kommissionen und Aufwendungen
hingegen bleibt.

Die allgemeinen Kosten sowie die Kosten bei einer Anlage in bestehenden Fonds werden im Abschnitt «Kosten zulasten des
Fonds» dargestellt.

Einsatz von Finanzderivaten

Finanzderivate sind keine eigenstandigen Anlageinstrumente, sondern es handelt sich vielmehr um Rechte, deren Bewertung vor-
nehmlich aus dem Preis und den Preisschwankungen und -erwartungen eines Basiswertes abgeleitet ist. Anlagen in Finanzderivaten
sind mit den allgemeinen Markt-, Abwicklungs-, Kredit- und Liquiditatsrisiken behaftet.

Je nach den spezifischen Merkmalen von Finanzderivaten kénnen die zuvor genannten Risiken jedoch andersartig ausfallen und
sich mitunter als hoher herausstellen als die Risiken bei einer Anlage in den Basiswerten.

Daher erfordert der Einsatz von Finanzderivaten nicht nur ein Verstandnis der Basiswerte, sondern auch detaillierte Kenntnisse der
Finanzderivate selbst.

Das Ausfallrisiko ist bei bérsengehandelten Finanzderivaten im Allgemeinen geringer als bei OTC-Finanzderivaten, die am offenen
Markt gehandelt werden, da die Clearingstellen, die bei jedem bérsengehandelten Finanzderivat die Funktion des Emittenten oder
der Gegenpartei Gbernehmen, eine Erfullungsgarantie gewahren. Zur Reduzierung des Gesamtausfallrisikos wird diese Garantie
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durch ein von der Clearingstelle unterhaltenes tagliches Zahlungssystem unterstttzt, in welchem die zur Deckung erforderlichen
Vermogenswerte berechnet werden. Bei Finanzderivaten, die ausserborslich am offenen Markt gehandelt werden, existiert keine
vergleichbare Garantie einer Clearingstelle, und die Verwaltungsgesellschaft muss zur Einschatzung des potenziellen Ausfallrisikos
die Kreditwurdigkeit jeder Gegenpartei bertcksichtigen.

Ausserdem bestehen Liquiditatsrisiken, da es sich schwierig gestalten kann, bestimmte derivative Finanzinstrumente zu kaufen
oder zu verkaufen. Wenn es sich um besonders umfangreiche Finanzderivate handelt oder der zugehorige Markt nicht liquide ist
(wie bei Finanzderivaten, die ausserborslich am offenen Markt gehandelt werden, méglich), kann die vollstandige Durchfiihrung
eines Geschafts unter bestimmten Umstanden zeitweise nicht moglich bzw. die Liquidation einer Position nur mit erhéhten Kosten
moglich sein.

Weitere Risiken im Zusammenhang mit dem Einsatz von Finanzderivaten ergeben sich aus der inkorrekten Feststellung ihrer Kurse
oder Bewertungen. Ferner besteht die Moglichkeit, dass Finanzderivate nicht vollstandig mit den ihnen zugrunde liegenden Ver-
mogenswerten, Zinssatzen oder Indizes korrelieren. Viele Finanzderivate sind kompliziert und werden haufig subjektiv bewertet.
Unangemessene Bewertungen kénnen zu erhéhten Barzahlungsforderungen von Gegenparteien oder zu einem Wertverlust far
den Fonds fuhren. Es besteht nicht immer eine direkte Beziehung oder eine parallele Entwicklung zwischen einem Finanzderivat
und dem Wert der zugrunde liegenden Vermégenswerte, Zinssatze oder Indizes. Aus diesen Griinden ist die Nutzung von Finanz-
derivaten durch die Verwaltungsgesellschaft nicht immer ein effektives Mittel zum Erreichen des Anlageziels des Fonds und kann
zuweilen sogar den gegenteiligen Effekt haben.

Mit dem Gebrauch von ABS/MBS verbundene Risiken

Anleger werden darauf hingewiesen, dass mit Anlagen in ABS, MBS und CMBS unter Umstanden eine hohere Komplexitat und
geringere Transparenz verbunden sind. Diese Produkte sind durch ein Engagement in einem Forderungspool gekennzeichnet (bei
ABS kann es sich bei diesen Forderungen um Auto- oder Studentenkredite oder andere Forderungen auf Basis von Kreditkarten-
vertrdgen handeln; bei MBS oder CMBS sind es Hypothekendarlehen), wobei diese Forderungen von einer Einrichtung ausgegeben
werden, die ausschliesslich fur solche Emissionen gegriindet wurde und aus rechtlicher, buchhalterischer und wirtschaftlicher Per-
spektive unabhangig vom Kreditgeber der Forderungen im Pool ist. Die Zahlungsflisse aus den zugrunde liegenden Forderungen
(einschliesslich Zinsen, Tilgung der Forderung und etwaige friihe Sondertilgungen) werden an die Anleger der Produkte weiterge-
geben. Diese Produkte umfassen verschiedene Tranchen, die einer Hierarchie unterliegen. Diese bestimmt die Reihenfolge der
Zuflisse der Tilgungen und etwaigen frahen Sondertilgungen innerhalb der Tranchen. Fir den Fall eines Anstiegs oder Riickgangs
der Zinssatze unterliegen die Anleger einem hoheren oder niedrigeren Rickzahlungs- und Wiederanlagerisiko, wenn die Sonder-
tilgungen fur die zugrunde liegenden Forderungen infolge besserer oder schlechterer Refinanzierungsmaoglichkeiten der Schuldner
zunehmen bzw. abnehmen.

Die durchschnittliche Laufzeit der Anlagen des Subfonds in ABS-/MBS-Wertpapieren weicht oftmals von der festgelegten Endfal-
ligkeit der Anleihe ab. Die durchschnittliche Laufzeit ist in der Regel kirzer als die Endfalligkeit und héngt von den Zeitpunkten der
Tilgungszuflisse ab, die sich Ublicherweise nach der Struktur des Wertpapiers und der Prioritat von Geldzufllssen und/oder dem
Verhalten des Kreditnehmers im Hinblick auf Refinanzierung, Riickzahlung und Ausfall richten. ABS-/MBS-Wertpapiere stammen
aus verschiedenen Landern mit unterschiedlichen Rechtsstrukturen.

ABS/MBS kdnnen Investment-Grade, Non-Investment-Grade oder ohne Rating sein.

Mit dem Gebrauch von CDO/CLO verbundene Risiken

Anleger werden darauf hingewiesen, dass einige Subfonds in bestimmte Arten von forderungsbesicherten Wertpapieren investie-
ren kénnen, die als Collateralised Debt Obligations (CDOs) oder (wenn es sich bei den Basiswerten um Darlehen handelt) als
Collateralised Loan Obligations (CLOs) bezeichnet werden. Typische CDO- oder CLO-Strukturen haben mehrere Tranchen mit
unterschiedlichem Rang, wobei die héchstrangige Tranche den ersten Zugriff auf die Zins- und Tilgungszahlungen aus dem Basis-
wertepool hat, danach die nachstrangige Tranche usw. bis zur verbleibenden (Eigenkapital-)Tranche, die den letzten Zugriff auf
die Zinsen und Tilgungen hat. CDO/CLO kénnen durch einen Wertverlust der zugrunde liegenden Vermégenswerte in Mitleiden-
schaft gezogen werden. Aufgrund ihrer komplexen Struktur lassen sie sich zudem unter Umstanden nur schwierig bewerten, und
ihr Verhalten in unterschiedlichen Marktlagen kann unvorhersehbar sein.

Mit dem Gebrauch von CoCos verbundene Risiken

Ein CoCo ist eine hybride Anleihe, die entsprechend den jeweiligen spezifischen Bedingungen entweder zu einem vorab festge-
legten Kurs in Eigenkapital umgewandelt, abgeschrieben oder im Wert herabgeschrieben werden kann, sobald ein zuvor bestimm-
ter «Trigger» (Ausloser) eintritt.

Durch die Verwendung von CoCos entstehen strukturspezifische Risiken, u. a. Liquiditatsrisiko sowie Umwandlungsrisiko. In man-
chen Féllen kann der Emittent die Umwandlung von wandelbaren Wertpapieren in Stammaktien veranlassen. Wenn wandelbare
Wertpapiere in Stammaktien umgewandelt werden, kann die Gesellschaft diese Stammaktien in ihrem Portfolio halten, auch wenn
sie normalerweise nicht in Stammaktien investiert.

Ferner unterliegen CoCos dem Risiko des Trigger-Levels. Diese sind unterschiedlich und bestimmen den Grad des Umwandlungs-
risikos, abhdngig vom Abstand zwischen dem Trigger-Level und der Kapitalquote. Es kénnte sich fir den Portfolio Manager des
Subfonds als schwierig erweisen, die Trigger vorauszusehen, die eine Umwandlung der Schuldtitel in Eigenkapital erfordern wir-
den.

Daruber hinaus unterliegen CoCos dem Risiko einer Inversion der Kapitalstruktur. In der Kapitalstruktur des Emittenten sind CoCos
gewodhnlich als nachrangig gegeniber den traditionellen Wandelanleihen eingestuft. In manchen Fallen kénnen Anleger in CoCos
einen Kapitalverlust erleiden, wahrend die Aktionare erst spater oder gar nicht betroffen sind.

Ebenfalls hervorzuheben ist das Rendite- bzw. Bewertungsrisiko bei der Verwendung von CoCos. lhre Bewertung wird durch viele
unvorhersehbare Faktoren beeinflusst, beispielsweise die Kreditwiirdigkeit des Emittenten und die Schwankungen in seinen Kapi-
talquoten, Angebot und Nachfrage nach CoCos, die allgemeinen Marktbedingungen und die verflgbare Liquiditat sowie wirt-
schaftliche, finanzielle und politische Ereignisse, die Auswirkungen fur den Emittenten, den Markt, in dem er operiert, oder die
Finanzmarkte im Allgemeinen haben.
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Des Weiteren unterliegen CoCos dem Risiko einer Aussetzung der Kuponzahlungen. Kuponzahlungen auf CoCos liegen im Er-
messen des Emittenten und kénnen von diesem jederzeit aus beliebigen Grinden flr einen unbestimmten Zeitraum ausgesetzt
werden. Die willkurliche Aussetzung der Zahlungen gilt nicht als Zahlungsausfall. Es gibt keine Moglichkeit, die Wiedereinfiihrung
der Kuponzahlungen oder die Nachzahlung ausgefallener Zahlungen einzufordern. Die Kuponzahlungen kénnen auch der Geneh-
migung durch die fiir den Emittenten zustandige Aufsichtsbehorde unterliegen und moglicherweise ausgesetzt werden, falls keine
ausreichenden ausschittungsféhigen Rucklagen vorhanden sind. Infolge der Ungewissheit beztglich der Kuponzahlungen sind
CoCos volatil. Im Fall einer Aussetzung der Kuponzahlungen kann es zu drastischen Kursriickgdngen kommen.

Ferner unterliegen CoCos einem Verlangerungsrisiko (Call-Verlangerung). CoCos sind Instrumente ohne Laufzeitbegrenzung und
maoglicherweise nur zu vorab festgelegten Terminen nach Genehmigung der zustandigen Aufsichtsbehorde kiindbar. Es gibt keine
Garantie dafur, dass der Subfonds das in CoCos investierte Kapital zurlickerhalt.

Letztlich unterliegen CoCos einem unbekannten Risiko, da diese als Instrumente relativ neu und daher der Markt und die auf-
sichtsrechtliche Umgebung fur diese Instrumente noch in der Entwicklung begriffen sind. Es ist daher ungewiss, wie der CoCo-
Markt in seiner Gesamtheit auf einen Trigger oder eine Kuponaussetzung bezuglich eines Emittenten reagieren wirde.

Swap-Vereinbarungen

Ein Subfonds kann Swap-Vereinbarungen (einschliesslich Total Return Swaps und Differenzkontrakte) in Bezug auf verschiedene
Basiswerte, wie etwa Wahrungen, Zinssatze, Wertpapiere, Organismen fiir gemeinsame Anlagen und Indizes, abschliessen. Ein
Swap ist ein Vertrag, mit dem eine Partei sich verpflichtet, der anderen Partei eine Leistung, beispielsweise eine Zahlung in einer
vereinbarten Hohe, im Austausch gegen eine Leistung der anderen Partei, beispielsweise die Wertentwicklung eines bestimmten
Vermogenswertes oder Korbs von Vermégenswerten, zu erbringen. Ein Subfonds kann diese Techniken beispielsweise zum Schutz
gegen Anderungen der Zinssdtze und Wechselkurse einsetzen. Darlber hinaus kann ein Subfonds diese Techniken einsetzen, um
Positionen in Wertpapierindizes aufzubauen oder sich gegen Anderungen von Wertpapierindizes und Kursen bestimmter Wertpa-
piere zu schitzen.

Im Hinblick auf Wahrungen kann ein Subfonds Wahrungsswaps einsetzen, in deren Rahmen der Subfonds Wéahrungen zu einem
festen Wechselkurs gegen Waéhrungen zu einem freien Wechselkurs oder umgekehrt tauscht. Mithilfe dieser Swaps kann ein
Subfonds das Risiko der Wahrungen, auf die seine Anlagen lauten, steuern, er kann mit ihnen aber auch ein opportunistisches
Engagement in Wahrungen erlangen. Bei diesen Instrumenten basiert die Rendite des Subfonds auf der Schwankung der Wech-
selkurse fur einen bestimmten, durch beide Parteien vereinbarten Wahrungsbetrag.

Im Hinblick auf Zinsentwicklungen kann ein Subfonds Zinsswaps einsetzen, bei denen der Subfonds einen festen Zinssatz gegen
einen variablen Zinssatz (oder umgekehrt) tauschen kann. Mithilfe dieser Swaps kann ein Subfonds seine Zinsrisiken steuern. Bei
diesen Instrumenten basiert die Rendite des Subfonds auf der Entwicklung der Zinssatze im Verhaltnis zu einem von den Parteien
vereinbarten festen Satz. Der Subfonds kann auch Caps und Floors einsetzen. Das sind Zinsswaps, bei denen die Rendite aus-
schliesslich (im Falle eines Caps) auf der positiven oder (im Falle eines Floors) auf der negativen Veranderung der Zinssdtze im
Verhaltnis zu einem von den Parteien vereinbarten festen Satz basiert.

Im Hinblick auf Wertpapiere und Wertpapierindizes kann ein Subfonds Total Return Swaps einsetzen, bei denen der Subfonds
Zinszahlungen gegen Zahlungen tauschen kann, die beispielsweise auf der Rendite eines Aktien- oder Renteninstruments oder
eines Wertpapierindexes basieren. Mithilfe dieser Swaps kann ein Subfonds seine Risiken in bestimmten Wertpapieren bzw. Wert-
papierindizes steuern. Bei diesen Instrumenten basiert die Rendite des Subfonds auf der Entwicklung der Zinssatze im Verhaltnis
zur Rendite des betreffenden Wertpapiers oder Index. Der Subfonds kann auch Swaps einsetzen, bei denen die Rendite des Sub-
fonds abhangig ist von der Kursvolatilitat des betreffenden Wertpapiers (Ein Volatilitdtsswap ist ein Termingeschaft, dessen Basis-
wert die Volatilitat eines bestimmten Produkts ist. Dies ist ein reines Volatilitatsinstrument, das den Anlegern gestattet, allein auf
die Anderung der Volatilitit eines Anteils ohne Einfluss seines Preises zu spekulieren) oder von der Varianz (das Quadrat der Vola-
tilitat) (ein Varianz-Swap ist eine Art des Volatilitatsswaps, bei dem die Auszahlung linear zur Varianz und nicht zur Volatilitat
erfolgt, mit dem Ergebnis, dass die Auszahlung mit einem hoheren Satz ansteigt als bei der Volatilitat).

Wenn ein Subfonds Total Return Swaps eingeht (oder in andere Finanzderivate mit den gleichen Eigenschaften investiert), ge-
schieht dies ausschliesslich im Namen des Subfonds und mit Institutionen, die den Anforderungen gentigen (einschliesslich gege-
benenfalls der Mindestanforderungen an das Kreditrating). Unter Berticksichtigung dieser Bedingungen liegt die Ernennung von
Gegenparteien bei Abschluss von Total Return Swaps zur Férderung der Anlageziele und -grundsatze des betreffenden Subfonds
im alleinigen Ermessen des Portfolio Managers.

Credit Default Swaps («CDS») sind Derivate, mit denen das Kreditrisiko zwischen Kaufer und Verkaufer Gbertragen und verwandelt
wird. Der Sicherungskaufer erwirbt vom Sicherungsverkdufer Schutz vor Verlusten, die infolge eines Zahlungsausfalls oder eines
anderen Kreditereignisses hinsichtlich eines Basiswertes auftreten kénnen. Der Sicherungskaufer zahlt eine Pramie fur den Schutz,
wahrend der Sicherungsverkaufer sich verpflichtet, bei Eintreten eines der im CDS-Kontrakt festgeschriebenen Kreditereignisse
eine Zahlung zu leisten, um den Sicherungskaufer fur den erlittenen Verlust zu entschadigen. Bei Einsatz eines CDS kann der
Subfonds als Sicherungskaufer und/oder als Sicherungsverkdufer auftreten. Ein Kreditereignis ist ein Ereignis, das mit der abneh-
menden Bonitat des Basiswertes verbunden ist, auf den sich das Kreditderivat bezieht. Der Eintritt eines Kreditereignisses hat im
Allgemeinen die vollstandige oder teilweise Beendigung der Transaktion sowie eine Zahlung des Sicherungsverkaufers an den
Sicherungskaufer zur Folge. Kreditereignisse umfassen unter anderem Insolvenz, Zahlungsverzug, Restrukturierung und Zahlungs-
ausfall.

Insolvenzrisiko bei Swap-Gegenparteien

Einschusszahlungen im Zusammenhang mit Swap-Kontrakten werden bei Brokern hinterlegt. Die Struktur dieser Kontrakte bein-
haltet zwar Vorschriften, die jede Partei gegen die Insolvenz der anderen Partei absichern soll, doch diese Vorschriften greifen
unter Umstanden nicht. Dieses Risiko wird ferner dadurch gemindert, dass ausschliesslich angesehene Swap-Kontrahenten ausge-
wahlt werden.

Potenzielle llliquiditat von bérsengehandelten Instrumenten und Swap-Kontrakten
Unter Umstanden kann die Verwaltungsgesellschaft Kauf- oder Verkaufsauftrage an Borsen aufgrund der Marktbedingungen,
darunter die Beschrankung der taglichen Kursschwankungen, nicht immer zum gewutnschten Kurs ausfiihren und eine offene
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Position nicht immer glattstellen. Wenn der Handel an einer Borse ausgesetzt oder eingeschrankt ist, ist die Verwaltungsgesell-
schaft moglicherweise nicht in der Lage, zu den nach Auffassung des Portfolio Managers wiinschenswerten Bedingungen Ge-
schafte auszuftihren oder Positionen zu schliessen.

Swap-Kontrakte sind Over-the-Counter-Kontrakte mit einer einzigen Gegenpartei und kénnen daher illiquide sein. Swap-Kontrakte
koénnen zwar glattgestellt werden, um Gber ausreichend Liquiditat zu verflgen, diese Glattstellung kann bei extremen Marktbe-
dingungen jedoch unméglich oder fiir den Fonds sehr teuer sein.

Liquiditatsrisiko

Ein Subfonds legt unter Umstadnden in Wertpapieren an, die sich anschliessend aufgrund verringerter Liquiditat nur schwer ver-
kaufen lassen. Dies kann sich nachteilig auf ihren Marktpreis und folglich auf den Nettoinventarwert des Subfonds auswirken. Die
verringerte Liquiditat dieser Wertpapiere kann durch ungewdéhnliche oder ausserordentliche Wirtschafts- oder Marktereignisse
bedingt sein, wie z. B. die Verschlechterung der Bonitat eines Emittenten oder die mangelnde Effizienz eines Marktes. Bei extremen
Marktsituationen gibt es unter Umstanden wenige willige Kaufer und die Anlagen kénnen nicht ohne Weiteres zum gewUnschten
Zeitpunkt oder Preis verkauft werden; die entsprechenden Subfonds mussen unter Umstédnden einen niedrigeren Preis akzeptieren,
um die Anlagen zu verkaufen, oder sie kénnen die Anlagen unter Umstanden Gberhaupt nicht verkaufen. Der Handel mit be-
stimmten Wertpapieren oder anderen Instrumenten kann von der jeweiligen Bérse oder einer Staats- oder Aufsichtsbehorde aus-
gesetzt oder eingeschrankt werden, und einem Subfonds kann hierdurch ein Verlust entstehen. Das Unvermdégen, eine Portfolio-
Position zu verkaufen, kann den Wert dieser Subfonds negativ beeinflussen oder verhindern, dass diese Subfonds andere Anlage-
gelegenheiten nutzen kénnen. Zur Erfillung von Ricknahmeantragen sind diese Subfonds unter Umstéanden zum Verkauf von
Anlagen zu unglnstigen Zeitpunkten und/oder Bedingungen gezwungen.

Anleihen

Anleihen unterliegen tatsachlichen auf Fakten und auf Wahrnehmungen beruhenden Massstaben fir die Kreditwirdigkeit. Anlei-
hen und insbesondere Hochzinsanleihen kénnen von negativen Schlagzeilen und einer unvorteilhaften Wahrnehmung durch An-
leger beeintrachtigt werden, die moglicherweise nicht auf einer Fundamentalanalyse beruhen und negativen Einfluss auf Wert und
Liquiditat der Anleihe haben kénnen.

Hochzinsanleihen

Die Anlage in Schuldverschreibungen ist mit einem Zins-, Sektor-, Wertpapier- und Kreditrisiko verbunden. Im Vergleich zu Invest-
ment-Grade-Anleihen haben Hochzinsanleihen in der Regel ein niedrigeres Rating und bieten Ublicherweise héhere Renditen, um
die mit diesen Wertpapieren verbundene niedrigere Bewertung oder das hohere Ausfallrisiko auszugleichen. Bei Hochzinsanleihen
besteht ein héheres Risiko der Kapitalerosion durch Ausfall, oder im Falle einer unter der laufenden Verzinsung liegenden Effek-
tivverzinsung. Wirtschaftliche Bedingungen und Anderungen am Zinsniveau kénnen den Wert dieser Anleihen erheblich beeinflus-
sen. Hochzinsanleihen kénnen tberdies auch einem hoheren Kredit- oder Ausfallrisiko unterliegen als Anleihen mit hohem Rating.
Diese Anleihen reagieren tendenziell starker auf Entwicklungen, die das Markt- und Kreditrisiko beeinflussen, als Wertpapiere mit
hoherem Rating. Der Wert von Hochzinsanleihen kann von gesamtwirtschaftlichen Bedingungen, wie z. B. einem Konjunkturab-
schwung oder einer Phase mit steigenden Zinssatzen, nachteilig beeinflusst werden. Hochzinsanleihen sind unter Umstanden we-
niger liquide und schwieriger zu einem vorteilhaften Zeitpunkt oder Preis zu verkaufen oder zu bewerten als Anleihen mit hoherem
Rating. Insbesondere werden Hochzinsanleihen hdufig von kleineren, weniger kreditwiirdigen und hoher verschuldeten Unterneh-
men begeben, die in der Regel weniger imstande sind, Kapital und Zinsen pinktlich zu zahlen, als finanziell solide Unternehmen.

Risiken in Verbindung mit der Verwendung von Techniken zur effizienten Portfolioverwaltung

Ein Subfonds kann Pensionsgeschafte und umgekehrte Pensionsgeschafte als Kaufer oder Verkaufer nach Massgabe der in Ab-
schnitt 5 «Besondere Techniken und Instrumente, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben» aufge-
fihrten Bedingungen und Beschrédnkungen abschliessen. Im Falle eines Zahlungsausfalls der Gegenpartei bei einem Pensionsge-
schaft oder einem umgekehrten Pensionsgeschaft kann dem Subfonds ein Verlust in solcher Hohe entstehen, dass die Ertrage aus
dem Verkauf der zugrunde liegenden Wertpapiere und/oder der vom Subfonds im Zusammenhang mit dem Pensionsgeschaft oder
dem umgekehrten Pensionsgeschaft gehaltenen Collaterals niedriger sind als der Ruckkaufpreis oder gegebenenfalls als der Wert
der zugrunde liegenden Wertpapiere. Dartber hinaus kénnen dem Subfonds im Falle eines Konkurses oder &hnlicher Verfahren
gegen die Gegenpartei bei einem Pensionsgeschaft oder einem umgekehrten Pensionsgeschaft oder im Falle einer sonstigen Nicht-
erfullung ihrer Pflichten am Riucknahmedatum Verluste entstehen, darunter der Verlust der Zinsen oder des Kapitalbetrags des
Wertpapiers sowie Kosten im Zusammenhang mit dem Verzug oder der Durchsetzung des Pensionsgeschéfts oder des umgekehr-
ten Pensionsgeschafts.

Ein Subfonds kann Wertpapierleihgeschafte nach Massgabe der in Abschnitt 5 «Besondere Techniken und Instrumente, die Wert-
papiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben» aufgefihrten Bedingungen und Beschrankungen abschliessen. Wert-
papiergeschafte beinhalten ein Gegenparteirisiko, einschliesslich des Risikos, dass die ausgeliehenen Wertpapiere gar nicht oder
nicht rechtzeitig zurtickgegeben werden (kénnen). Wenn der Kreditnehmer von Wertpapieren die von einem Subfonds geliehenen
Wertpapiere nicht zurtickgibt, besteht die Gefahr, dass die erhaltenen Wertpapiere zu einem niedrigeren Wert als die verliehenen
Wertpapiere realisiert werden, sei es aufgrund ungenauer Preisfindungen der Wertpapiere, ungtinstiger Marktbewegungen, einer
Verschlechterung der Kreditwirdigkeit des Emittenten der Wertpapiere, der llliquiditat des Marktes, auf dem die Wertpapiere
gehandelt werden, Fahrlassigkeit oder Insolvenz der Verwahrstelle, die die Wertpapiere halt, oder Kiindigung von Rechtsvereinba-
rungen, z. B. aufgrund von Insolvenzen, die sich nachteilig auf die Wertentwicklung des Subfonds auswirken kénnten. Im Falle
eines Zahlungsausfalls der Gegenpartei bei einem Wertpapierleihgeschaft kann dem Subfonds ein Verlust in einer solchen Héhe
entstehen, dass die Ertrdge aus dem Verkauf des von dem Fonds im Zusammenhang mit dem Wertpapierleihgeschaft gehaltenen
Collaterals geringer sind als der Wert der ausgeliehenen Wertpapiere. Dariiber hinaus kénnten dem Subfonds im Falle eines Kon-
kurses oder ahnlicher Verfahren gegen die Gegenpartei bei einem Wertpapierleihgeschaft oder im Falle eines Versaumnisses, die
Wertpapiere wie vereinbart zurlickzugeben, Verluste entstehen, darunter der Verlust der Zinsen oder des Kapitalbetrags der Wert-
papiere sowie Kosten im Zusammenhang mit dem Verzug oder der Durchsetzung des Wertpapierleihgeschafts.

Die Subfonds werden Pensionsgeschafte, umgekehrte Pensionsgeschafte oder Wertpapierleingeschafte nur zum Zwecke der Min-
derung von Risiken (Absicherung) oder zur Erzielung zusatzlicher Wertsteigerungen oder Ertrage fur den betreffenden Subfonds
abschliessen. Bei der Anwendung dieser Techniken beachtet der Subfonds jederzeit die in Abschnitt 5 «Besondere Techniken und
Instrumente, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben» aufgefiihrten Bedingungen. Die mit dem Ein-
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satz von Pensionsgeschaften, umgekehrten Pensionsgeschaften und Wertpapierleingeschaften verbundenen Risiken werden sorg-
faltig tberwacht, und zur Minderung dieser Risiken werden bestimmte Techniken (unter anderem Collateral Management) genutzt.
Es wird zwar erwartet, dass der Einsatz von Pensionsgeschéften, umgekehrten Pensionsgeschaften und Wertpapierleihgeschaften
im Allgemeinen keinen wesentlichen Einfluss auf die Wertentwicklung eines Subfonds haben wird, jedoch kann der Einsatz dieser
Techniken einen erheblichen, negativen oder positiven, Einfluss auf den Nettoinventarwert eines Subfonds haben.

Engagement in Wertpapierfinanzierungsgeschaften
Das Engagement der Subfonds in Total Return Swaps, Pensionsgeschaften/umgekehrten Pensionsgeschaften und Wertpapierleih-
geschaften stellt sich wie folgt dar (jeweils in Prozent des Nettoinventarwertes):

Subfonds Total Return Swaps Pensionsgeschafte/ um- Wertpapierleihe
gekehrte Pensionsge-
schafte
Erwartet Maximum Erwartet | Maximum Erwartet | Maximum
Focused Fund- Corporate Bond 0% 15 % 0% 10 % 20 % 50 %
Sustainable USD

Risikomanagement

Das Risikomanagement gemass dem Commitment-Ansatz und dem Value-at-Risk-Ansatz erfolgt gemass den anwendbaren Ge-
setzen und regulatorischen Vorschriften. Das Risikomanagementverfahren wird, wie im CSSF-Rundschreiben 14/592 (zur Umset-
zung der ESMA-Leitlinien zu borsengehandelten Indexfonds und anderen OGAW-Themen) vorgesehen, ebenso im Rahmen des
Collateral Managements (s. Abschnitt «Collateral Management» unten) und der Techniken und Instrumente zur effizienten Ver-
waltung des Portfolios (s. Abschnitt 5 «Besondere Techniken und Instrumente, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum
Gegenstand haben») angewendet.

Hebelwirkung

Die Hebelwirkung bei OGAW nach dem Value-at-Risk-Ansatz («VaR» bzw. «VaR-Ansatz») ist gemass dem CSSF-Rundschreiben
11/512 als «Summe der Nennwerte» der vom jeweiligen Subfonds eingesetzten Derivate definiert. Anteilinhaber sollten beachten,
dass diese Definition zu einem kinstlich hohen Hebel fiihren kann, der das tatsachliche wirtschaftliche Risiko unter anderem aus
den folgenden Grinden gegebenenfalls nicht korrekt widerspiegelt:

« Unabhangig davon, ob ein Derivat fiir Anlage- oder Absicherungszwecke eingesetzt wird oder nicht, erhéht es den nach
dem Ansatz der «Summe der Nennwerte» berechneten Hebel;

«  Die Duration von Zinsderivaten wird nicht berticksichtigt. Eine Folge davon ist, dass kurzfristige Zinsderivate die gleiche
Hebelwirkung erzeugen wie langfristige Zinsderivate, obgleich kurzfristige Zinsderivate ein erheblich geringeres wirt-
schaftliches Risiko generieren.

Das wirtschaftliche Risiko von OGAW nach dem VaR-Ansatz wird innerhalb eines OGAW-Risikokontrollprozesses erfasst. Dieser
beinhaltet unter anderem Beschrankungen zum VaR, der das Marktrisiko aller Positionen, einschliesslich dem von Derivaten, um-
fasst. Der VaR wird durch ein umfassendes Stresstest-Programm ergéanzt.

Die durchschnittliche Hebelwirkung je Subfonds nach dem VaR-Ansatz wird in einer Bandbreite erwartet, die in der nachstehenden
Tabelle angegeben ist. Der Hebel wird als Quotient aus der Summe der Nennwerte und dem Nettoinventarwert des betreffenden
Subfonds ausgedriickt. Fur alle Subfonds kédnnen unter bestimmten Umstdnden hohere Hebelwerte erreicht werden.

Subfonds Berechnungsmethode des Ge- | Erwartete Hebel- Referenzportfolio
samtrisikos bandbreite
Focused Fund — Corporate Bond Commitment-Ansatz n/a k. A.
Sustainable USD

Collateral Management

Fuhrt der Fonds ausserborsliche Transaktionen (OTC-Geschafte) durch, so kann er dadurch Risiken im Zusammenhang mit der
Kreditwirdigkeit der OTC-Gegenparteien ausgesetzt sein: Bei Abschluss von Terminkontrakten oder Optionsgeschaften oder Ver-
wendung sonstiger derivativer Techniken unterliegt der Fonds dem Risiko, dass eine OTC-Gegenpartei ihren Verpflichtungen aus
einem bestimmten oder mehreren Vertragen nicht nachkommt (bzw. nicht nachkommen kann). Das Gegenparteirisiko kann durch
die Hinterlegung einer Sicherheit («Collateral») verringert werden (s. oben).

Collateral kann in Form von Barmitteln in hochliquiden Wahrungen, hochliquiden Aktien sowie erstklassigen Staatsanleihen gestellt
werden. Der Fonds wird dabei nur solche Finanzinstrumente als Collateral akzeptieren, die es ihm — nach einer objektiven und
sachgerechten Einschatzung — erlauben wiirden, sie innerhalb eines angemessenen Zeitraums zu verwerten. Das Collateral muss
vom Fonds oder von einem vom Fonds beauftragten Dienstleister mindestens einmal taglich bewertet werden. Der Wert des Col-
laterals muss hoher sein als der Wert der Position mit der jeweiligen OTC-Gegenpartei. Dieser Wert kann zwar zwischen zwei
aufeinanderfolgenden Bewertungen schwanken.

Nach jeder Bewertung wird jedoch sichergestellt (ggf. durch das Verlangen eines zusatzlichen Collaterals), dass das Collateral den
angestrebten Aufschlag zum Wert der Position mit der jeweiligen OTC-Gegenpartei wieder erreicht (sog. mark-to-market). Um die
Risiken, die mit dem jeweiligen Collateral einhergehen, hinreichend zu beriicksichtigen, bestimmt die Verwaltungsgesellschaft, ob
der Wert des zu verlangenden Collaterals zusatzlich um einen Aufschlag zu erhéhen ist bzw. ob auf den Wert des fraglichen
Collaterals ein angemessener, konservativ bemessener Abschlag (Haircut) vorzunehmen ist. Je starker der Wert des Collaterals
schwanken kann, desto hoher fallt der Abschlag aus.

Die Verwaltungsgesellschaft trifft eine interne Rahmenvereinbarung, die die Einzelheiten tber die oben dargestellten Anforderun-
gen und Werte, insbesondere tber die zuldssigen Arten von Collateral, die auf das jeweilige Collateral anzuwendenden Auf- und
Abschlage sowie die Anlagepolitik fur die Barmittel, die als Collateral Gberlassen wurden, bestimmt. Diese Rahmenvereinbarung
wird von der Verwaltungsgesellschaft regelmassig Gberprift und ggf. angepasst.
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Die Verwaltungsgesellschaft hat Instrumente der folgenden Anlageklassen als Collateral aus OTC-Derivattransaktionen zugelassen
und folgende Abschldge (Haircuts), die auf diese Instrumente anzuwenden sind, festgelegt:

Anlageklasse Minimaler Haircut (% Abzug vom Marktwert)

Fest- und variabel verzinsliche Instrumente

Barmittel in den Wahrungen CHF, EUR, GBP, USD, JPY, CAD und

AUD. 0 %

Kurzlaufende Instrumente (bis 1 Jahr), die von einem der folgen-
den Staaten (Australien, Belgien, Danemark, Deutschland, Frank-
reich, Osterreich, Japan, Norwegen, Schweden, Vereinigtes Kénig{1 %
reich, USA) begeben werden und bei denen der emittierende Staat
ein Mindestrating von A aufweist

Instrumente, welche die gleichen Kriterien wie oben erfillen und

k . - . 3 %
eine mittlere Laufzeit (1 — 5 Jahre) aufweisen

Instrumente, welche die gleichen Kriterien wie oben erfillen und

I i H 4 %
eine lange Laufzeit (5 — 10 Jahre) aufweisen.

Instrumente, welche die gleichen Kriterien wie oben erfullen und

(o)
eine sehr lange Laufzeit (Uber 10 Jahre) aufweisen. p %

US TIPS (Treasury Inflation Protected Securities) mit einer Laufzeit,
; 7 %
bis zu 10 Jahren

US Treasury Strips oder Zero Coupon Bonds (alle Laufzeiten) 8 %

US TIPS (Treasury Inflation Protected Securities) mit einer Laufzeit, .
N 10 %
Uber 10 Jahre

Die fur Collateral aus Wertpapierleinen anwendbaren Haircuts werden, soweit anwendbar, im Abschnitt 5 «Besondere Techniken
und Instrumente, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben» dargestellt.

Die als Collateral Gbertragenen Wertpapiere dirfen weder von der jeweiligen OTC-Gegenpartei begeben worden sein noch eine
hohe Korrelation mit dieser OTC-Gegenpartei aufweisen. Deshalb sind Aktien aus der Finanzbranche als Collaterals nicht zugelas-
sen. Die als Collateral Ubertragenen Wertpapiere werden von der Verwahrstelle zugunsten des Fonds verwahrt und durfen vom
Fonds weder verkauft noch angelegt oder verpfandet werden.

Der Fonds tragt daftr Sorge, dass das ihm zur Sicherheit Ubertragene Collateral hinreichend diversifiziert ist, insbesondere im
Hinblick auf die geographische Streuung, die Diversifizierung tber verschiedene Markte sowie die Diversifizierung des Konzentra-
tionsrisikos. Das Letztere gilt dabei als ausreichend diversifiziert, wenn die als Collateral dienenden Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente, die von ein und demselben Emittenten begeben worden sind, 20 % des Nettovermdgens des Fonds nicht Ubersteigen.
Abweichend vom vorgenannten Absatz und in Ubereinstimmung mit dem Uberarbeiteten Punkt 43 (e) der ESMA- Leitlinien zu
borsengehandelten Indexfonds (Exchange-Traded Funds, ETF) und anderen OGAW-Themen vom 1. August 2014
(ESMA/2014/937), kann der Fonds vollstéandig mit verschiedenen Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten besichert werden, die
von einem EU-Mitgliedstaat, einer oder mehrerer ihrer Gebietskorperschaften, einem Drittstaat oder einer internationalen Korper-
schaft des 6ffentlichen Rechts, der ein oder mehrere EU-Mitgliedstaaten angehoren, ausgegeben oder garantiert werden. In einem
solchen Fall muss der Fonds daflr sorgen, dass er Wertpapiere aus mindestens sechs verschiedenen Emissionen erhalt, wahrend
die Wertpapiere aus ein und derselben Emission nicht mehr als 30 % des Nettovermdgens des jeweiligen Subfonds ausmachen
darfen.

Die Verwaltungsgesellschaft hat beschlossen, von der vorgenannten Ausnahmeregelung Gebrauch zu machen und
eine Besicherung von bis zu 50 % des Nettovermdgens des jeweiligen Subfonds in Staatsanleihen zu akzeptieren, die
durch die folgenden Staaten ausgegeben und garantiert werden: USA, Japan, Vereinigtes Konigreich, Deutschland
und Schweiz.

Collateral, das in Form von Barmitteln hinterlegt wird, kann vom Fonds angelegt werden. Die Anlage darf ausschliesslich in Sicht-
einlagen und kiindbaren Einlagen in Ubereinstimmung mit Ziffer 1.1 Buchstabe f) des Abschnitts 1 «Zuldssige Anlagen des Fonds»,
in hochqualitativen Staatsanleihen, in Pensionsgeschéften im Sinne von Abschnitt 5 «Besondere Techniken und Instrumente, die
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben», vorausgesetzt, dass die Gegenpartei dieser Transaktion ein
Kreditinstitut im Sinne von Ziffer 1.1 Buchstabe f) des Abschnitts 1 «Zuldssige Anlagen des Fonds» ist und der Fonds das Recht
hat, die Transaktion jederzeit zu kiindigen und die RickUbertragung des eingesetzten Betrages, einschliesslich angefallener Zinsen,
zu verlangen, sowie in kurzfristigen Geldmarktfonds im Sinne der CESR-Richtlinien 10-049 erfolgen.

Auf die Diversifizierung des Konzentrationsrisikos finden die Beschréankungen, die im vorangegangenen Absatz beschrieben sind,
entsprechende Anwendung. Konkurs- und Insolvenzfalle bzw. sonstige Kreditausfallereignisse bei der Verwahrstelle oder innerhalb
ihres Unter-Verwahrstellen-/Korrespondenzbanknetzes kénnen dazu fihren, dass die Rechte des Fonds in Verbindung mit dem
Collateral verzoégert oder in anderer Weise eingeschrankt werden. Falls der Fonds der OTC-Gegenpartei gemass geltenden Verein-
barungen ein Collateral schuldet, so ist ein solches Collateral wie zwischen dem Fonds und der OTC-Gegenpartei vereinbart auf
die OTC-Gegenpartei zu Ubertragen. Konkurs- und Insolvenzfalle bzw. sonstige Kreditausfallereignisse bei der OTC-Gegenpartei,
der Verwahrstelle oder innerhalb ihres Unter-Verwahrstellen-/Korrespondenzbanknetzes konnen dazu fiihren, dass die Rechte oder
die Anerkennung des Fonds in Bezug auf das Collateral verzogert, eingeschréankt oder sogar ausgeschlossen werden, wodurch der
Fonds sogar dazu gezwungen ware, seinen Verpflichtungen im Rahmen der OTC-Transaktion ungeachtet von etwaigem Collateral,
das im Vorhinein zur Deckung einer solchen Verpflichtung gestellt wurde, nachzukommen.

Nettoinventarwert, Ausgabe-, Riicknahme- und Konversionspreis

Der Nettoinventarwert sowie der Ausgabe-, Rlicknahme- und Konversionspreis pro Anteil eines Subfonds bzw. einer Anteilsklasse
werden in der Rechnungswahrung des betreffenden Subfonds bzw. der betreffenden Anteilsklasse ausgewiesen und an jedem
Geschaftstag berechnet, indem das gesamte Nettovermogen des Subfonds, welches jeder Anteilsklasse zuzurechnen ist, durch die
Anzahl der im Umlauf befindlichen Anteile der jeweiligen Anteilsklasse dieses Subfonds geteilt wird. Es kann jedoch auch an Tagen,

14



an welchen gemass nachfolgendem Abschnitt keine Anteile ausgegeben oder zuriickgenommen werden, der Nettoinventarwert
eines Anteils berechnet werden. Ein solcher Nettoinventarwert kann vertffentlicht werden, darf allerdings nur fir Performance-
Berechnungen und -Statistiken oder fir Kommissionsberechnungen verwendet werden. Er darf auf keinen Fall als Basis ftr Zeich-
nungs- und Riicknahmeantrage verwendet werden.

Der Prozentsatz des Nettoinventarwertes, welcher den jeweiligen Anteilsklassen eines Subfonds zuzurechnen ist, andert sich jedes
Mal, wenn eine Ausgabe oder Riicknahme von Anteilen stattfindet. Er wird, unter Berlcksichtigung der der jeweiligen Anteilsklasse
belasteten Kommissionen, durch das Verhaltnis der ausgegebenen Anteile jeder Anteilsklasse gegentiber der Gesamtheit der aus-
gegebenen Anteile des Subfonds bestimmt.

Bei den Subfonds, die gemass ihrer Anlagepolitik Gberwiegend in Geldmarktinstrumente investieren, wird das Nettovermdgen auf
das Datum, auf das die Zahlung des Ausgabepreises bzw. des Riicknahmepreises Ublicherweise valutiert wird, hochgerechnet.

Das Vermogen eines jeden Subfonds wird folgendermassen bewertet:

a)

Als Wert von Barmitteln — sei es in Form von Barbestanden oder Bankguthaben sowie von Wechseln und Sichtpapieren und
Forderungen, Vorauszahlungen auf Kosten, Bardividenden und erklarten oder aufgelaufenen Zinsen, die noch nicht erhalten
wurden — gilt deren voller Wert, es sei denn es ist unwahrscheinlich, dass dieser vollstdndig gezahlt oder erhalten wird, in
welchem Fall ihr Wert dadurch bestimmt wird, dass ein angemessen erscheinender Abzug berlcksichtigt wird, um ihren
wirklichen Wert darzustellen.

Wertpapiere, Derivate und andere Anlagen, welche an einer Borse notiert sind, werden zu den letztbekannten Marktpreisen
bewertet. Falls diese Wertpapiere, Derivate oder andere Anlagen an mehreren Borsen notiert sind, ist der letztverfligbare
Kurs an jener Borse massgebend, die der Hauptmarkt fur diese Anlagen darstellt.

Bei Wertpapieren, Derivaten und anderen Anlagen, bei welchen der Handel an einer Borse geringfligig ist und fir welche ein
Zweitmarkt zwischen Wertpapierhandlern mit marktkonformer Preisbildung besteht, kann die Verwaltungsgesellschaft die
Bewertung dieser Wertpapiere, Derivate und anderen Anlagen auf der Grundlage dieser Preise vornehmen. Wertpapiere,
Derivate und andere Anlagen, die nicht an einer Borse notiert sind, die aber an einem anderen geregelten Markt gehandelt
werden, der anerkannt, fir das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordnungsgemass ist, werden zum letztverfiigba-
ren Kurs auf diesem Markt bewertet.

Wertpapiere und andere Anlagen, welche nicht an einer Bérse notiert sind oder an einem anderen geregelten Markt gehan-
delt werden und fur die kein adaquater Preis erhaltlich ist, wird die Verwaltungsgesellschaft geméss anderen, von ihr nach
Treu und Glauben zu bestimmenden Grundsétzen auf der Basis der voraussichtlich méglichen Verkaufspreise bewerten.

Die Bewertung von Derivaten, die nicht an einer Borse notiert sind (OTC-Derivate), erfolgt anhand unabhéangiger Preisquellen.
Sollte fur ein Derivat nur eine unabhangige Preisquelle vorhanden sein, wird die Plausibilitdt dieses Bewertungskurses mittels
Berechnungsmodellen, die von der Verwaltungsgesellschaft und dem Abschlussprifer des Fonds anerkannt sind, auf der
Grundlage des Verkehrswertes des Basiswertes, von dem das Derivat abgeleitet ist, nachvollzogen.

Anteile anderer Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) und/oder Organismen fir gemeinsame An-
lagen (OGA) werden zu ihrem letztbekannten Nettoinventarwert bewertet.

Die Bewertung von Geldmarktinstrumenten, welche nicht an einer Borse oder an einem anderen geregelten, 6ffentlich zu-
ganglichen Markt gehandelt werden, erfolgt auf Basis der jeweils relevanten Kurven. Die auf den Kurven basierende Bewer-
tung bezieht sich auf die Komponenten Zinssatz und Credit-Spread. Dabei werden folgende Grundsatze angewandt: Fur
jedes Geldmarktinstrument werden die der Restlaufzeit nachsten Zinssatze interpoliert. Der dadurch ermittelte Zinssatz wird
unter Hinzuziehung eines Credit-Spreads, welcher die Kreditwirdigkeit des zugrundeliegenden Schuldners wiedergibt, in
einen Marktkurs konvertiert. Dieser Credit-Spread wird bei signifikanter Anderung der Bonitat des Schuldners angepasst.

Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, Derivate und andere Anlagen, die auf eine andere Wahrung als die Rechnungswahrung
des entsprechenden Subfonds lauten und welche nicht durch Devisentransaktionen abgesichert sind, werden zum Wahrungs-
mittelkurs zwischen Kauf- und Verkaufspreis, der in Luxemburg, oder, falls nicht erhaltlich, auf dem fur diese Wahrung
reprasentativsten Markt bekannt ist, bewertet.

Fest- und Treuhandgelder werden zu ihrem Nennwert zuztglich aufgelaufener Zinsen bewertet.

Der Wert der Tauschgeschafte wird von einem externen Anbieter berechnet und eine zweite unabhangige Berechnung wird
durch einen anderen externen Anbieter zur Verfligung gestellt. Die Berechnung basiert auf dem aktuellen Wert (Net Present
Value) aller Cash Flows, sowohl In- als auch Outflows. In einigen spezifischen Fallen kdnnen interne Berechnungen — basie-
rend auf von Bloomberg zur Verfligung gestellten Modellen und Marktdaten — und/oder Broker-Statement-Bewertungen
verwendet werden. Die Bewertungsmethode hangt von dem jeweiligen Wertpapier ab und wird nach der gultigen Bewer-
tungsrichtlinie von UBS bestimmt.

Erweist sich auf Grund besonderer Umstande eine Bewertung nach Massgabe der vorstehenden Regeln als undurchfuhrbar oder
ungenau, ist die Verwaltungsgesellschaft berechtigt, nach Treu und Glauben andere allgemein anerkannte und tberprutfbare Be-
wertungskriterien anzuwenden, um eine angemessene Bewertung des Nettovermdgens zu erzielen.

Unter aussergewodhnlichen Umstanden kénnen im Verlaufe des Tages weitere Bewertungen vorgenommen werden. Solche neuen
Bewertungen gelten fur die anschliessende Ausgabe und Ricknahme der Anteile.

Die tatsachlichen Kosten des Kaufs oder Verkaufs von Vermodgenswerten und Anlagen fur einen Subfonds kénnen aufgrund von
Gebuhren und Abgaben und der Spannen bei den Kauf- und Verkaufspreisen der zugrunde liegenden Anlagen vom letzten ver-
flgbaren Preis oder gegebenenfalls dem Nettoinventarwert, der bei der Berechnung des Nettoinventarwertes je Anteil verwendet
wurde, abweichen. Diese Kosten wirken sich nachteilig auf den Wert eines Subfonds aus und werden als «Verwasserung» be-
zeichnet. Um die Verwasserungseffekte zu verringern, kann der Verwaltungsrat nach eigenem Ermessen eine Verwasserungsan-
passung am Nettoinventarwert je Anteil vornehmen («Swing Pricing»).
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Anteile werden auf Grundlage eines einzigen Preises ausgegeben und zuriickgenommen, namlich des Nettoinventarwertes je
Anteil. Zur Verringerung des Verwasserungseffekts wird der Nettoinventarwert je Anteil jedoch an Bewertungstagen wie nachste-
hend beschrieben angepasst, und zwar abhangig davon, ob sich der Subfonds am jeweiligen Bewertungstag in einer Nettozeich-
nungsposition oder in einer Nettorlicknahmeposition befindet. Falls an einem Bewertungstag in einem Subfonds oder der Klasse
eines Subfonds kein Handel stattfindet, wird der nicht angepasste Nettoinventarwert je Anteil als Preis angewendet. Unter welchen
Umstanden eine solche Verwésserungsanpassung erfolgt, liegt im Ermessen des Verwaltungsrates. In der Regel hangt das Erfor-
dernis, eine Verwasserungsanpassung vorzunehmen, vom Umfang der Zeichnungen oder Riicknahmen von Anteilen in dem je-
weiligen Subfonds ab. Der Verwaltungsrat kann eine Verwasserungsanpassung vornehmen, wenn nach seiner Auffassung ansons-
ten die bestehenden Anteilinhaber (im Falle von Zeichnungen) bzw. die verbleibenden Anteilinhaber (im Falle von Ricknahmen)
benachteiligt werden kénnten. Die Verwasserungsanpassung kann unter anderem erfolgen, wenn:

(a) ein Subfonds einen kontinuierlichen Riickgang (d. h. einen Nettoabfluss durch Riicknahmen) verzeichnet;

(b) ein Subfonds gemessen an seiner Grosse in erheblichem Masse Nettozeichnungen verzeichnet;

(0 ein Subfonds an einem Bewertungstag eine Nettozeichnungsposition oder eine Nettorticknahmeposition aufweist; oder
(d) In allen anderen Fallen, in denen nach Auffassung des Verwaltungsrates im Interesse der Anteilinhaber eine Verwasse-

rungsanpassung erforderlich ist.

Bei der Verwasserungsanpassung wird je nachdem, ob sich der Subfonds in einer Nettozeichnungsposition oder in einer Nettortick-
nahmeposition befindet, ein Wert zum Nettoinventarwert je Anteil hinzugerechnet oder von diesem abgezogen, der nach Erachten
des Verwaltungsrates die Geblhren und Abgaben sowie die Kauf-Verkauf-Spannen in angemessener Weise abdeckt. Insbesondere
wird der Nettoinventarwert des jeweiligen Subfonds um einen Betrag (nach oben oder unten) angepasst, der (i) die geschatzten
Steueraufwendungen, (i) die Handelskosten, die dem Subfonds unter Umstédnden entstehen, und (iii) die geschatzte Geld-Brief-
Spanne der Vermogenswerte, in denen der Subfonds anlegt, abbildet. Da manche Aktienmaérkte und Lander unter Umstanden
unterschiedliche Gebhrenstrukturen auf der Kaufer- und Verkauferseite aufweisen, kann die Anpassung fir Nettozuflisse und
Nettoabflisse unterschiedlich hoch ausfallen. Die Anpassungen sind in der Regel auf maximal 2 % des jeweils geltenden Nettoin-
ventarwertes je Anteil begrenzt. Der Verwaltungsrat kann bei Vorliegen von aussergewohnlichen Umsténden (z. B. hohe Markt-
volatilitdt und/oder -illiquiditat, aussergewohnliche Marktbedingungen, Marktstérungen usw.) in Bezug auf jeden Subfonds
und/oder Bewertungstag beschliessen, voribergehend eine Verwasserungsanpassung um mehr als 2 % des jeweils geltenden
Nettoinventarwertes je Anteil anzuwenden, wenn der Verwaltungsrat rechtfertigen kann, dass dies fur die vorherrschenden Markt-
bedingungen reprasentativ und im Interesse der Anteilinhaber ist. Diese Verwasserungsanpassung wird nach dem vom Verwal-
tungsrat festgelegten Verfahren berechnet. Die Anteilinhaber werden bei der Einflihrung sowie am Ende der befristeten Massnah-
men Uber die Ublichen Kommunikationskanéle informiert.

Der Nettoinventarwert jeder Klasse des Subfonds wird getrennt berechnet. Verwasserungsanpassungen betreffen den Nettoinven-

tarwert jeder Klasse jedoch prozentual in gleicher Hohe. Die Verwasserungsanpassung erfolgt auf Ebene des Subfonds und betrifft
die Kapitalaktivitat, jedoch nicht die besonderen Umstande jeder einzelnen Transaktion der Anleger.

Anlagen in den Focused Fund

Bedingungen fiir die Ausgabe und Riicknahme von Anteilen

Anteile eines Subfonds werden an jedem Geschéaftstag ausgegeben oder zuriickgenommen. Unter «Geschaftstag» versteht man
in diesem Zusammenhang die Ublichen Bankgeschéaftstage (d. h. jeden Tag, an dem die Banken wahrend der normalen Geschafts-
zeiten gedffnet sind) in Luxemburg mit Ausnahme vom 24. und 31. Dezember und von einzelnen, nicht gesetzlichen Ruhetagen
in Luxemburg, sowie von Tagen, an welchen die Borsen der Hauptanlagelander des jeweiligen Subfonds geschlossen sind bzw.
50 % oder mehr der Anlagen des Subfonds nicht addquat bewertet werden kénnen.

«Nicht gesetzliche Ruhetage» sind Tage, an denen Banken und Finanzinstitute geschlossen sind.

Keine Ausgabe oder Riicknahme findet statt an Tagen, an welchen die Verwaltungsgesellschaft entschieden hat, keinen Nettoin-
ventarwert zu berechnen, wie im Abschnitt «Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwertes sowie der Ausgabe, Riicknahme
und Konversion von Anteilen» beschrieben. Die Verwaltungsgesellschaft ist des Weiteren berechtigt, nach freiem Ermessen Zeich-
nungsantrage abzulehnen.

Die Verwaltungsgesellschaft erlaubt keine Transaktionen, die in ihrem Ermessen die Interessen der Anteilinhaber beeintrachtigen
kénnten, wie z. B. «Market Timing» und «Late Trading». Sie ist berechtigt, jeden Zeichnungs- oder Konversionsantrag abzulehnen,
wenn sie der Meinung ist, dieser sei im Sinne solcher Praktiken. Die Verwaltungsgesellschaft ist des Weiteren berechtigt, alle
Massnahmen zu ergreifen, welche sie fir notwendig erachtet, um die Anteilinhaber vor solchen Handlungen zu schitzen.

Zeichnungs- und Riicknahmeantrage («Auftrdage»), die bis spatestens 15:00 Uhr (Mitteleuropaische Zeit) an einem Ge-
schaftstag («Auftragstag») bei der Administrationsstelle erfasst worden sind («Cut-off-Zeit»), werden auf der Basis
des per diesem Tag nach Cut-off-Zeit berechneten Nettoinventarwertes abgewickelt (<Bewertungstag»).

Alle per Fax erteilten Auftrage mussen bei der Administrationsstelle an einem Geschéaftstag spatestens eine Stunde vor Ablauf der
far den jeweiligen Subfonds angegebenen Cut-off-Zeit eingehen. Die zentrale Abwicklungsstelle der UBS AG in der Schweiz,
Vertriebsstellen oder sonstige Zwischenstellen kénnen fur ihre Kunden jedoch auch frilhere Cut-off-Zeiten als die oben angegebe-
nen festlegen, um die korrekte Einreichung der Auftrage bei der Administrationsstelle zu gewdhrleisten. Informationen hierzu sind
bei der zentralen Abwicklungsstelle der UBS AG in der Schweiz, den jeweiligen Vertriebsstellen oder sonstigen Zwischenstellen
erhaltlich.

16



Fur Auftrage, die bei der Administrationsstelle nach der einschldgigen Cut-off-Zeit an einem Geschaftstag erfasst werden, gilt der
nachstfolgende Geschaftstag als Auftragstag.

Gleiches gilt fur Auftrage zur Konversion von Anteilen eines Subfonds in Anteile eines anderen Subfonds des Fonds, welche auf
Basis der Nettoinventarwerte der betreffenden Subfonds getatigt werden.

Der zur Abrechnung verwendete Nettoinventarwert ist somit im Zeitpunkt der Auftragserteilung noch nicht bekannt (Forward-
Pricing). Er wird auf Grundlage der zuletzt bekannten Marktkurse berechnet (d. h. anhand der letzten verfligbaren Marktkurse
oder Marktschlusskurse, sofern diese zum Zeitpunkt der Berechnung verftigbar sind). Die einzelnen Bewertungsprinzipien sind im
nachfolgenden Abschnitt beschrieben.

Vorbehaltlich der geltenden Gesetze oder Vorschriften werden die mit der Annahme von Auftrdgen betrauten Vertriebsstellen
Zeichnungs-, Ricknahme- und/oder Konversionsantrage von Anlegern auf der Grundlage einer schriftlichen Vereinbarung, eines
schriftlichen Bestellformulars oder gleichwertiger Mittel, einschliesslich des Empfangs von Antrédgen auf elektronischem Wege,
verlangen und annehmen. Die Verwendung dieser gleichwertigen Mittel zur Schriftform muss von der Verwaltungsgesellschaft
und/oder der UBS Asset Management Switzerland AG vorher nach eigenem Ermessen schriftlich genehmigt werden.

Ausgabe von Anteilen
Die Ausgabepreise der Anteile der Subfonds werden gemass den Modalitaten des Abschnitts «Nettoinventarwert, Ausgabe-, Rick-
nahme- und Konversionspreis» berechnet.

Zusatzlich werden sémtliche in den jeweiligen Vertriebslandern eventuell anfallenden Steuern, Gebihren oder andere Abgaben
verrechnet.

Zeichnungen fur Anteile des Fonds werden zum Ausgabepreis der Subfonds von der Verwaltungsgesellschaft, der Administrati-
onsstelle oder der Verwahrstelle sowie allen anderen Vertriebsstellen entgegengenommen.

Unter Einhaltung der geltenden Gesetze und Bestimmungen kénnen die Verwahrstelle und/oder die mit der Annahme der fir
Zeichnungen zu leistenden Zahlungen beauftragten Stellen nach eigenem Ermessen und auf Anfrage vonseiten des Anlegers solche
Zahlungen in anderen Wéhrungen als der Rechnungswahrung des fraglichen Subfonds und der Zeichnungswahrung der Anteils-
klasse, die gezeichnet werden soll, akzeptieren. Der dabei geltende Wechselkurs wird von der jeweiligen Stelle auf der Grundlage
der Geld-Brief-Spanne des betreffenden Wahrungspaares bestimmt. Die Anleger mussen samtliche mit dem Wahrungsumtausch
verbundenen Gebihren tragen. Ungeachtet des Vorgenannten erfolgt die Zahlung von Zeichnungspreisen fir auf RMB lautende
Anteile ausschliesslich in RMB (CNH). Fir die Zeichnung dieser Anteilsklassen wird keine andere Wahrung akzeptiert.

Die Anteile kénnen auch mittels Spar-, Tilgungs- oder Konversionsplan gemass den 6rtlich geltenden Marktstandards gezeichnet
werden. Weitere Informationen hierzu sind bei den 6rtlichen Vertriebsstellen erhaltlich.

Die Bezahlung des Ausgabepreises von Anteilen eines Subfonds erfolgt spatestens am dritten Tag nach dem Auftragstag («Ab-
wicklungstag») auf das Konto der Verwahrstelle zugunsten des Subfonds.

Wenn am Abwicklungstag oder einem beliebigen Tag zwischen Auftragstag und Abwicklungstag die Banken im Land der Wéhrung
der entsprechenden Anteilsklasse nicht fir den Geschaftsverkehr gedffnet sind oder die entsprechende Wahrung nicht im Rahmen
eines Interbanken-Abwicklungssystems gehandelt wird, erfolgt die Abwicklung am néchsten Tag, an dem diese Banken get6ffnet
sind oder diese Abwicklungssysteme fir Transaktionen in der betreffenden Wahrung verfligbar sind.

Die lokale Zahlstelle wird die entsprechenden Transaktionen im Auftrage des Endanlegers auf Nominee-Basis vornehmen. Kosten
far Dienstleistungen der Zahlstelle kénnen dem Anleger auferlegt werden.

Auf Anfrage der Anteilinhaber kann die Verwaltungsgesellschaft nach eigenem Ermessen Zeichnungen von Anteilen gegen voll-
standige oder teilweise Sacheinlage akzeptieren. In diesem Fall muss die Sacheinlage im Einklang mit der Anlagepolitik und den
Anlagebeschrankungen des jeweiligen Subfonds stehen. Ausserdem werden diese Anlagen durch den von der Verwaltungsgesell-
schaft beauftragten Abschlusspriifer gepruft. Die damit verbundenen Kosten gehen zulasten des Anlegers.

Die Anteile werden ausschliesslich als Namensanteile ausgegeben. Das bedeutet, dass die Anteilinhaberstellung eines Anlegers im
Fonds mit allen sich aus dieser Stellung ergebenden Rechten und Pflichten durch den Eintrag des Anlegers im Register des Fonds
begrindet wird. Eine Konversion der Namensanteile in Inhaberanteile kann nicht verlangt werden. Die Anteilinhaber werden da-
rauf aufmerksam gemacht, dass die Namensanteile auch Uber anerkannte externe Clearingstellen wie Clearstream abgewickelt
werden kénnen (externes Clearing).

Alle ausgegebenen Anteile haben gleiche Rechte. Das Verwaltungsreglement sieht allerdings die Méglichkeit vor, innerhalb eines
Subfonds verschiedene Anteilsklassen mit spezifischen Eigenschaften aufzulegen.

Ausserdem koénnen fur alle Subfonds bzw. Anteilsklassen Fraktionsanteile ausgegeben werden. Fraktionsanteile werden mit hochs-
tens drei Nachkommastellen ausgedriickt. Sie berechtigen zu einer Ausschittung bzw. zur anteilsméassigen Verteilung des Liqui-
dationserldses im Falle einer Auflésung des betroffenen Subfonds bzw. der betroffenen Anteilsklasse.

Riicknahme von Anteilen
Rucknahmeantréage werden von der Verwaltungsgesellschaft, der Administrationsstelle, der Verwahrstelle oder einer anderen er-
machtigten Vertriebs- oder Zahlstelle entgegengenommen.

Der Gegenwert der zur Ricknahme eingereichten Anteile eines Subfonds wird spatestens am dritten Tag nach dem Auftragstag
(«Abwicklungstag») ausbezahlt, es sei denn, dass sich aufgrund gesetzlicher Vorschriften, wie Devisen- und Zahlungsbeschran-
kungen, oder sonstiger, ausserhalb der Kontrolle der Verwahrstelle liegender Umstande, die Uberweisung des Riicknahmebetrages
in das Land, in dem die Ricknahme beantragt wurde, als unmaoglich erweist.

Wenn am Abwicklungstag oder einem beliebigen Tag zwischen Auftragstag und Abwicklungstag die Banken im Land der Wéhrung
der entsprechenden Anteilsklasse nicht fir den Geschaftsverkehr gedffnet sind oder die entsprechende Wahrung nicht im Rahmen
eines Interbanken-Abwicklungssystems gehandelt wird, erfolgt die Abwicklung am nédchsten Tag, an dem diese Banken get6ffnet
sind oder diese Abwicklungssysteme flir Transaktionen in der betreffenden Wahrung verfugbar sind.
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Falls der Wert des Anteils einer Anteilsklasse am Gesamtnettovermdgenswert eines Subfonds unter eine Grosse gefallen ist oder
eine Grosse nicht erreicht hat, die vom Verwaltungsrat als fur die wirtschaftlich effiziente Verwaltung einer Anteilsklasse erforder-
liche Mindestgrosse bestimmt wurde, kann der Verwaltungsrat beschliessen, dass alle Anteile dieser Klasse an einem durch den
Verwaltungsrat der Gesellschaft festgelegten Geschéaftstag gegen Zahlung des Riicknahmepreises zurtickzunehmen sind. Aus die-
ser Riicknahme werden den Anlegern der betroffenen Klasse sowie des betroffenen Subfonds keine Mehrkosten oder sonstigen
finanziellen Nachteile erwachsen. Gegebenenfalls wird das im Abschnitt «Nettoinventarwert, Ausgabe-, Rticknahme- und Konver-
sionspreis» beschriebene Swing Pricing angewandt.

Fur Subfonds mit mehreren Anteilsklassen, die auf unterschiedliche Wahrungen lauten, kann Anteilinhabern der Gegenwert der
zurickgenommenen Anteile grundsatzlich nur in der Wahrung der jeweiligen Anteilsklasse erstattet werden.

Unter Einhaltung der geltenden Gesetze und Bestimmungen kénnen die Verwahrstelle und/oder die mit der Zahlung der Rick-
nahmeerldse beauftragten Stellen nach eigenem Ermessen und auf Anfrage vonseiten des Anlegers die Zahlung in anderen Wah-
rungen als der Rechnungswahrung des fraglichen Subfonds und der Wéhrung der Anteilsklasse, in der die Ricknahme erfolgt,
vornehmen. Der dabei geltende Wechselkurs wird von der jeweiligen Stelle auf der Grundlage der Geld-Brief-Spanne des betref-
fenden Wahrungspaares bestimmt.

Die Anleger mussen samtliche mit dem Wahrungsumtausch verbundenen Gebuhren tragen. Diese Gebuhren sowie Steuern, Kom-
missionen und sonstige Gebuhren, die in den jeweiligen Vertriebslandern anfallen, und zum Beispiel von Korrespondenzbanken
erhoben werden kénnen, werden dem betreffenden Anleger in Rechnung gestellt und von den Ricknahmeerlésen abgezogen.
Ungeachtet des Vorgenannten erfolgt die Zahlung von Ricknahmeerlésen fur auf RMB lautende Anteile ausschliesslich in RMB
(CNH). Der Anleger ist nicht befugt, die Zahlung von Riicknahmeerldsen in einer anderen Wahrung als dem RMB (CNH) zu fordern.

Samtliche in den jeweiligen Vertriebslandern eventuell anfallenden Steuern, GebUhren oder anderen Abgaben, die unter anderem
auch von Korrespondenzbanken erhoben werden kénnen, werden verrechnet.

Dariber hinaus darf keine Rticknahmekommission erhoben werden.

Ob der Rucknahmepreis den vom Anleger bezahlten Preis Gber- oder unterschreitet, hangt von der Entwicklung des Nettovermo-
genswertes ab.

Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich das Recht vor, Riicknahme- oder Konversionsantrage an einem Auftragstag, an dem die
Gesamtheit der Antrage zu einem Mittelabfluss in Hohe von mehr als 10 % des Gesamtnettovermdgens des Subfonds am betref-
fenden Auftragstag fuhren wiirde, nicht vollstdndig auszufihren (Redemption Gate). In diesem Fall kann die Verwaltungsgesell-
schaft entscheiden, die Ricknahme- und Konversionsantrdge nur anteilig auszuftihren und die nicht ausgefuhrten Ricknahme-
und Konversionsantrage des Auftragstags vorrangig flr einen Zeitraum von normalerweise nicht mehr als 20 Geschéftstagen zu-
rickzustellen.

Bei massiven Ricknahmeantréagen kann die Verwaltungsgesellschaft beschliessen, einen Riicknahmeantrag erst dann abzurechnen,
wenn ohne unnotige Verzégerung entsprechende Vermogenswerte des Fonds verkauft worden sind. Ist eine solche Massnahme
notwendig, so werden alle am selben Tag eingegangenen Riicknahmeantrdage zum selben Preis abgerechnet.

Die lokale Zahlstelle wird die entsprechenden Transaktionen im Auftrage des Endanlegers auf Nominee-Basis vornehmen. Kosten
fur Dienstleistungen der Zahlstelle sowie Gebuhren, die von Korrespondenzbanken erhoben werden, kénnen dem Anleger aufer-
legt werden.

Auf Anfrage der Anteilinhaber kann die Verwaltungsgesellschaft Anlegern nach ihrem eigenen Ermessen eine teilweise oder voll-
standige Ricknahme von Anteilen gegen Sachwerte anbieten.

Diese Sachauslagen werden durch den von der Verwaltungsgesellschaft beauftragten Abschlussprifer geprift und dirfen keinerlei
nachteilige Auswirkungen auf die im Fonds verbleibenden Anteilinhaber haben. Die damit verbundenen Kosten gehen zulasten
des Anlegers.

Konversion von Anteilen
Anteilinhaber kénnen jederzeit von einem Subfonds in einen anderen bzw. von einer Anteilsklasse in eine andere wechseln. Fur
die Einreichung der Konversionsantrage gelten die gleichen Modalitdten wie fiir die Ausgabe und Riicknahme von Anteilen.

Die Anzahl der Anteile, in die der Anteilinhaber seinen Bestand konvertieren mochte, wird nach folgender Formel berechnet:

Anzahl der Anteile des neuen Subfonds bzw. der Anteilsklasse, in welche(n) konvertiert werden soll

Q
I

Anzahl der Anteile des Subfonds bzw. der Anteilsklasse, von wo aus die Konversion vollzogen werden soll

Nettoinventarwert der zur Konversion vorgelegten Anteile

o R ®
I

= Devisenwechselkurs zwischen den betroffenen Subfonds bzw. Anteilsklassen. Wenn beide Subfonds oder Anteilsklassen
in der gleichen Rechnungswahrung bewertet werden, betragt dieser Koeffizient 1

€ = Nettoinventarwert der Anteile des Subfonds bzw. der Anteilsklasse, in welche(n) die Konversion zu erfolgen hat, zuzlg-
lich Steuern, Geblhren oder sonstiger Abgaben
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Unter Einhaltung der geltenden Gesetze und Bestimmungen kénnen die Verwahrstelle und/oder die mit der Annahme der fir
Konversionen zu leistenden Zahlungen beauftragten Stellen nach eigenem Ermessen und auf Anfrage vonseiten des Anlegers
solche Zahlungen in anderen Wahrungen als der Rechnungswahrung des fraglichen Subfonds und/oder der Referenzwahrung der
Anteilsklasse, in die konvertiert werden soll, akzeptieren. Der dabei geltende Wechselkurs wird von der jeweiligen Stelle auf der
Grundlage der Geld-Brief-Spanne des betreffenden Wahrungspaares bestimmt. Diese Kommissionen sowie eventuelle Abgaben,
Steuern und Stempelgebuhren, die in den einzelnen Landern bei einem Subfondswechsel anfallen, gehen zulasten der Anteilinha-
ber.

Verhinderung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung

Die Vertriebsstellen des Fonds sind zur Einhaltung der Bestimmungen des luxemburgischen Gesetzes vom 12. November 2004
Uber die Verhinderung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung in seiner jeweils geltenden Fassung sowie der geltenden
einschlagigen Rechtsvorschriften und der geltenden einschldgigen Rundschreiben der CSSF verpflichtet.

Anleger sind danach verpflichtet, ihre Identitdt gegentber der Vertriebsstelle oder dem Vertriebstrager nachzuweisen, die/der ihre
Zeichnung entgegennimmt. Die Vertriebsstelle oder der Vertriebstrager muss von Anlegern bei Zeichnung zumindest die folgenden
Dokumente bzw. Angaben verlangen: bei nattrlichen Personen eine durch die Vertriebsstelle oder den Vertriebstrager oder durch
die ortliche Verwaltungsbehorde beglaubigte Kopie des Reisepasses/Personalausweises; bei Gesellschaften oder sonstigen juristi-
schen Personen eine beglaubigte Kopie der Griindungsurkunde, eine beglaubigte Kopie des Handelsregisterauszugs, eine Kopie
des letzten veroffentlichten Jahresabschlusses und der vollstandige Name des wirtschaftlichen Eigentimers.

Je nach Sachlage muss die Vertriebsstelle oder der Vertriebstrager von Anlegern bei Zeichnung oder Ricknahme weitere Doku-
mente bzw. Angaben verlangen. Die Vertriebsstelle hat sicherzustellen, dass die Vertriebstrager das vorgenannte Ausweisverfahren
strikt einhalten. Die Administrationsstelle und die Verwaltungsgesellschaft kénnen jederzeit von der Vertriebsstelle die Zusicherung
der Einhaltung verlangen. Die Administrationsstelle kontrolliert die Einhaltung der vorgenannten Vorschriften bei allen Zeichnungs-
/Ricknahmeantragen, die sie von Vertriebsstellen oder Vertriebstragern aus Landern erhalt, wo fir solche Vertriebsstellen oder
Vertriebstrager keine dem Luxemburger oder EU-Recht zur Bekampfung der Geldwasche und der Terrorismusfinanzierung aquiva-
lenten Anforderungen gelten.

Dartiber hinaus haben die Vertriebsstelle und ihre Vertriebstrager auch alle Vorschriften zur Verhinderung von Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung zu beachten, die in den jeweiligen Vertriebsldndern in Kraft sind.

Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwertes sowie der Ausgabe, Riicknahme und Konversion von Anteilen
Die Verwaltungsgesellschaft ist befugt, die Berechnung des Nettoinventarwertes eines oder mehrerer Subfonds, die Ausgabe und
Rucknahme von Anteilen und die Konversion zwischen einzelnen Subfonds an einem oder mehreren Geschéftstagen voriberge-
hend auszusetzen:

o wenn eine oder mehrere Bérsen oder andere Mérkte, die fur einen wesentlichen Teil des Nettovermogens die Bewer-
tungsgrundlage darstellen, oder wenn Devisenmaérkte, auf deren Wahrung der Nettoinventarwert oder ein wesentlicher
Teil des Nettovermogens lautet, ausserhalb der Ublichen Feiertage geschlossen sind oder der Handel ausgesetzt wird
oder wenn diese Borsen und Markte Einschrankungen oder kurzfristig betrachtlichen Kursschwankungen unterworfen
sind;

« wenn aufgrund von Ereignissen, die nicht in die Verantwortlichkeit oder den Einflussbereich der Verwaltungsgesellschaft
fallen, eine normale Verflgung Uber das Nettovermdgen unmaglich wird, ohne die Interessen der Anteilinhaber schwer-
wiegend zu beeintrachtigen;

o wenn durch eine Unterbrechung der Nachrichtenverbindungen oder aus irgendeinem Grund der Wert eines betrachtli-
chen Teils des Nettovermdgens nicht bestimmt werden kann;

o wenn es der Verwaltungsgesellschaft unméglich ist, Mittel fur den Zweck der Auszahlung von Ricknahmeantragen in
dem betreffenden Subfonds zuriickzufiihren, oder wenn eine Ubertragung von Mitteln im Zusammenhang mit der Ver-
dusserung oder dem Erwerb von Investitionen oder Zahlungen infolge von Riicknahmen von Anteilen nach ihrer Ansicht
zu normalen Wechselkursen nicht méglich ist;

« wenn politische, wirtschaftliche, militérische oder andere Umsténde ausserhalb des Einflussbereichs der Verwaltungsge-
sellschaft es unmaoglich machen, Uber die Vermogenswerte des Fonds unter normalen Bedingungen zu verfiigen, ohne
die Interessen der Anteilinhaber schwerwiegend zu verletzen;

« wenn aus einem anderen Grund die Preise von Investitionen eines Subfonds nicht rechtzeitig oder akkurat ermittelt wer-
den kénnen;

« wenn ein Beschluss der Verwaltungsgesellschaft mit dem Zweck der Auflésung des Fonds veroffentlicht wurde;

o wenn ein Beschluss der Verwaltungsgesellschaft mit dem Zweck der Verschmelzung eines oder mehrerer Subfonds ver-
offentlicht wurde und die Aussetzung zum Schutz der Anteilinhaber gerechtfertigt ist; und

« wenn Einschrankungen des Devisen- oder Kapitalverkehrs die Abwicklung der Geschafte fur Rechnung des Fonds ver-
hindern.

Die Aussetzung der Berechnung der Nettoinventarwerte, die Aussetzung der Ausgabe und Ricknahme der Anteile und die Aus-
setzung der Konversion zwischen den einzelnen Subfonds werden unverziglich allen zustandigen Behérden der Lander, in denen
Anteile des Fonds zum 6ffentlichen Vertrieb zugelassen sind, angezeigt und, wie weiter unten im Abschnitt «Regelmassige Berichte
und Veroffentlichungen» beschrieben, bekannt gemacht.

Weiter ist die Verwaltungsgesellschaft verpflichtet, Anleger, welche die Voraussetzungen zum Halten der Anteile einer Anteils-
klasse nicht mehr erfillen, aufzufordern:
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a) ihre Anteile innerhalb von 30 Kalendertagen gemass den Bestimmungen Gber die Riicknahme von Anteilen zurlickzuge-
ben; oder

b) ihre Anteile an eine Person zu Ubertragen, die die genannten Voraussetzungen zum Erwerb von Anteilen der Anteilsklasse
erfullt; oder

¢) ihre Anteile in Anteile einer anderen Anteilsklasse des entsprechenden Subfonds umzutauschen, deren Voraussetzungen
zum Erwerb diese Anleger erfullen.

Ausserdem ist die Verwaltungsgesellschaft berechtigt:

a) nach ihrem Ermessen einen Kaufantrag fir Anteile abzulehnen;

b) jederzeit Anteile zurlickzunehmen, die trotz einer Ausschlussbestimmung gezeichnet oder erworben wurden.

Ausschiittungen

Gemass Artikel 10 des Verwaltungsreglements bestimmt die Verwaltungsgesellschaft nach Abschluss der Jahresrechnung, ob und
in welchem Umfang die jeweiligen Subfonds Ausschiittungen vornehmen. Ausschittungen kénnen aus Ertrdgen (z. B. Dividenden
und Zinsertragen) oder Kapital zusammengesetzt sein, und sie kénnen inklusive oder exklusive von Gebuhren und Auslagen erfol-
gen.

Fur Anleger in gewissen Landern konnen auf ausgeschlttetes Kapital hohere Steuersatze anfallen als auf Kapitalgewinne, die bei
der Verausserung von Fondsanteilen realisiert werden. Einige Anleger kdnnten deshalb bevorzugen, in reinvestierende (-acc) An-
teilsklassen statt in ausschittende (-dist) Anteilsklassen zu investieren. Ertrage und Kapital aus reinvestierenden (-acc) Anteilsklassen
werden unter Umstanden zu einem spateren Zeitpunkt besteuert als Ertrage und Kapital aus ausschuttenden (-dist) Anteilsklassen.
Anlegern wird geraten, diesbezlglich ihren Steuerberater zu konsultieren. Jede Ausschittung fuhrt zu einer sofortigen Senkung
des Nettoinventarwertes pro Anteil des Subfonds. Ausschittungen durfen nicht bewirken, dass das Nettovermdgen des Fonds
unter das vom Gesetz vorgesehene Mindestfondsvermogen fallt. Falls Ausschittungen vorgenommen werden, erfolgen diese in-
nerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Geschéftsjahres.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, die Ausschiittung von Zwischendividenden sowie die Aussetzung der Ausschittungen
zu beschliessen.

Anspriiche auf Ausschittungen und Zuteilungen, die nicht binnen funf Jahren ab Falligkeit geltend gemacht werden, verjéhren
und fallen an den jeweiligen Subfonds bzw. an dessen jeweilige Anteilsklasse zurick. Sollte diese(r) dann bereits liquidiert worden
sein, fallen die Ausschattungen und Zuteilungen an die Ubrigen Subfonds des Fonds bzw. die Ubrigen Anteilsklassen des betroffe-
nen Subfonds, und zwar anteilsméssig entsprechend den jeweiligen Nettovermégen. Die Verwaltungsgesellschaft kann im Rahmen
der Verwendung des Reinertrages und der Kapitalgewinne ebenfalls die Ausgabe von Gratisanteilen vorsehen. Damit die Aus-
schittungen dem tatsachlichen Ertragsanspruch entsprechen, wird ein Ertragsausgleich errechnet.

Steuern und Kosten

Steuerstatut

Der Fonds unterliegt der luxemburgischen Gesetzgebung. In Ubereinstimmung mit der zurzeit giiltigen Gesetzgebung in Luxem-
burg unterliegt der Fonds keiner luxemburgischen Quellen-, Einkommen-, Kapitalgewinn- oder Vermdgensteuer. Aus dem Ge-
samtnettovermogen jedes Subfonds jedoch wird eine Abgabe an das Grossherzogtum Luxemburg («Taxe d‘abonnement») von
0.01 %, pro Jahr fallig, welche jeweils am Ende eines Quartals zahlbar ist. Als Berechnungsgrundlage gilt das Gesamtnettovermao-
gen jedes Subfonds am Ende jedes Quartals. Sollten die Bedingungen fiir die Anwendung des reduzierten Steuersatzes von 0.01 %
nicht mehr gegeben sein, werden samtliche Anteile der Klassen F und U-X mit einem Steuersatz von 0.05 % besteuert.

Maoglicherweise gilt fiir den Teil des Nettovermdgens der Subfonds, der in 6kologisch nachhaltige Wirtschaftstatigkeiten im Sinne
von Artikel 3 der Verordnung (EU) 2020/852 vom 18. Juni 2020 investiert wird, eine reduzierte eine Taxe d’Abonnement zwischen
0.01 % und 0.04 % p. a.

Die zur Verfigung gestellten Steuerwerte basieren auf den zum Zeitpunkt ihrer Berechnung letztverfligbaren Daten.
Anteilinhaber missen nach der gegenwartig gultigen Steuergesetzgebung weder Einkommen-, Schenkung-, Erbschaft- noch an-
dere Steuern in Luxemburg entrichten, es sei denn, sie haben ihren Wohnsitz, einen Aufenthaltssitz oder ihre standige Niederlas-
sung in Luxemburg oder sie hatten ihren Wohnsitz in Luxemburg und halten mehr als 10 % des Anteilkapitals des Fonds.

Das Vorstehende ist lediglich eine Zusammenfassung der steuerlichen Auswirkungen, die keinen Anspruch auf Vollstandigkeit
erhebt. Es obliegt den Kaufern von Anteilen, sich Uber die Gesetzgebung sowie Uber alle Bestimmungen beziiglich des Erwerbs,
Besitzes und eventuellen Verkaufs von Anteilen im Zusammenhang mit ihrem Wohnsitz oder ihrer Staatsangehorigkeit zu infor-
mieren.

Automatischer Informationsaustausch — FATCA und der Common Reporting Standard

Als bereits in Luxemburg niedergelassener Investmentfonds ist der Fonds im Rahmen von automatischen Systemen zum Informa-
tionsaustausch wie den unten aufgefthrten (und anderen, die von Zeit zu Zeit eingefthrt werden kénnen) verpflichtet, bestimmte
Informationen zu den einzelnen Anlegern und deren Steuerstatus zu sammeln und diese Informationen an die luxemburgischen
Steuerbehodrden weiterzugeben, welche diese anschliessend an die Steuerbehérden in den Rechtssystemen, in denen der Anleger
steueransassig ist, weitergeben kénnen.

Laut dem «U.S. Foreign Account Tax Compliance Act» und den dazugehorigen Rechtsvorschriften («kFATCA») muss der Fonds
umfassende Sorgfaltspflichten und Anforderungen im Zusammenhang mit der Berichterstattung erfullen, durch die das US-Finanz-
ministerium Uber Finanzkonten von «Specified U.S. Persons», wie im zwischenstaatlichen Abkommen (Intergovernmental Agree-
ment, «IGA») zwischen Luxemburg und den USA definiert, informiert werden soll. Bei Nichterfillung dieser Anforderungen kén-
nen dem Fonds US-Quellensteuern auf bestimmte in den USA erwirtschaftete Einnahmen und ab dem 1. Januar 2019 auf Brutto-
ertrage auferlegt werden. Gemass dem IGA wird der Fonds als konform eingestuft und es wird ihm keine Quellensteuer auferlegt,

20



wenn er Finanzkonten von «Specified U.S. Persons» ermittelt und unverziglich an die luxemburgischen Steuerbehérden meldet,
welche sie anschliessend der US-Bundessteuerbehorde (Internal Revenue Service, IRS) zur Verfligung stellen.

Zur Bewadltigung des Problems der weltweiten Offshore-Steuerhinterziehung stitzte sich die OECD erheblich auf den zwischen-
staatlichen Ansatz fur die Umsetzung des FATCA und entwickelte den Common Reporting Standard («CRS»). Laut CRS mussen
Finanzinstitute, die in den beteiligten CRS-Rechtssystemen ansassig sind (wie der Fonds), personenbezogene Angaben und Kon-
toinformationen ihrer Anleger sowie ggf. von Kontrollpersonen, die in anderen beteiligten CRS-Rechtssystemen ansdssig sind,
welche mit dem Rechtssystem des Finanzinstituts Uber ein Abkommen zum Informationsaustausch verfligen, an ihre 6rtlichen
Steuerbehorden weitergeben. Die Steuerbehorden in den beteiligten CRS-Rechtssystemen tauschen diese Informationen jahrlich
aus. Luxemburg hat Rechtsvorschriften zur Umsetzung des CRS erlassen. Infolgedessen muss der Fonds die von Luxemburg ange-
nommenen CRS-Sorgfaltspflichten und Anforderungen im Zusammenhang mit der Berichterstattung erftllen.

Potenzielle Anleger missen dem Fonds vor der Anlage Informationen zu ihrer Person und ihrem Steuerstatus zur Verfligung stellen,
damit der Fonds seine Pflichten im Rahmen von FATCA und CRS erfillen kann, und diese Informationen fortwahrend aktualisieren.
Die potenziellen Anleger werden auf die Pflicht des Fonds zur Weitergabe dieser Informationen an die luxemburgischen Steuerbe-
horden hingewiesen. Jeder Anleger nimmt zur Kenntnis, dass der Fonds die von ihm als notwendig erachteten Massnahmen im
Zusammenhang mit den Vermogenswerten dieses Anlegers im Fonds ergreifen kann, um zu gewdhrleisten, dass Quellensteuern,
die dem Fonds auferlegt werden, und sonstige damit verbundenen Kosten, Zinsen, Strafgebthren und andere Verluste und Ver-
bindlichkeiten, die entstehen, wenn der Anleger die verlangten Informationen dem Fonds nicht zur Verfigung stellt, zulasten
dieses Anlegers gehen. Dies kann auch die Haftbarmachung eines Anlegers fur anfallende US-Quellensteuern oder Strafgebuhren,
die im Rahmen des FATCA oder CRS entstehen, und/oder fur die Zwangsrticknahme oder Auflésung der Anlagen dieses Anlegers
im Fonds, beinhalten.

Potenzielle Anleger sollten sich im Hinblick auf FATCA und CRS und die moglichen Konsequenzen solcher automatischen Systeme
zum Informationsaustausch an einen qualifizierten Steuerberater wenden.

«Specified U.S. Person» im Sinne des FATCA

Der Begriff «Specified U.S. Person» bezeichnet einen US-Staatsbirger oder eine in den USA wohnhafte Person, ein in der Rechts-
form der Personen- oder Kapitalgesellschaft in den USA oder nach US-amerikanischem Recht oder nach dem Recht eines Bundes-
staats der USA organisiertes Unternehmen oder eine Treuhandgesellschaft, wenn: i) ein Gericht innerhalb der USA nach geltendem
Recht befugt ware, Verfigungen oder Urteile hinsichtlich aller Belange der Verwaltung der Treuhandgesellschaft zu erlassen, und
ii) eine oder mehrere «Specified U.S. Persons» befugt sind, alle wesentlichen Entscheidungen betreffend die Treuhandgesellschaft
oder den Nachlass eines Erblassers, der Staatsburger der USA oder in den USA ansassig ist, zu treffen. Dieser Abschnitt ist in
Ubereinstimmung mit dem US-amerikanischen Steuergesetz (U.S. Internal Revenue Code) auszulegen.

Besteuerung im Vereinigten Konigreich

Berichterstattende Subfonds

Im Sinne des britischen Taxation (International and Other Provisions) Act 2010 (nachstehend «TIOPA») gelten bei Anlagen in aus-
ldndischen Fonds besondere Vorschriften. Die einzelnen Anteilsklassen desselben ausléandischen Fonds werden zu diesem Zweck
als separate auslandische Fonds behandelt. Die Besteuerung von Anteilinhabern in einer berichterstattenden Anteilsklasse unter-
scheidet sich von der Besteuerung in nicht berichterstattenden Anteilsklassen. Die einzelnen Besteuerungssysteme sind unten er-
ldutert. Der Verwaltungsrat behdlt sich das Recht vor, fur die einzelnen Anteilsklassen den Status eines berichterstattenden Fonds
(oder Reporting Fund) zu beantragen.

Anteilinhaber nicht berichterstattender Anteilsklassen

Jede einzelne Anteilsklasse wird zu Steuerzwecken im Sinne von TIOPA und der britischen UK Offshore Funds (Tax) Regulations
2009, die am 1. Dezember 2019 in Kraft traten, als auslandischer Fonds betrachtet. In diesem Rahmen werden alle Ertrége aus
dem Verkauf, der Verausserung oder der Riicknahme von ausléndischen Fondsanteilen, die von Personen gehalten werden, die
ihren Wohnsitz oder ihren gewohnlichen Aufenthalt im Vereinigten Kénigreich haben, zum Zeitpunkt des Verkaufs, der Verausse-
rung oder der Riicknahme nicht als Kapitalertrag, sondern als Einkommen besteuert. Das ist jedoch nicht der Fall, wenn der Fonds
in dem Zeitraum, in dem die Anteile gehalten wurden, von der britischen Steuerbehdrde als berichterstattender Fonds betrachtet
wurde. Anteilinhaber, die zu Steuerzwecken ihren Wohnsitz oder ihren gewohnlichen Aufenthalt im Vereinigten Konigreich haben
und in nicht berichterstattende Anteilsklassen investieren, konnen dazu gezwungen sein, auf den Ertrag aus Verkauf, Verausserung
oder Ricknahme der Anteile Einkommensteuer zu bezahlen. Solche Ertrdge mussen daher versteuert werden, auch wenn die
Anleger gemdss den allgemeinen oder besonderen Bestimmungen von der Kapitalertragsteuer befreit waren. Dies kann dazu
fahren, dass manche Anleger im Vereinigten Konigreich eine verhaltnismassig hohere Steuerlast zu tragen haben. Verluste aus der
Verausserung von Anteilen nicht berichterstattender Klassen durch Anteilinhaber mit Wohnsitz in oder gewohnlichem Aufenthalt
im Vereinigten Konigreich kdnnen mit Kapitalertrdgen verrechnet werden.

Anteilinhaber berichterstattender Anteilsklassen

Jede einzelne Anteilsklasse wird zu Steuerzwecken im Sinne von TIOPA als ausléandischer Fonds betrachtet. In diesem Rahmen
werden alle Ertrédge aus dem Verkauf, der Verausserung oder der Riicknahme von auslandischen Fondsanteilen zum Zeitpunkt des
Verkaufs, der Verdusserung oder der Riicknahme nicht als Kapitalertrag, sondern als Einkommen besteuert. Diese Bestimmungen
kommen nicht zur Anwendung, wenn dem Fonds der Status des berichterstattenden Fonds gewahrt wird und der Fonds diesen
Status in dem Zeitraum aufrechterhalt, in dem die Anteile gehalten werden.

Damit eine Anteilsklasse als berichterstattender Fonds gelten kann, muss die Verwaltungsgesellschaft bei der britischen Steuerbe-
horde die Aufnahme des Subfonds in diese Kategorie beantragen. Die Anteilsklasse muss dann fir jedes Geschaftsjahr 100 % des
Ertrags der Anteilsklasse ausweisen. Der entsprechende Bericht kann von den Anlegern auf der Website von UBS eingesehen
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werden. Privatanleger, die im Vereinigten Kénigreich ansassig sind, sollten die ausgewiesenen Ertréage in ihre Einkommensteuerer-
kldrung einbeziehen. Sie werden dann auf der Basis des erklarten Einkommens veranlagt, ob die Ertrdge nun ausgeschittet wurden
oder nicht. Zur Ermittlung des Einkommens wird das Einkommen zu Buchfiihrungszwecken um das Kapital und andere Posten
bereinigt und basiert auf dem auszuweisenden Ertrag des entsprechenden Subfonds. Die Anteilinhaber werden darauf hingewie-
sen, dass Ertrage aus dem Handel (nicht jedoch aus Anlagen) als auszuweisender Ertrag gelten. Entscheidend ist die Art der Ge-
schaftstatigkeit. Angesichts der unklaren Richtlinien betreffend den Unterschied zwischen Handels- und Anlagetatigkeit besteht
keine Gewabhr, dass die vorgeschlagenen Aktivitaten keine Handelsaktivitaten sind. Sollte sich herausstellen, dass die Tatigkeit des
Fonds zum Teil oder vollstandig aus Handelsgeschaften besteht, sind der jahrlich auszuweisende Ertrag der Anteilinhaber und die
entsprechende Steuerlast vermutlich sehr viel héher, als dies sonst der Fall ware. Sofern die entsprechende Anteilsklasse den Status
eines berichterstattenden Subfonds aufrechterhélt, wird der Ertrag aus dieser Anteilsklasse als Kapitalertrag und nicht als Einkom-
men besteuert, ausser der Anleger handelt mit Effekten. Solche Ertrage kénnen also unter allgemeinen oder besonderen Bestim-
mungen von der Kapitalertragsteuer befreit werden, was dazu fuhren kann, dass manche Anleger im Vereinigten Kénigreich eine
verhaltnismassig niedrigere Steuerlast zu tragen haben.

Gemass Teil 3 Kapitel 6 der Offshore Funds (Tax) Regulations 2009 (nachstehend die «2009 Regulations») werden bestimmte
Transaktionen eines regulierten Subfonds wie der Gesellschaft in der Regel bei der Berechnung des auszuweisenden Einkommens
berichterstattender Subfonds, die eine Vielzahl von Eigentumsvoraussetzungen erfullen, nicht als Handelsgeschaft behandelt. In
dieser Hinsicht bestatigt der Verwaltungsrat, dass sich alle Anteilsklassen primar an Privatanleger und institutionelle Anleger richten
und diesen Zielgruppen angeboten werden. In Bezug auf die 2009 Regulations erklart der Verwaltungsrat, dass die Anteile des
Fonds leicht zu erwerben sind und so vermarktet und verfligbar gemacht werden, dass sie die Zielgruppen erreichen und ihr
Interesse wecken.

Personen mit gewohnlichem Wohnsitz im Vereinigten Kénigreich werden auf die Bestimmungen von Buch 13, Kapitel 2 des Ein-
kommensbesteuerungsgesetzes «Income Tax Act 2007» («Ubertragung von Vermdgenswerten ins Ausland») aufmerksam ge-
macht, wonach solche Personen unter bestimmten Umstdnden in Bezug auf mit der Anlage in (einem) Subfonds erzielte, nicht
ausgeschuttete Gewinne und Ertrage bzw. derart erzielte Gewinne und Ertrage, die von diesen Personen im Vereinigten Kénigreich
nicht eingefordert werden kénnen, der Einkommensteuer unterworfen sind.

Daruber hinaus sollten die Bestimmungen von Abschnitt 13 des Gesetzes Uiber die Besteuerung von Verdusserungsgewinnen (Ta-
xation of Chargeable Gains Act) von 1992 beachtet werden, die fur die Ausschlttung versteuerbarer Gewinne von nicht im Ver-
einigten Konigreich ansassigen Gesellschaften gelten bei denen es sich im Falle eines Sitzes im Vereinigten Kénigreich um eine
«Close Company» handeln wirde. Diese Gewinne werden an Anleger mit gewohnlichem Aufenthalt bzw. standigem Wohnsitz
im Vereinigten Konigreich ausgeschittet. Solchermassen ausgeschittete Gewinne sind von allen Anlegern zu versteuern, denen
entweder alleine oder gemeinsam mit anderen verbundenen Personen ein Anteil von mehr als 10 % am ausgeschitteten Gewinn
zufallt.

Die Verwaltungsgesellschaft beabsichtigt, alle angemessenen Massnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass der/die Subfonds,
nicht als Gesellschaft(en) eingestuft wird/werden, die eine «Close Company» im Sinne von Abschnitt 13 des Gesetzes Uber die
Besteuerung von Verdusserungsgewinnen darstellen wirden, wenn sie ihren Sitz im Vereinigten Koénigreich hatte(n). Dariber
hinaus ist darauf zu achten, dass bei der Beurteilung der Auswirkungen von Abschnitt 13 des Gesetzes (ber die Besteuerung von
Verausserungsgewinnen (Taxation of Chargeable Gains Act) von 1992 die Bestimmungen des zwischen dem Vereinigten Konig-
reich und Luxemburg geschlossenen Doppelbesteuerungsabkommens Berlcksichtigung finden.

Teilfreistellung nach dem deutschen Investmentsteuergesetz von 2018

Alle Subfonds sind im Hinblick auf das deutsche Investmentsteuergesetzes (InvStG) als «sonstige Fonds» zu betrachten. Daher
ist eine Teilfreistellung gemass § 20 InvStG nicht moglich.

DAC 6 - Offenlegungsanforderungen fiir meldepflichtige grenziiberschreitende Steuergestaltungen

Am 25. Juni 2018 trat die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates («<DAC 6») in Kraft, die Regeln beziiglich des verpflichtenden auto-
matischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteuerung Uber meldepflichtige grenziberschreitende Gestaltungen einfiihrt.
DAC 6 soll den Steuerbehorden der EU-Mitgliedstaaten den Zugang zu umfassenden und relevanten Informationen Uber potenziell
aggressive Steuerplanungsgestaltungen erméglichen und sie in die Lage versetzen, zeitnah gegen schadliche Steuerpraktiken vor-
zugehen und Schlupflécher durch den Erlass von Rechtsvorschriften oder durch die Durchfihrung geeigneter Risikoabschatzungen
sowie durch Steuerprifungen zu schliessen.

Die Verpflichtungen im Rahmen von DAC 6 gelten zwar erst ab dem 1. Juli 2020, Gestaltungen, die zwischen dem 25. Juni 2018
und dem 30. Juni 2020 umgesetzt wurden, missen jedoch gemeldet werden. Die Richtlinie verpflichtet Intermedidre in der EU,
Informationen Uber meldepflichtige grenziberschreitende Gestaltungen, einschliesslich ndherer Angaben zur Gestaltung sowie
Informationen zur Identifizierung der beteiligten Intermediare und relevanten Steuerpflichtigen, d. h. der Personen, denen die
meldepflichtige grenziberschreitende Gestaltung zur Verfligung gestellt wird, an die jeweiligen lokalen Steuerbehérden weiter-
zuleiten. Die lokalen Steuerbehorden tauschen diese Informationen daraufhin mit den Steuerbehérden der anderen EU-Mitglied-
staaten aus. Der Fonds kann daher gesetzlich dazu verpflichtet sein, ihm bekannte oder in seinem Besitz bzw. unter seiner Kontrolle
befindliche Informationen Gber meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltungen den zustandigen Steuerbehérden vorzulegen.
Diese Rechtsvorschriften kénnen auch Gestaltungen betreffen, bei denen es sich nicht zwangslaufig um aggressive Steuerplanun-
gen handelt.

Kosten zulasten des Fonds

Der Fonds bezahlt monatlich fr die Anteilsklasse «F» eine maximale pauschale Verwaltungskommission, die aus dem durchschnitt-
lichen Nettoinventarwert der Subfonds berechnet wird. Diese wird wie folgt verwendet:
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Im Einklang mit den folgenden Bestimmungen wird fir das Fondsmanagement, die Verwaltung, das Port-
foliomanagement und den Vertrieb des Fonds (falls zutreffend) sowie fur alle Aufgaben der Verwahrstelle,
wie die Verwahrung und Uberwachung der Vermégenswerte des Fonds, die Abwicklung von Zahlungsvor-
gangen und alle anderen im Abschnitt «Verwahrstelle und Hauptzahlstelle» aufgefiihrten Aufgaben, aus
dem Vermogen des Fonds eine maximale pauschale Verwaltungskommission auf der Grundlage des Netto-
inventarwertes des Fonds gezahlt. Diese Geblhr wird dem Fondsvermoégen bei jeder Berechnung des Net-
toinventarwertes anteilig belastet und monatlich gezahlt (maximale pauschale Verwaltungskommission).
Bei Anteilsklassen mit dem Namensbestandteil «hedged» kann die maximale pauschale Verwaltungskom-
mission Kosten fir die Absicherung des Fremdwahrungsrisikos einschliessen. Die entsprechende maximale
pauschale Verwaltungskommission wird nicht vor der Auflegung der entsprechenden Anteilsklassen erho-
ben. Einen Uberblick tUber die maximale pauschale Verwaltungskommission kann dem Abschnitt «Die Sub-
fonds und deren spezielle Anlagepolitiken» entnommen werden.

Der effektiv angewandte Satz der maximalen pauschalen Verwaltungskommission ist jeweils aus dem Jah-
res- und Halbjahresbericht ersichtlich.

Nicht in der maximalen pauschalen Verwaltungskommission enthalten sind die folgenden Gebdihren und
Nebenkosten, welche dem Fondsvermdgen zusatzlich belastet werden:

Alle sonstigen aus der Verwaltung des Fondsvermogens erwachsenden Kosten fiir den An- und Verkauf
der Anlagen (Geld-Brief-Spanne, marktkonforme Courtagen, Kommissionen, Abgaben usw.). Diese Kosten
werden grundsatzlich beim Kauf bzw. Verkauf der betreffenden Anlagen verrechnet. In Abweichung hier-
von sind diese Nebenkosten, die durch den An- und Verkauf von Anlagen bei der Abwicklung der Ausgabe
und Ricknahme von Anteilen anfallen, durch die Anwendung des Swing Pricing-Verfahrens gemass den
Angaben im Abschnitt «Nettoinventarwert, Ausgabe-, Riicknahme- und Konversionspreis» gedeckt.

Abgaben an die Aufsichtsbehorde fir die Griindung, Anderung, Auflésung und Verschmelzung des Fonds
sowie allfdllige Gebuhren der Aufsichtsbehtrden und ggf. der Bérsen, an denen die Subfonds notiert sind;

Honorare des Abschlussprifers fir die jéhrliche Priifung sowie fir Genehmigungen im Zusammenhang mit
Griindungen, Anderungen, Auflésungen und Verschmelzungen innerhalb des Fonds sowie sonstige Hono-
rare, die an die Prifgesellschaft fur ihre Dienstleistungen gezahlt werden, die sie im Rahmen des Fondsbe-
triebs und gemass den gesetzlichen Vorschriften erbringt;

Gebuhren fur Rechts- und Steuerberater sowie Notare im Zusammenhang mit der Errichtung, Registrierung
in Vertriebslandern, Anderung, Auflésung und Verschmelzung des Fonds sowie fur die allgemeine Wahrung
der Interessen des Fonds und seiner Anleger, soweit dies nicht ausdriicklich gesetzlich verboten ist;

Kosten fir die Veréffentlichung des Nettoinventarwertes des Fonds sowie sémtliche Kosten fir Mitteilungen
an die Anleger einschliesslich der Ubersetzungskosten;

Kosten fur rechtliche Dokumente des Fonds (Prospekte, BiB, Jahres- und Halbjahresberichte und andere
gesetzlich vorgeschriebene Dokumente im Domizilland sowie in den Vertriebslandern);

Kosten fur eine allféllige Eintragung des Fonds bei einer auslandischen Aufsichtsbehérde, einschliesslich von
auslandischen Aufsichtsbehoérden erhobene Kommissionen, Ubersetzungskosten sowie die Gebuhren des
Vertreters oder der Zahlstelle im Ausland;

Kosten, die fur die Ausibung von Stimm- oder Glaubigerrechten durch den Fonds anfallen, einschliesslich
Gebuhren fur externe Berater;

Kosten und Gebihren im Zusammenhang mit im Namen des Fonds eingetragenem geistigen Eigentum
oder mit Nutzungsrechten des Fonds;

Alle Kosten, die durch die Ergreifung ausserordentlicher Schritte zur Wahrung der Interessen der Anleger
durch die Verwaltungsgesellschaft, den Portfolio Manager oder die Verwahrstelle verursacht werden;

Wenn sich die Verwaltungsgesellschaft im Interesse der Anleger an Sammel- oder Gruppenklagen beteiligt,
kann sie dem Fondsvermdgen Kosten belasten, die sich im Zusammenhang mit Dritten ergeben (z. B.
Rechts- und Verwahrstellenkosten). Dartiber hinaus kann die Verwaltungsgesellschaft alle Verwaltungskos-
ten in Rechnung stellen, sofern diese nachweisbar und offengelegt sind und bei der Angabe der Gesamt-
kostenquote (Total Expense Ratio, TER) des Fonds bertcksichtigt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft fur den Vertrieb des Fonds Rickvergltungen zahlen.

Die Verwaltungsgesellschaft oder ihre Beauftragten kénnen Anlegern direkt Rabatte auszahlen. Rabatte
dienen dazu, die Kosten der Anlagen der betroffenen Anleger zu reduzieren.

Rabatte sind zuldssig, sofern sie:

e aus GebUhren der Verwaltungsgesellschaft oder deren Beauftragten bezahlt werden und somit das
Subfondsvermogen nicht zusatzlich belasten;

e aufgrund von objektiven Kriterien gewdhrt werden;

e samtlichen Anlegern, welche die objektiven Kriterien gleichermassen erfiillen und Rabatte verlangen,
im gleichem Umfang gewahrt werden;
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e die Qualitat der Dienstleistung, auf deren Geblhr der Rabatt gewahrt wird, erhdhen (z. B. indem sie zu
einem hoheren Vermogen des Subfonds beitragen, was zu einer effizienteren Bewirtschaftung des Vermo-
gens bzw. einer Reduktion der Liquidationswahrscheinlichkeit des Subfonds oder einer Senkung der fixen
Kosten pro rata fur alle Anleger fuhren kann) und alle Anleger ihren fairen Anteil an den Gebuhren und
Kosten des Subfonds Ubernehmen.

Das objektive Kriterium zur Gewahrung von Rabatten ist:

e das vom Anleger gehaltene Gesamtvermdogen in der rabattberechtigten Anteilsklasse des Subfonds;
Zusatzliche Kriterien kdnnen sein:

e das vom Anleger in kollektiven Kapitalanlagen der UBS gehaltene Gesamtvolumen und/oder

e die Region, in welcher der Anleger domiziliert ist.

Auf Anfrage des Anlegers legen die Verwaltungsgesellschaft oder deren Beauftragte die entsprechende
Hohe der Rabatte kostenlos offen.

Alle auf das Einkommen und Vermogen des Fonds erhobenen Steuern, insbesondere die Taxe d’Abonnement, werden ebenfalls
vom Fonds getragen.

Zum Zweck der allgemeinen Vergleichbarkeit mit Vergttungsregelungen verschiedener Fondsanbieter, welche die pauschale Ver-
waltungskommission nicht kennen, wird der Begriff «maximale Managementkommission» mit 80 % der pauschalen Verwaltungs-
kommission gleichgesetzt.

Die Kosten im Zusammenhang mit fiir die Anteilsklasse U-X erbrachten Dienstleistungen fur die Anlageverwaltung, die Fondsver-
waltung (die die Kosten der Verwaltungsgesellschaft, der Administrationsstelle und der Verwahrstelle umfassen) und den Vertrieb
sind durch die Vergutung abgedeckt, die der UBS Asset Management Switzerland AG aufgrund eines gesonderten Vertrages mit
dem Anleger zusteht.

Samtliche Kosten, die den einzelnen Subfonds zugeordnet werden kénnen, werden diesen in Rechnung gestellt. Kosten, die ein-
zelnen Anteilsklassen zugeordnet werden kénnen, werden diesen Anteilsklassen belastet.

Fallen Kosten im Zusammenhang mit mehreren oder allen Subfonds/Anteilsklassen an, so werden diese Kosten den entsprechen-
den Subfonds/Anteilsklassen im Verhaltnis zu ihren jeweiligen Nettoinventarwerten belastet.

In den Subfonds, die im Rahmen ihrer Anlagepolitik in andere bestehende OGA oder OGAW investieren kénnen, kénnen sowohl
auf der Ebene des Subfonds als auch auf der Ebene des betreffenden Zielfonds Gebuhren anfallen. Dabei darf die Management-
kommission (ohne Performancegebiihren) des Zielfonds, in den das Vermdgen des Subfonds investiert wird, unter Bertcksichti-
gung von etwaigen Rickvergitungen hochstens 3 % betragen.

Bei der Anlage in Anteilen von Fonds, die unmittelbar oder mittelbar von der Verwaltungsgesellschaft selbst oder von einer anderen
Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Verwaltungsgesellschaft durch eine gemeinsame Verwaltung oder Beherrschung oder
durch eine wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist, dirfen die damit verbundenen allfalligen Ausgabekom-
missionen betreffend den Zielfonds nicht dem investierenden Subfonds belastet werden.

Angaben zu den laufenden Kosten (oder laufenden Gebihren) des Fonds kénnen den BiBs entnommen werden.

Informationen fiir die Anteilinhaber

Regelmassige Berichte und Veréffentlichungen
Es wird jeweils per 30. September ein Jahresbericht und per 31. Marz ein Halbjahresbericht fir den Fonds und jeden Subfonds
veroffentlicht.

In den oben genannten Berichten erfolgen die Aufstellungen pro Subfonds in der jeweiligen Rechnungswéahrung. Die konsolidierte
Vermdégensaufstellung des gesamten Fonds erfolgt in EUR.

Der Jahresbericht, welcher innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres publiziert wird, enthélt die von den
unabhéngigen Abschlusspriifern Uberprifte Jahresrechnung. Er wird weiterhin Einzelheiten Gber die Basiswerte, auf die der jewei-
lige Subfonds durch den Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten Ausrichtung genommen hat, Uber die Gegenparteien zu
diesen derivativen Transaktionen sowie Uber die Art und den Umfang der Collaterals, die zugunsten des jeweiligen Subfonds von
seinen Gegenparteien gestellt wurden, um das Kreditrisiko zu reduzieren, beinhalten.

Diese Berichte stehen den Anteilinhabern am Sitz der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle zur Verfigung.

Der Ausgabe- und der Rticknahmepreis der Anteile jedes Subfonds werden in Luxemburg am Sitz der Verwaltungsgesellschaft und
der Verwahrstelle bekannt gegeben.

Mitteilungen an die Anteilinhaber werden auf der Webseite www.ubs.com/lu/en/asset management/notifications vertffentlicht
und kénnen denjenigen Anteilinhabern per E-Mail zugesandt werden, die fur diese Zwecke eine E-Mail Adresse angegeben haben.
Falls Anteilinhaber keine E-Mail Adresse angegeben haben, werden die Mitteilungen auf dem Postweg an die jeweils im Register
der Anteilinhaber eingetragene Anschrift versandt. Die Mitteilungen werden auch auf dem Postweg an die im jeweils im Register
der Anteilinhaber eingetragene Anschrift der versandt und/oder auf eine andere, nach luxemburgischem Recht zuldssige Weise
veroffentlicht, sofern dies nach luxemburgischem Recht, von der luxemburgischen Aufsichtsbehérde oder in den jeweiligen Ver-
triebslandern vorgeschrieben ist.
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Hinterlegung der Dokumente

Folgende Dokumente sind am Sitz der Verwaltungsgesellschaft erhéltlich:
1. das Verwaltungsreglement;
2. der neueste Jahres- und Halbjahresbericht des Fonds.

Folgende Dokumente werden am Sitz der Verwaltungsgesellschaft hinterlegt und kénnen dort eingesehen werden:

1. die Satzung der Verwaltungsgesellschaft;
2. die Vereinbarungen, welche die Verwahrstelle und die Verwaltungsgesellschaft miteinander abgeschlossen haben.

Die letztgenannten Vertrage kénnen im gegenseitigen Einverstandnis der Vertragsparteien gedandert werden.

Umgang mit Beschwerden, Strategie fiir die Ausiibung von Stimmrechten sowie Best Execution

In Ubereinstimmung mit Luxemburger Gesetzen und Vorschriften stellt die Verwaltungsgesellschaft zusatzliche Informationen in
Bezug auf den Umgang mit Beschwerden, die Strategie fur die Ausibung von Stimmrechten sowie die bestmogliche Ausfihrung
auf der folgenden Webseite zur Verfligung:

http://www.ubs.com/lu/en/asset management/investor_information.html

Verglitungsgrundsatze fiir die Verwaltungsgesellschaft

Der Verwaltungsrat hat Vergitungsgrundsatze beschlossen, deren Ziel es ist, zu gewahrleisten, dass die Vergitung den geltenden
Regulierungsvorschriften entspricht, konkret den Vorschriften gemass (i) der OGAW-Richtlinie 2014/91/EU, dem ESMA-Abschluss-
bericht Uber eine solide Vergttungspolitik im Einklang mit der OGAW-Richtlinie und der AIFM-Richtlinie, veréffentlicht am 31. Marz
2016, (i) der AIFM-Richtlinie 2011/61/EU, die im luxemburgischen AIFM-Gesetz vom 12. Juli 2013 umgesetzt wurde, in der jeweils
aktuellen Fassung, sowie den ESMA-Leitlinien fir eine solide Vergutungspolitik entsprechend der AIFM-Richtlinie, verdffentlicht
am 11. Februar 2013, und (iii) dem CSSF-Rundschreiben 10/437 zu Leitlinien fur die VergUtungsgrundsatze im Finanzsektor, her-
ausgegeben am 1. Februar 2010, sowie den Rahmenrichtlinien der UBS Group AG zur Vergltung. Diese Vergltungsgrundsatze
werden mindestens einmal jéhrlich Uberprift.

Die Vergltungsgrundsatze fordern eine solide und effektive Risikomanagementumgebung, stehen in Einklang mit den Interessen
der Anleger und verhindern das Eingehen von Risiken, die nicht mit den Risikoprofilen, dem Verwaltungsreglement oder den
Satzungen dieses OGAW/AIF UGbereinstimmen.

Die Vergiitungsgrundsatze gewdhrleisten dartiber hinaus die Ubereinstimmung mit den Strategien, Zielen, Werten und Interessen
der Verwaltungsgesellschaft und des OGAW/AIF, einschliesslich Massnahmen zur Vermeidung von Interessenkonflikten.

Dieser Ansatz konzentriert sich des Weiteren unter anderem auf:

o  Die Beurteilung der Performance innerhalb eines mehrjahrigen Rahmens, der fur die den Anlegern des Subfonds emp-
fohlenen Haltedauern angemessen ist, um sicherzustellen, dass der Beurteilungsprozess auf der langerfristigen Leistung
und den Anlagerisiken des Fonds basiert und dass die tatsachliche Zahlung der leistungsabhangigen Bestandteile der
Vergutung Uber den gleichen Zeitraum hinweg erfolgt;

« Die Gewahrleistung einer Vergitung der Mitarbeiter, die ein ausgewogenes Verhaltnis zwischen festen und variablen
Elementen aufweist. Der feste Bestandteil der Vergutung stellt einen ausreichend hohen Anteil der Gesamtvergitung
dar und ermdglicht eine flexible Bonusstrategie. Diese schliesst die Mdglichkeit ein, keinen variablen Vergutungsbe-
standteil zu zahlen. Die feste Vergitung wird unter Beachtung der Rolle des betreffenden Mitarbeiters einschliesslich der
Verantwortung und der Komplexitat der Arbeit, der Leistung sowie in Abhangigkeit von den lokalen Marktbedingungen
festgelegt. Es soll des Weiteren darauf hingewiesen werden, dass die Verwaltungsgesellschaft manchen Mitarbeitern
nach eigenem Ermessen Nebenleistungen anbieten kann. Diese sind ein integraler Bestandteil der festen Vergutung.

Alle relevanten Angaben sind in den Jahresberichten der Verwaltungsgesellschaft gemass den Vorschriften der OGAW-Richtlinie
2014/91/EU anzugeben.

Anteilinhaber kénnen weitere Angaben Uber die VergUtungsgrundsatze, u. a. die Beschreibung der Berechnungsweise der Vergu-
tung und der Nebenleistungen, die Angaben zu den fir die Zuteilung der Vergitung und Nebenleistungen zustandigen Personen,
einschliesslich gegebenenfalls die Zusammensetzung des Vergitungsausschusses, unter http://www.ubs.com/lu/en/asset manage-
ment/investor information.html finden.

Eine gedruckte Version dieser Unterlagen ist auf Anfrage kostenlos bei der Verwaltungsgesellschaft erhaltlich.

Interessenkonflikte

Die Verwaltungsgesellschaft, der Portfolio Manager, die Verwahrstelle, die Administrationsstelle und die Gbrigen Dienstleister des
Fonds und/oder deren jeweilige Konzerngesellschaften, Gesellschafter, Angestellte oder sonstige mit ihnen verbundene Personen
koénnen verschiedenen Interessenkonflikten in ihren Beziehungen zum Fonds ausgesetzt sein.

Die Verwaltungsgesellschaft, der Portfolio Manager, die Administrationsstelle und die Verwahrstelle haben Grundsatze im Hinblick
auf Interessenkonflikte beschlossen und umgesetzt. Sie haben die geeigneten organisatorischen und administrativen Vorkehrun-
gen getroffen, um Interessenkonflikte zu erkennen und zu managen, um das Risiko der Gefahrdung der Interessen des Fonds zu
minimieren und zu gewabhrleisten, dass die Anteilinhaber des Fonds im Falle unvermeidbarer Interessenkonflikte fair behandelt
werden.

Die Verwaltungsgesellschaft, die Verwahrstelle, der Portfolio Manager, die Hauptvertriebsstelle, der Vermittler von Wertpapierleih-
geschaften und der Dienstleister fur Wertpapierleihgeschéafte sind Teil der UBS-Gruppe (nachstehend die «verbundene Person»).
Die verbundene Person ist eine weltweite, in allen Bereichen des Private Banking, des Investment Banking, der Anlageverwaltung
und der Finanzdienstleistungen tatige Organisation, die auf den globalen Finanzmarkten eine bedeutende Rolle spielt. Unter diesen
Umstanden ist die verbundene Person in verschiedenen Geschéaftsbereichen aktiv und hat eventuell andere direkte oder indirekte
Interessen auf den Finanzmarkten, in welche der Fonds investiert.
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Die verbundene Person einschliesslich ihrer Tochterunternehmen und Niederlassungen kann als Gegenpartei im Zusammenhang
mit Finanzderivatkontrakten agieren, die mit dem Fonds eingegangen werden. Ein potenzieller Interessenkonflikt kann ferner
dadurch entstehen, dass die Verwahrstelle einer rechtlich selbststandigen Einheit der verbundenen Person nahesteht, die andere
Produkte oder Dienstleistungen fur den Fonds bereitstellt.

Im Rahmen ihres Geschéaftsbetriebs gilt fir die verbundene Person der Grundsatz, dass Massnahmen oder Transaktionen, die einen
Konflikt zwischen den Interessen der verschiedenen Geschéaftstatigkeiten der verbundenen Person einerseits und dem Fonds oder
seinen Anteilinhabern andererseits schaffen kénnten, zu erkennen, zu managen und nétigenfalls zu untersagen sind. Die verbun-
dene Person ist bestrebt, Konflikte so zu managen, wie es den héchsten Standards fir Integritat und faire Behandlung entspricht.
Zu diesem Zweck hat die verbundene Person Verfahren eingerichtet, die gewahrleisten sollen, dass alle konfliktbehafteten Ge-
schaftstatigkeiten, die die Interessen des Fonds oder seiner Anteilinhaber beeintrachtigen kénnten, mit einem geeigneten Mass an
Unabhangigkeit ausgefiihrt werden und dass Konflikte fair gelost werden. Anteilinhaber kénnen auf schriftliche Anforderung bei
der Verwaltungsgesellschaft kostenlos zusatzliche Informationen Uber die Verwaltungsgesellschaft und/oder die Grundsatze des
Fonds im Hinblick auf Interessenkonflikte erhalten.

Trotz aller gebotenen Sorgfalt und Bemuhungen seitens der Verwaltungsgesellschaft besteht das Risiko, dass die von ihr einge-
richteten organisatorischen oder administrativen Vorkehrungen fur das Management von Interessenkonflikten nicht ausreichen,
um mit angemessener Sicherheit zu gewabhrleisten, dass jede Beeintrachtigung der Interessen des Fonds oder seiner Anteilinhaber
ausgeschlossen ist. Sollten Interessenkonflikte auftreten, die nicht gemildert werden kénnen, werden diese Konflikte sowie die
getroffenen Entscheidungen den Anteilinhabern auf der folgenden Website der Verwaltungsgesellschaft gemeldet:
http:.//www.ubs.com/lu/en/asset management/investor information.html.

Entsprechende Informationen werden ausserdem kostenlos am eingetragenen Sitz der Verwaltungsgesellschaft zur Verfigung
gestellt.

Dartber hinaus ist zu berlcksichtigen, dass die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle Mitglieder derselben Gruppe sind.
Folglich haben beide Unternehmen Richtlinien und Verfahren eingerichtet, die gewahrleisten, dass (i) alle Interessenkonflikte aus
dieser Verbindung erkannt werden, und (ii) alle angemessenen Schritte unternommen werden, um diese Interessenkonflikte zu
vermeiden.

Wenn ein Interessenkonflikt, der aus der Verbindung zwischen der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle entsteht, nicht
vermieden werden kann, werden die Verwaltungsgesellschaft oder die Verwahrstelle diesen Interessenkonflikt managen, tUberwa-
chen und offenlegen, um nachteilige Auswirkungen auf die Interessen des Fonds und der Anteilinhaber zu vermeiden.

Eine Beschreibung der Verwahraufgaben, die durch die Verwahrstelle delegiert wurden, sowie eine Liste der Beauftragten und
Unterbeauftragten der Verwahrstelle befinden sich auf der folgenden Website: https://www.ubs.com/global/en/legalinfo2/luxem-
bourg.html. Aktualisierte Informationen hierzu werden den Anteilinhabern auf Anfrage zur Verfligung gestellt.

Datenschutz

In Ubereinstimmung mit den Bestimmungen des luxemburgischen Gesetzes vom 1. August 2018 betreffend die Organisation der
nationalen Datenschutzkommission und die allgemeine Regelung zum Datenschutz, in seiner gegebenenfalls gedanderten Fassung,
und der Verordnung 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten und zum freien Datenverkehr (das «Datenschutzgesetz») handelt der Fonds als Verantwortlicher und erhebt, speichert und
verarbeitet die von Anlegern zum Zweck der Erbringung der von den Anlegern angeforderten Dienstleistungen bereitgestellten
und zur Erfullung der rechtlichen und aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen des Fonds erforderlichen Daten auf elektronischem
oder anderem Wege.

Die verarbeiteten Daten umfassen insbesondere den Namen, die Kontaktdaten (einschliesslich der Postanschrift oder der E-Mail-
Adresse), die Bankverbindung, den investierten Betrag in und die Beteiligungen an dem Fonds von Anlegern (und, sofern es sich
bei dem Anleger um eine juristische Person handelt, von natirlichen Personen, die mit dieser juristischen Person verbunden sind,
wie etwa deren Kontaktperson(en) und/oder wirtschaftliche(r) Eigentlimer) («personenbezogene Daten»).

Der Anleger kann die Ubermittlung von personenbezogenen Daten an den Fonds nach eigenem Ermessen verweigern. In diesem
Fall kann der Fonds Antrage auf die Zeichnung von Anteilen jedoch ablehnen.

Von Anlegern bereitgestellte personenbezogene Daten werden verarbeitet, um dem Fonds beizutreten und die Zeichnung von
Anteilen des Fonds auszufihren (d. h. zur Erfullung eines Vertrags), um die berechtigten Interessen des Fonds zu wahren und um
die rechtlichen Verpflichtungen des Fonds einzuhalten. Personenbezogene Daten werden insbesondere zu folgenden Zwecken
verarbeitet: (i) zur Bearbeitung von Zeichnungen, Ricknahmen und Konversionen von Anteilen, zur Zahlung von Dividenden an
Anleger und zur Kontoverwaltung; (i) zur Verwaltung von Kundenbeziehungen; (iii) zur Durchfiihrung von Kontrollen im Hinblick
auf exzessiven Handel und Market-Timing-Praktiken, zur gegebenenfalls geméss luxemburgischen oder auslandischen Gesetzen
und Vorschriften (einschliesslich Gesetzen und Vorschriften in Verbindung mit dem FATCA und dem CRS) erforderlichen Steueri-
dentifikation; (iv) zur Einhaltung geltender Regeln zur Bekdmpfung von Geldwasche. Von Anteilinhabern bereitgestellte Daten
werden ferner (v) zur Fiihrung des Anteilinhaberregisters des Fonds verarbeitet. Dartiber hinaus kénnen personenbezogene Daten
(vi) zu Marketingzwecken verarbeitet werden.

Die vorstehend genannten «berechtigten Interessen» umfassen:

- die unter den Punkten (i) und (vi) des vorstehenden Absatzes dieses Datenschutzabschnitts genannten Verar-
beitungszwecke;

- die Einhaltung der Rechnungslegungspflichten und der aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen des Fonds im
Allgemeinen;

- die Auslibung der Geschafte des Fonds entsprechend angemessenen marktublichen Standards.

Zu diesem Zweck und in Ubereinstimmung mit den Bestimmungen des Datenschutzgesetzes kann der Fonds personenbezogene
Daten an seine Datenempfanger (die «Empfanger») Gbertragen, bei denen es sich im Rahmen der vorstehend genannten Zwecke
um seine verbundenen und Drittunternehmen handelt, die die Tatigkeiten des Fonds unterstiitzen. Hierzu gehéren insbesondere
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die Verwaltungsgesellschaft, die Administrationsstelle, Vertriebsstellen, die Verwahrstelle, die Zahlstelle, der Investmentmanager,
die Domizilierungsstelle, die globale Vertriebsstelle, der Abschlussprifer und der Rechtsberater des Fonds.

Die Empfanger konnen die personenbezogenen Daten in eigener Verantwortung an ihre Vertreter und/oder Beauftragten (die
«Unterempfanger») weitergeben, die die personenbezogenen Daten ausschliesslich verarbeiten dirfen, um die Empfanger bei der
Bereitstellung ihrer Dienstleistungen fir den Fonds und/oder bei der Einhaltung ihrer eigenen rechtlichen Verpflichtungen zu un-
terstatzen.

Die Empfanger und Unterempfanger kénnen in Ladndern innerhalb oder ausserhalb des Europaischen Wirtschaftsraums (der «EWR»)
ansassig sein, deren Datenschutzgesetze unter Umstanden kein angemessenes Schutzniveau bieten.

Bei einer Ubertragung von personenbezogenen Daten an Empfanger und/oder Unterempfanger, die in einem Land ausserhalb des
EWR ohne angemessenes Schutzniveau ansassig sind, stellt der Fonds vertraglich sicher, dass die personenbezogenen Daten von
Anlegern auf eine Art und Weise geschitzt sind, die dem Schutz gemass dem Datenschutzgesetz entspricht, wobei er von der EU-
Kommission genehmigte «Modellklauseln» verwenden kann. Anleger haben in diesem Zusammenhang das Recht, Kopien der
betreffenden Dokumente, die die Ubertragung(en) von personenbezogenen Daten in diese Lander ermdglichen, anzufordern,
indem sie eine schriftliche Anfrage an die oben angegebene Adresse der Verwaltungsgesellschaft senden.

Im Rahmen der Zeichnung von Anteilen wird jeder Anleger ausdriicklich darauf hingewiesen, dass seine personenbezogenen Daten
an die vorstehend genannten Empfanger und Unterempfanger, einschliesslich Unternehmen mit Sitz ausserhalb des EWR und
insbesondere in Landern, die unter Umstdnden kein angemessenes Schutzniveau bieten, Ubertragen sowie von diesen verarbeitet
werden.

Die Empfanger und Unterempfanger kénnen die personenbezogenen Daten (bei der Verarbeitung der personenbezogenen Daten
nach Weisung des Fonds) gegebenenfalls als Auftragsverarbeiter oder (bei der Verarbeitung der personenbezogenen Daten zu
eigenen Zwecken, d. h. zur Einhaltung ihrer eigenen rechtlichen Verpflichtungen) als eigenstdndige Verantwortliche verarbeiten.
Der Fonds kann personenbezogene Daten ferner gemass den geltenden Gesetzen und Vorschriften an Dritte Gbertragen, wie etwa
Regierungs- oder Aufsichtsbehorden, einschliesslich Steuerbehorden innerhalb oder ausserhalb des EWR. Insbesondere kénnen
personenbezogene Daten den luxemburgischen Steuerbehérden Gbermittelt werden, die wiederum als Verantwortliche handeln
und diese Daten an auslandische Steuerbehdrden weiterleiten kénnen.

Gemass den Bedingungen des Datenschutzgesetzes hat jeder Anleger im Rahmen einer an die oben genannte Adresse der Ver-
waltungsgesellschaft gerichteten schriftlichen Anfrage das Recht auf:

e Auskunft Uber seine personenbezogenen Daten (d. h. das Recht, von dem Fonds eine Bestatigung darUber zu erhalten,
ob seine personenbezogenen Daten verarbeitet werden, das Recht, bestimmte Informationen dartber zu erhalten, wie
der Fonds seine personenbezogenen Daten verarbeitet, das Recht auf Zugang zu diesen Daten und das Recht, eine
Kopie der verarbeiteten personenbezogenen Daten zu erhalten (unter Berticksichtigung gesetzlicher Ausnahmen));

e  Berichtigung seiner personenbezogenen Daten, wenn diese unrichtig oder unvollstandig sind (d. h. das Recht, von
dem Fonds zu verlangen, dass unrichtige oder unvollstandige personenbezogene Daten oder sachliche Fehler entspre-
chend aktualisiert bzw. korrigiert werden);

e Beschrankung der Nutzung seiner personenbezogenen Daten (d. h. das Recht, zu verlangen, dass die Verarbeitung
seiner personenbezogenen Daten unter bestimmten Umstanden bis zur Erteilung seiner Zustimmung auf die Speiche-
rung dieser Daten beschrankt ist);

e Widerspruch der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten, einschliesslich des Widerspruchs der Verarbeitung
seiner personenbezogenen Daten zu Marketingzwecken (d. h. das Recht, aus Grinden im Zusammenhang mit der
besonderen Situation des Anlegers, der Verarbeitung personenbezogener Daten, die auf der Ausfihrung einer Auf-
gabe im ¢ffentlichen Interesse oder den berechtigten Interessen des Fonds beruht, zu widersprechen; der Fonds been-
det diese Verarbeitung, es sei denn, er kann beweisen, dass zwingende berechtigte Grinde fiir die Verarbeitung vor-
liegen, die Vorrang vor den Interessen, Rechten und Freiheiten des Anlegers haben, oder dass er die Daten zur Gel-
tendmachung, Austibung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen verarbeiten muss);

e Loschung seiner personenbezogenen Daten (d. h. das Recht, unter bestimmten Voraussetzungen die Léschung der
personenbezogenen Daten zu verlangen, einschliesslich wenn eine Verarbeitung dieser Daten durch den Fonds im Hin-
blick auf die Zwecke, zu denen sie erhoben oder verarbeitet wurden, nicht langer erforderlich ist);

e Dateniibertragbarkeit (d. h. das Recht, soweit dies technisch méglich ist, die Ubertragung der Daten an den Anleger
oder einen anderen Verantwortlichen in einem strukturierten, gangigen und maschinenlesbaren Format zu verlangen).

Ferner haben Anleger ein Recht, Beschwerde bei der nationalen Datenschutzkommission unter der Anschrift 1, Avenue du
Rock'n'Roll, L-4361 Esch-sur-Alzette, Grossherzogtum Luxemburg einzureichen, bzw. bei einer anderen 6rtlich zustandigen Da-
tenschutz-Aufsichtsbehérde, wenn Anleger in einem anderen EU-Mitgliedstaat ansassig sind.

Personenbezogene Daten werden nicht langer gespeichert als fir den Zweck der Datenverarbeitung erforderlich. Dabei gelten die
anwendbaren gesetzlichen Sperrfristen.

Indexanbieter
Bloomberg

BLOOMBERG® ist ein Warenzeichen und eine Dienstleistungsmarke von Bloomberg Finance L.P. ®, die ein Warenzeichen und
eine Dienstleistungsmarke der Bank Plc. ist und unter Lizenz verwendet wird. Die Bloomberg Finance L.P. und ihre verbundenen
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Unternehmen, einschliesslich der Bloomberg Index Services Limited («BISL») (gemeinsam «Bloomberg»), oder die Bloomberg Li-
zenzgeber besitzen alle Eigentumsrechte am Bloomberg US Corporate Intermediate Index (TR).

Referenzwert-Verordnung

Die von dem Subfonds als Benchmark verwendeten Indizes (gemass der Definition von «Verwendung» in der Verordnung (EU)
2016/1011 (die «Benchmark-Verordnung»)) werden zum Veroffentlichungsdatum des vorliegenden Verkaufsprospektes zur Ver-
figung gestellt von:

(i) Benchmark-Administratoren, die im von der ESMA gemass Artikel 36 der Benchmark-Verordnung gefiihrten Register der Admi-
nistratoren und Benchmarks aufgefihrt sind. Aktuelle Informationen dartber, ob der Referenzwert von einem im ESMA-Register
der Administratoren und Referenzwerte aus der EU und Drittldandern gefiihrten Administrator zur Verfigung gestellt wird, stehen
unter https:/registers.esma.europa.eu zur Verfigung; und/oder

(i) Referenzwert-Administratoren, die gemass den Benchmarks (Amendment and Transitional Provision) (EU Exit) Regulations 2019
des Vereinigten Konigreichs («UK-Benchmark-Verordnung») zugelassen sind, den Status von Referenzwert-Administratoren in ei-
nem Drittland im Sinne der Referenzwert-Verordnung haben und in einem Register von Administratoren und Referenzwerten
aufgefihrt sind, das von der FCA gefuhrt wird und unter https:/register.fca.org.uk/BenchmarksRegister zur Verfigung steht;
und/oder

(iii) Benchmark-Administratoren, die unter die Ubergangsregelungen im Rahmen der Benchmark-Verordnung fallen und infolge-
dessen mitunter noch nicht in dem von der ESMA gemass der Benchmark-Verordnung gefiihrten Register der Administratoren
und Referenzwerte aufgefihrt sind.

Der Ubergangszeitraum fur Referenzwert-Administratoren und die Frist, in der sie eine Zulassung oder Registrierung als Administ-
rator gemass der Referenzwert-Verordnung beantragen mussen, hdangen sowohl von der Klassifizierung des betreffenden Refe-
renzwertes als auch vom Sitz des Referenzwert-Administrators ab.

Fur den Fall, dass ein Referenzwert sich wesentlich andert oder nicht mehr zur Verfligung gestellt wird, unterhélt die Verwaltungs-
gesellschaft, wie in Artikel 28 Absatz 2 der Referenzwert-Verordnung gefordert, einen schriftlichen Plan, der die fiir einen solchen
Fall festgelegten Massnahmen beinhaltet («Contingency Plan»). Anteilinhaber kénnen den Contingency Plan auf Anfrage kosten-
los am eingetragenen Sitz der Verwaltungsgesellschaft einsehen.

Messung des Nachhaltigkeitsprofils (Sustainability Focus-Fonds)
Das verbindliche Element wird / Die verbindlichen Elemente werden zum Quartalsende anhand des Durchschnitts aus den Werten
aller Geschaftstage im Quartal ermittelt.

Auflésung und Verschmelzung des Fonds und seiner Subfonds

Auflésung des Fonds und seiner Subfonds bzw. Anteilsklassen

Anteilinhaber, Erben oder sonstige Berechtigte konnen nicht die Aufteilung oder Auflésung des Fonds, eines Subfonds oder einer
Anteilsklasse verlangen. Die Verwaltungsgesellschaft ist jedoch berechtigt, den Fonds beziehungsweise die bestehenden Subfonds
und Anteilsklassen aufzulésen, sofern dies unter Berticksichtigung der Interessen der Anteilinhaber, zum Schutz der Verwaltungs-
gesellschaft, zum Schutz des Fonds oder aufgrund der Anlagepolitik notwendig oder angebracht erscheint.

Sofern der Gesamtnettoinventarwert eines Subfonds oder einer Anteilsklasse innerhalb eines Subfonds unter einen Wert gefallen
ist oder den Wert nicht erreicht hat, der fur eine wirtschaftlich effiziente Verwaltung dieses Subfonds oder dieser Anteilsklasse
erforderlich ist, sowie im Falle einer wesentlichen Anderung im politischen, wirtschaftlichen oder geldpolitischen Umfeld oder im
Rahmen einer Rationalisierung kann die Verwaltungsgesellschaft beschliessen, alle Anteile der entsprechenden Anteilsklasse(n)
zum Nettoinventarwert (unter Beriicksichtigung der tatsachlichen Realisierungskurse und Realisierungskosten der Anlagen) des
Bewertungstages oder -zeitpunktes, zu welchem der entsprechende Beschluss wirksam wird, zurtickzunehmen.

BeschlUsse tber die Auflésung eines Subfonds bzw. einer Anteilsklasse werden auf die oben im Abschnitt «Regelmassige Berichte
und Veroffentlichungen» beschriebene Art und Weise veroffentlicht. Ab dem Tag des Auflésungsbeschlusses werden keine Anteile
mehr ausgegeben und jede Konversion in den betroffenen Subfonds bzw. in die betroffene Anteilsklasse wird ausgesetzt. Die
Rucknahme von Anteilen bzw. die Konversion aus dem betroffenen Subfonds oder der betroffenen Anteilsklasse wird auch nach
diesem Beschluss moglich sein, wobei gewahrleistet wird, dass etwaige Auflésungskosten im Subfonds bzw. in der Anteilsklasse
berlcksichtigt werden. Folglich werden diese Kosten von allen Anteilinhabern getragen, die sich zum Zeitpunkt des Auflésungs-
beschlusses im Subfonds bzw. in der Anteilsklasse befanden. Im Falle einer Auflésung wird die Verwaltungsgesellschaft das Fonds-
vermogen im Interesse der Anteilinhaber verwerten und die Verwahrstelle beauftragen, den Nettoliquidationserl6s der Subfonds
bzw. der Anteilsklasse anteilsmassig an die Anteilinhaber der Subfonds bzw. der Anteilsklassen zu verteilen. Etwaige Liquidations-
erlose, die bei Abschluss des Liquidationsverfahrens (welches bis zu neun Monate dauern kann) nicht an die Anteilinhaber ausge-
schittet werden konnen, werden umgehend bei der «Caisse de Consignation» in Luxemburg hinterlegt.

Die Auflésung des Fonds erfolgt zwingend in den gesetzlich vorgesehenen Fallen und im Fall der Auflésung der Verwaltungsge-
sellschaft. Eine solche Aufldsung wird in mindestens zwei Tageszeitungen (davon eine luxemburgische Tageszeitung) sowie im
«RESA» bekannt gegeben.

Verschmelzung des Fonds oder von Subfonds mit einem anderen Organismus fiir gemeinsame Anlagen («<OGA») oder
mit dessen Subfonds; Verschmelzung von Subfonds

«Verschmelzungen» sind Transaktionen, bei denen
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ein oder mehrere OGAW oder Subfonds davon, die «lUbertragenden OGAW», bei ihrer Auflésung ohne Liquidation
samtliche Vermogenswerte und Verbindlichkeiten auf einen anderen bestehenden OGAW oder einen Subfonds dieses
OGAW, den «ilibernehmenden OGAW», Ubertragen, wobei ihre Anteilinhaber dafir Anteile des Ubernehmenden
OGAW sowie gegebenenfalls eine Barzahlung in Hohe von maximal 10 % des Nettoinventarwertes dieser Anteile erhalten;

zwei oder mehrere OGAW oder Subfonds davon, die «iibertragenden OGAW», bei ihrer Auflésung ohne Liquidation
samtliche Vermogenswerte und Verbindlichkeiten auf einen von ihnen gebildeten OGAW oder einen Subfonds dieses
OGAW, den «iibernehmenden OGAW», Ubertragen, wobei ihre Anteilinhaber dafur Anteile des Ubernehmenden
OGAW sowie gegebenenfalls eine Barzahlung in Hohe von maximal 10 % des Nettoinventarwertes dieser Anteile erhalten;

ein oder mehrere OGAW oder Subfonds davon, die «libertragenden OGA», die weiter bestehen, bis die Verbindlichkei-
ten getilgt sind, ihr Nettovermdgen auf einen anderen Subfonds desselben OGAW, auf einen von ihnen gebildeten OGAW
oder auf einen anderen bestehenden OGAW oder einen Subfonds dieses OGAW, den «iibernehmenden OGAW», Uber-

tragen.

Verschmelzungen sind unter den Voraussetzungen des Gesetzes von 2010 zuldssig. Die rechtlichen Konsequenzen einer Ver-
schmelzung ergeben sich aus dem Gesetz von 2010.

Unter den im Abschnitt «Auflésung des Fonds und seiner Subfonds bzw. Anteilsklassen» beschriebenen Voraussetzungen kann
die Verwaltungsgesellschaft die Zuteilung der Vermdgenswerte eines Subfonds bzw. einer Anteilsklasse zu einem anderen beste-
henden Subfonds bzw. einer anderen bestehenden Anteilsklasse des Fonds oder zu einem anderen luxemburgischen OGA gemass
Teil I des Gesetzes von 2010 oder zu einem auslandischen OGAW gemadss den Bestimmungen des Gesetzes von 2010 beschliessen.
Zudem kann die Verwaltungsgesellschaft die Umwidmung der Anteile des betreffenden Subfonds bzw. der betreffenden Anteils-
klasse in Anteile eines anderen Subfonds oder einer anderen Anteilsklasse (infolge der Spaltung oder Konsolidierung, falls erfor-
derlich, und durch Zahlung eines Betrags, welcher der anteiligen Berechtigung der Anteilinhaber entspricht) beschliessen.

Die Anteilinhaber werden Uber einen solchen Beschluss der Verwaltungsgesellschaft auf dem gleichen Weg informiert, wie oben
im Abschnitt «Regelmassige Berichte und Veroffentlichungen» beschrieben.

Eine solche von der Verwaltungsgesellschaft beschlossene Verschmelzung ist fir alle Anteilinhaber des betroffenen Subfonds nach
Ablauf einer Frist von 30 Tagen ab dem Datum der Bekanntmachung bindend. Anteilinhaber kénnen ihre Anteile wahrend dieser
Frist zurlckgeben, ohne dass Ricknahmegeblhren oder Verwaltungskosten berechnet werden. Anteile, die nicht zur Ricknahme
eingereicht wurden, werden auf Basis des Nettoinventarwertes der jeweiligen betroffenen Subfonds, der fur den Tag berechnet
wird, an dem die Verschmelzung wirksam wird, umgetauscht.

Anwendbares Recht, Gerichtsstand und massgebende Sprache

Fur samtliche Rechtsstreitigkeiten zwischen den Anteilinhabern, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle ist das Bezirks-
gericht Luxemburg zustandig. Es gilt das luxemburgische Recht. Die Verwaltungsgesellschaft und/oder die Verwahrstelle kénnen
sich und den Fonds jedoch im Zusammenhang mit Forderungen von Anlegern aus anderen Landern dem Gerichtsstand jener
Lander unterwerfen, in denen die Anteile angeboten und verkauft werden.

Die englische Fassung dieses Verkaufsprospektes ist massgebend. Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle konnen je-
doch von ihnen genehmigte Ubersetzungen in Sprachen der Lander, in denen Anteile ge- und verkauft werden, fir sich und den
Fonds als verbindlich beziglich solcher Anteile anerkennen, die an Anleger dieser Lander verkauft wurden.

Anlagegrundsatze

Fir die Anlagen eines jeden Subfonds gelten im Ubrigen folgende Bestimmungen:

1. Zulassige Anlagen des Fonds
1.1 Die Anlagen der Subfonds sind ausschliesslich:

a)  Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die an einem «geregelten Markt» im Sinne der Richtlinie 2004/39/EG des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 Uber Mérkte fur Finanzinstrumente notiert oder gehandelt werden;

b)  Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die auf einem anderen Markt, der anerkannt, geregelt, fir das Publikum offen
und dessen Funktionsweise ordnungsgemass ist, in einem Mitgliedstaat gehandelt werden. Der Begriff «Mitgliedstaat»
bezeichnet einen Mitgliedstaat der Europaischen Union; Staaten, die Vertragsparteien des Abkommens Uber den Europa-
ischen Wirtschaftsraum, aber keine EU-Mitgliedstaaten sind, werden innerhalb der Grenzen dieses Abkommens und damit
zusammenhangender Vertragswerke den EU-Mitgliedstaaten gleichgestellt;

<)  Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die an einer Wertpapierborse eines Staates, der kein Mitglied der Europaischen
Union ist, zur amtlichen Notierung zugelassen oder dort auf einem anderen Markt eines europaischen, amerikanischen,
asiatischen, afrikanischen oder ozeanischen Landes (nachfolgend «zugelassener Staat») gehandelt werden, der aner-
kannt, geregelt, fir das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordnungsgemass ist;

d)  Wertpapiere und Geldmarktinstrumente aus Neuemissionen, sofern die Emissionsbedingungen die Verpflichtungen ent-

halten, dass die Zulassung zur Notierung bzw. zum Handel an einer unter Ziffer 1.1 a) bis Ziffer 1.1 ¢) erwdhnten Wertpa-
pierbdrse bzw. an einem dort erwahnten geregelten Markt beantragt wurde und diese Zulassung innerhalb eines Jahres
nach der Emission erfolgt.
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e)

Anteile von nach der Richtlinie 2009/65/EG zugelassenen OGAW und/oder anderen OGA im Sinne von Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe a) und b) der Richtlinie 2009/65/EG mit Sitz in einem Mitgliedstaat im Sinne des Gesetzes von 2010 oder einem
Drittstaat, sofern:

diese anderen OGA nach Rechtsvorschriften zugelassen wurden, die sie einer Aufsicht unterstellen, welche
nach Auffassung der CSSF derjenigen nach dem Gemeinschaftsrecht gleichwertig ist, und ausreichende Ge-
wahr fur die Zusammenarbeit zwischen den Behdrden besteht,

das Schutzniveau der Anteilinhaber der anderen OGA dem Schutzniveau der Anteilinhaber des Fonds gleich-
wertig ist und insbesondere die Vorschriften fur die getrennte Verwahrung des Fondsvermégens, die Kredit-
aufnahme, die Kreditgewahrung und Leerverkdufe von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten den Anfor-
derungen der Richtlinie 2009/65/EG gleichwertig sind,

die Geschaftstatigkeit der anderen OGA Gegenstand von Halbjahres- und Jahresberichten ist, die es erlauben,
sich ein Urteil Gber das Vermdgen und die Verbindlichkeiten, die Ertrége und die Transaktionen im Berichts-
zeitraum zu bilden;

die OGAW oder die anderen OGA, deren Anteile erworben werden sollen, gemadss ihrem Verwaltungsregle-
ment oder ihren Grindungsunterlagen hdchstens 10 % ihres Vermogens in Anteilen anderer OGAW oder
OGA anlegen durfen.

Sofern in der Anlagepolitik des jeweiligen Subfonds nicht anders definiert, investiert der Subfonds nicht mehr als 10 % seines
Vermdgens in andere OGAW oder OGA.

f)

h)

Sichteinlagen oder jederzeit kiindbare Einlagen mit einer Laufzeit von héchstens zwolf Monaten bei Kreditinstituten, so-
fern das betreffende Kreditinstitut seinen Sitz in einem EU-Mitgliedstaat hat oder, falls sich der Sitz des Kreditinstituts in
einem Drittstaat befindet, es Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach Auffassung der luxemburgischen Aufsichtsbe-
horde denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind;

abgeleitete Finanzinstrumente («Derivate»), einschliesslich gleichwertiger bar abgerechneter Instrumente, die an einer
(einem) der unter den Buchstaben a), b) und c) aufgefiihrten geregelten Markte gehandelt werden, und/oder abgeleiteten
Finanzinstrumenten, die nicht an einer Borse oder einem geregelten Markt gehandelt werden («OTC-Derivate»), sofern

der Einsatz der Derivate im Einklang mit dem Anlagezweck und der Anlagepolitik des jeweiligen Subfonds
steht und geeignet ist, diese zu erreichen;

es sich bei den Basiswerten um Instrumente im Sinne von Artikel 41 Absatz 1 des Gesetzes von 2010 oder um
Finanzindizes, wie zum Beispiel makrookonomische Indizes, Zinssatze, Wechselkurse oder Wahrungen han-
delt, in die gemass der Anlagepolitik der Subfonds direkt oder Gber andere bestehende OGA/OGAW investiert
werden darf.

die Subfonds durch eine angemessene Diversifizierung der Basiswerte sicherstellen, dass die im Abschnitt «Ri-
sikostreuung» aufgefiihrten und auf sie anwendbaren Diversifikationsregeln jederzeit eingehalten werden;

die Gegenparteien bei Geschaften mit OTC-Derivaten einer behdérdlichen Aufsicht unterliegende Institute der
Kategorien sind, die von der CSSF zugelassen wurden und vom Verwaltungsrat gesondert genehmigt sind.
Das Genehmigungsverfahren durch den Verwaltungsrat basiert auf den Grundsatzen, die von UBS AM Credit
Risk herausgearbeitet worden sind und u. a. die Kreditwirdigkeit, die Reputation und die Erfahrung der in
Frage stehenden Gegenpartei bezilglich der Abwicklung von Transaktionen dieser Art sowie ihre Bereitschaft,
Kapital zu stellen, zum Gegenstand haben. Der Verwaltungsrat unterhalt eine Liste der von ihm genehmigten
Gegenparteien;

die OTC-Derivate einer zuverlassigen und Uberprufbaren Bewertung auf Tagesbasis unterliegen und jederzeit
auf Initiative des Fonds zum angemessenen Zeitwert veraussert, liquidiert oder durch ein Gegengeschéft glatt-
gestellt werden kénnen; und

der jeweiligen Gegenpartei weder ein Ermessen Uber die Zusammensetzung des von dem jeweiligen Subfonds
verwalteten Portfolios (z. B. im Falle eines Total Return Swap oder eines derivativen Finanzinstruments mit
ahnlichen Charakteristika) noch tGber den Basiswert, welcher dem jeweiligen OTC-Derivat zugrunde liegt, ein-
geraumt wird.

Geldmarktinstrumente im Sinne von Artikel 1 des Gesetzes von 2010, die nicht auf einem geregelten Markt gehandelt
werden, sofern die Emission oder der Emittent dieser Instrumente bereits Vorschriften Uber den Einlagen- und den Anle-
gerschutz unterliegt und vorausgesetzt, diese Instrumente werden:
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2.1

2.2

2.3

- von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Kérperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaats,
der Europaischen Zentralbank, der Europdischen Union oder der Europaischen Investitionsbank, einem Dritt-
staat oder, im Falle eines Bundesstaates, einem Gliedstaat der Foderation oder von einer internationalen Ein-
richtung offentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens ein Mitgliedstaat angehort, begeben oder garan-
tiert;

- von einem Unternehmen begeben, dessen Wertpapiere auf den unter Ziffer 1.1 a), b) und ¢) bezeichneten
geregelten Markten gehandelt werden;

- von einem Institut, das gemass den im Gemeinschaftsrecht festgelegten Kriterien einer behoérdlichen Aufsicht
unterstellt ist, oder einem Institut, das Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach Auffassung der CSSF min-
destens so streng sind wie die des Gemeinschaftsrechts, und das Gemeinschaftsrecht einhalt, begeben oder
garantiert; oder

- von anderen Emittenten begeben, die einer von der CSSF zugelassenen Kategorie angehoren, sofern fir Anla-
gen in diesen Instrumenten Vorschriften fir den Anlegerschutz gelten, die denen des ersten, des zweiten oder
des dritten Spiegelstrichs gleichwertig sind und sofern es sich bei dem Emittenten entweder um ein Unterneh-
men mit einem Eigenkapital von mindestens zehn Millionen Euro (EUR 10'000'000), das seinen Jahresab-
schluss nach den Vorschriften der vierten Richtlinie 78/660/EWG des Rates erstellt und vertffentlicht, oder um
einen Rechtstrager, der innerhalb einer eine oder mehrere bérsennotierte Gesellschaften umfassenden Unter-
nehmensgruppe fur die Finanzierung dieser Gruppe zustandig ist, oder um einen Rechtstrager handelt, der die
wertpapiermadssige Unterlegung von Verbindlichkeiten durch Nutzung einer von einer Bank eingeraumten
Kreditlinie finanzieren soll.

Abweichend von den in Ziffer 1.1 festgelegten Anlagebeschrankungen darf jeder Subfonds bis zu 10 % seines Nettover-
mogens in anderen als in Ziffer 1.1 genannten Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten anlegen.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko den Gesamtnettowert des
Fondsportfolios nicht tberschreitet. Jeder Subfonds darf als Teil seiner Anlagestrategie innerhalb der in Ziffern 2.2. und
2.3. festgelegten Grenzen Anlagen in Derivaten tatigen, sofern das Gesamtrisiko der Basiswerte die Anlagegrenzen unter
Ziffer 2 nicht Gberschreitet.

Jeder Subfonds kann zusatzliche Barmittel halten.

Risikostreuung

Nach dem Grundsatz der Risikostreuung ist es der Verwaltungsgesellschaft nicht gestattet, mehr als 10 % des Nettover-
mogens eines Subfonds in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten ein und derselben Einrichtung anzulegen. Die Ver-
waltungsgesellschaft darf nicht mehr als 20 % des Nettovermdgens in Einlagen bei ein und derselben Einrichtung anlegen.
Das Gegenparteirisiko bei Geschaften eines Subfonds mit OTC-Derivaten darf 10 % des Vermdgens des betreffenden
Subfonds nicht Uberschreiten, falls die Gegenpartei ein Kreditinstitut im Sinne von Ziffer 1.1 Buchstabe f) ist. Bei Geschaf-
ten mit anderen Gegenparteien reduziert sich das maximale Gegenparteirisiko auf 5 %. Der Gesamtwert aller Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente jener Einrichtungen, in welchen mehr als 5 % des Nettovermogens eines Subfonds angelegt
sind, darf nicht mehr als 40 % des Nettovermdgens jenes Subfonds betragen. Diese Begrenzung findet keine Anwendung
auf Einlagen und auf Geschéafte mit OTC-Derivaten, die mit Finanzinstituten getatigt werden, welche einer Aufsicht un-
terliegen.

Ungeachtet der in Ziffer 2.1 festgesetzten Obergrenzen darf jeder Subfonds bei ein und derselben Einrichtung nicht mehr
als 20 % seines Nettovermdgens in einer Kombination aus

- von dieser Einrichtung ausgegebenen Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten,
- Einlagen bei dieser Einrichtung und/oder

- mit dieser Einrichtung gehandelten OTC-Derivaten investieren.

Abweichend von den oben genannten Regeln gilt:

Die in Ziffer 2.1 aufgefiihrte Grenze von 10 % wird auf 25 % erhoht fir bestimmte Schuldverschreibungen, die unter die
Begriffsbestimmung fur gedeckte Anleihen in Artikel 3 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2019/2162 des Europaischen Parlaments
und des Rates fallen und fur Schuldverschreibungen, die vor dem 8. Juli 2022 von Kreditinstituten ausgegeben wurden,
welche ihren Sitz in einem EU-Mitgliedstaat haben und dort gemass Gesetz einer speziellen 6ffentlich-rechtlichen Aufsicht
unterliegen, die den Schutz der Inhaber dieser Papiere bezweckt. Insbesondere missen die Mittel, die aus der Emission
solcher Schuldverschreibungen stammen, die vor dem 8. Juli 2022 ausgegeben wurden, entsprechend dem Gesetz in Ver-
maogenswerten angelegt werden, die wahrend der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen die daraus entstandenen
Verpflichtungen geniigend abdecken sowie ein Vorzugsrecht in Bezug auf die Zahlung des Kapitals und der Zinsen bei Zah-
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2.4

2.5

2.6

lungsunfahigkeit des Schuldners aufweisen. Legt ein Subfonds mehr als 5 % seines Nettovermdégens in Schuldverschreibun-
gen ein und desselben Emittenten an, so darf der Gesamtwert dieser Anlagen 80 % des Wertes des Nettovermogens des
Subfonds nicht Gberschreiten.

Dieselbe Grenze von 10 % wird auf 35 % erhoht fir Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente, die von einem Mitgliedstaat
der EU oder seinen Gebietskdrperschaften, von einem anderen zugelassenen Staat oder von internationalen Organismen
offentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder mehrere EU-Mitgliedstaaten angehéren, begeben oder garantiert werden.
Die unter Ziffer 2.3 a) und b) fallenden Wertpapiere und Geldmarktinstrumente werden bei der Ermittlung der in Bezug auf
die Risikostreuung erwahnten 40 %-Obergrenze nicht bertcksichtigt.

Die unter Ziffern 2.1, 2.2, 2.3 a) und b) genannten Grenzen durfen nicht kumuliert werden; daher dirfen die unter dieser
Ziffer aufgefiihrten Anlagen in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten ein und derselben Einrichtung oder in Einlagen
bei dieser Einrichtung oder in Derivaten derselben 35 % des Nettovermogens eines gegebenen Subfonds nicht Ubersteigen.

Gesellschaften, die im Hinblick auf die Erstellung des konsolidierten Abschlusses im Sinne der Richtlinie 83/349/EWG Artikel
1 (1) oder nach den anerkannten internationalen Rechnungslegungsvorschriften derselben Unternehmensgruppe angehoren,
sind bei der Berechnung der in diesem Artikel vorgesehenen Anlagegrenzen als ein einziger Emittent anzusehen.

Anlagen eines Subfonds in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten ein und derselben Unternehmensgruppe durfen je-
doch zusammen 20 % des Vermdgens des betreffenden Subfonds erreichen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist erméchtigt, nach dem Grundsatz der Risikostreuung bis zu 100 % des Nettover-
mogens eines Subfonds in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten verschiedener Emissionen anzulegen, die
von einem Mitgliedstaat der EU oder seinen Gebietskorperschaften, von einem OECD-Mitgliedstaat, China, Russ-
land, Brasilien, Indonesien oder Singapur, oder von internationalen Organismen 6ffentlich-rechtlichen Charak-
ters, denen ein oder mehrere EU-Mitgliedstaaten angehdren, begeben oder garantiert werden. Diese Wertpa-
piere oder Geldmarktinstrumente miissen in mindestens sechs verschiedene Emissionen aufgeteilt sein, wobei
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente aus ein und derselben Emission 30 % des Gesamtbetrages des Netto-
vermogens eines Subfonds nicht liberschreiten diirfen.

Beziiglich Anlagen in anderen OGAW oder sonstigen OGA gelten folgende Bestimmungen:

Die Verwaltungsgesellschaft darf hochstens 20 % des Nettovermdgens eines Subfonds in Anteile ein und desselben
OGAW bzw. sonstigen OGA anlegen. Zum Zwecke der Anwendung dieser Anlagegrenze wird jeder Subfonds eines OGA
mit mehreren Subfonds als eigenstandiger Emittent betrachtet, unter der Voraussetzung, dass die Trennung der Haftung
der Subfonds in Bezug auf Dritte sichergestellt ist.

Die Anlagen in Anteilen von anderen OGA als OGAW durfen insgesamt 30 % des Nettovermogens des Subfonds nicht
Ubersteigen. Die Anlagewerte des OGAW oder sonstigen OGA, in welchen investiert wurde, werden in Bezug auf die
unter Ziffern 2.1., 2.2. und 2.3. aufgefthrten Obergrenzen nicht bertcksichtigt.

Fur die Subfonds, die gemass ihrer Anlagepolitik einen wesentlichen Teil ihres Vermogens in Anteilen anderer OGAW
und/oder sonstiger OGA anlegen, sind die vom Subfonds selbst wie auch von den anderen OGAW und/oder sonstigen
OGA, in die zu investieren er beabsichtigt, maximal erhobenen Managementkommissionen im Abschnitt «Kosten zulasten
des Fonds» beschrieben.

Die Subfonds kénnen Anteile, die von einem oder mehreren anderen Subfonds des Fonds auszugeben sind oder ausge-
geben wurden, zeichnen, erwerben und/oder halten, sofern:

- der Ziel-Subfonds nicht seinerseits in den Subfonds investiert, der in diesen Ziel-Subfonds investiert; und

- der Anteil des Vermdgens, den die Ziel-Subfonds, deren Erwerb beabsichtigt ist, entsprechend ihrem Ver-
kaufsprospekt oder ihrer Satzung insgesamt in Anteile anderer Ziel-Subfonds desselben OGA investieren dir-
fen, 10 % nicht Gberschreitet; und

- das eventuell an die betroffenen Wertpapiere gebundene Stimmrecht so lange ausgesetzt ist, wie sie durch
den betroffenen Subfonds gehalten werden, ungeachtet einer angemessenen Auswertung in den Abschlissen
und den periodischen Berichten; und

- der Wert dieser Wertpapiere bei der von dem Gesetz von 2010 auferlegten Berechnung des Nettovermégens
des Subfonds zum Zwecke der Verifizierung des Mindestmasses des Nettovermdgens nach dem Gesetz von
2010 in keinem Fall bertcksichtigt wird, solange diese Wertpapiere vom jeweiligen Subfonds gehalten wer-
den; und

- es keine Mehrfachberechnung der Gebuhren fur die Verwaltung/Zeichnung oder Riicknahme zum einen auf
der Ebene des Subfonds, der in den Ziel-Subfonds investiert hat, und zum anderen auf der Ebene des Ziel-
Subfonds gibt.

Der Fonds darf hochstens 20 % der Anlagen eines Subfonds in Aktien und/oder Schuldtiteln ein und desselben Emittenten
anlegen, wenn es gemass der Anlagepolitik des betreffenden Subfonds Ziel des Subfonds ist, einen bestimmten, von der
CSSF anerkannten Aktien- oder Schuldtitelindex nachzubilden. Voraussetzung hierfar ist, dass:
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- die Zusammensetzung des Index hinreichend diversifiziert ist;
- derIndex eine adaquate Bezugsgrundlage fur den Markt darstellt, auf den er sich bezieht;

- derIndex in angemessener Weise veroffentlicht wird.

Diese Grenze betragt 35 %, sofern dies aufgrund aussergewohnlicher Marktbedingungen gerechtfertigt ist, und zwar insbeson-
dere auf geregelten Markten, auf denen bestimmte Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente stark dominieren. Eine Anlage bis zu
dieser Obergrenze ist nur bei einem einzigen Emittenten moglich.

Werden die unter Ziffer 1 und Ziffer 2 genannten Grenzen unbeabsichtigt oder infolge Austbung von Bezugsrechten Uberschritten,
so hat die Verwaltungsgesellschaft bei ihren Verkaufen als vorrangiges Ziel, die Normalisierung dieser Lage unter Berlicksichtigung
der Interessen der Anteilinhaber zu erreichen.

Neu aufgelegte Subfonds kénnen, unter Beachtung des Grundsatzes der Risikostreuung, wahrend eines Zeitraumes von sechs Mo-
naten nach ihrer Zulassung von den angefiihrten Begrenzungen beziiglich der Risikostreuung abweichen.

3. Anlagebeschrankungen

Es ist der Verwaltungsgesellschaft untersagt:

3.1 Wertpapiere fir den Fonds zu erwerben, deren Verdusserung aufgrund vertraglicher Vereinbarungen Beschrankungen
jeglicher Art unterliegt;

3.2 Aktien zu erwerben, die mit einem Stimmrecht verbunden sind, das es der Verwaltungsgesellschaft ermoglicht, gegebe-
nenfalls zusammen mit anderen von ihr verwalteten Investmentfonds einen nennenswerten Einfluss auf die Geschaftsfih-
rung eines Emittenten auszulben;

3.3 mehr als

- 10 % der stimmrechtlosen Aktien ein und derselben Einrichtung,
- 10 % der Schuldverschreibungen ein und derselben Einrichtung,
- 25 % der Anteile ein und desselben OGAW oder OGA,

- 10 % der Geldmarktinstrumente ein und desselben Emittenten zu erwerben.

In den drei letztgenannten Fallen missen die Beschrankungen beim Erwerb nicht eingehalten werden, wenn sich der Bruttobe-
trag der Schuldverschreibungen oder der Geldmarktinstrumente und der Nettobetrag der ausgegebenen Anteile zum Zeitpunkt
des Erwerbes nicht feststellen lassen.

Von den Bestimmungen der Ziffern 3.2 und 3.3 ausgenommen sind:

- Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem EU-Mitgliedstaat oder seinen Gebietskorperschaften
oder von einem anderen zugelassenen Staat begeben oder garantiert werden;

- Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem Staat, der nicht Mitglied der Europdischen Union ist,
begeben oder garantiert werden;

- Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von internationalen Organismen &ffentlich-rechtlichen Charak-
ters begeben werden, denen ein oder mehrere EU-Mitgliedstaaten angehoren;

- Aktien, die an dem Kapital einer Gesellschaft eines Drittstaates gehalten werden, die ihr Vermogen im We-
sentlichen in Wertpapieren von Emittenten anlegt, die in diesem Drittstaat ansassig sind, wenn eine derartige
Beteiligung aufgrund der Rechtsvorschriften dieses Drittstaates die einzige Moglichkeit darstellt, Anlagen in
Wertpapieren von Emittenten dieses Drittstaates zu tatigen. Dabei sind die Voraussetzungen des Gesetzes von
2010 zu beachten; und

- Aktien, die am Kapital von Tochtergesellschaften gehalten werden, die in ihrem Niederlassungsstaat lediglich
und ausschliesslich fur die Gesellschaft bestimmte Verwaltungs-, Beratungs- oder Vertriebstétigkeiten im Hin-
blick auf die Riicknahme von Anteilen auf Wunsch der Anteilinhaber austben.

34 Leerverkaufe von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten oder sonstigen unter Ziffer 1.1 f) und g) aufgefuhrten Instrumen-
ten zu tatigen;
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3.5 Edelmetalle oder diesbezlgliche Zertifikate zu erwerben;
3.6 in Immobilien anzulegen und Waren oder Warenkontrakte zu kaufen oder zu verkaufen;

3.7 Kredite aufzunehmen, es sei denn

- fur den Ankauf von Devisen mittels eines «Back-to-back Loan»;

- im Fall von temporaren Kreditaufnahmen in Hohe von héchstens 10 % des Nettovermdgens des betreffenden
Subfonds;

3.8 Kredite zu gewahren oder flr Dritte als Burge einzustehen. Diese Beschrankung steht dem Erwerb von nicht voll einge-
zahlten Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten oder sonstigen unter Ziffer 1.1 e), g) und h) aufgefihrten Instrumenten
nicht entgegen.

Die Verwaltungsgesellschaft darf jederzeit im Interesse der Anteilinhaber weitere Anlagebeschrankungen festsetzen, soweit diese
erforderlich sind, um den Gesetzen und Bestimmungen jener Lander zu entsprechen, in denen Fondsanteile angeboten und ver-
kauft werden.

4. Zusammenlegung von Vermdgenswerten

Zur effizienten Verwaltung darf der Verwaltungsrat eine interne Zusammenlegung und/oder die gemeinsame Verwaltung von
Vermogenswerten bestimmter Subfonds zulassen. In diesem Fall werden Vermdgenswerte verschiedener Subfonds gemeinsam
verwaltet. Die unter gemeinsamer Verwaltung stehenden Vermdgenswerte werden als «Pool» bezeichnet, wobei diese Pools
jedoch ausschliesslich zu internen Verwaltungszwecken verwendet werden. Die Pools stellen keine separaten Einheiten dar und
sind fur Anteilinhaber nicht direkt zuganglich.

Pooling

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Gesamtheit oder einen Teil des Portfoliovermdgens zweier oder mehrerer Subfonds (zu
diesem Zweck als «beteiligte Subfonds» bezeichnet) in Form eines Pools anlegen und verwalten. Ein solcher Vermogenspool
wird gebildet, indem von jedem beteiligten Subfonds Barmittel oder sonstige Vermogenswerte (sofern diese Vermdgenswerte mit
der Anlagepolitik des betreffenden Pools in Einklang stehen) auf den Vermdgenspool Ubertragen werden. Danach kann die Ver-
waltungsgesellschaft jeweils weitere Ubertragungen auf diesen Vermogenspool vornehmen. Ebenso kénnen einem beteiligten
Subfonds Vermdgenswerte bis zur Hohe seiner Beteiligung riickibertragen werden.

Der Anteil eines beteiligten Subfonds am jeweiligen Vermégenspool wird durch Bezugnahme auf fiktive Einheiten gleichen Wertes
bewertet. Bei Einrichtung eines Vermodgenspools wird der Verwaltungsrat den Anfangswert der fiktiven Einheiten festlegen (in
einer Wahrung, die der Verwaltungsrat fir geeignet erachtet) und jedem beteiligten Subfonds fiktive Einheiten im Gesamtwert
der von ihm eingebrachten Barmittel (oder anderen Vermogenswerten) zuweisen. Danach wird der Wert der fiktiven Einheiten
ermittelt, indem das Nettovermogen des Vermdgenspools durch die Anzahl der bestehenden fiktiven Einheiten geteilt wird.

Werden zusatzliche Barmittel oder Vermdgenswerte in einen Vermdgenspool eingebracht oder diesem entnommen, so erhéhen
bzw. verringern sich die dem betreffenden beteiligten Subfonds zugewiesenen fiktiven Einheiten jeweils um eine Zahl, die durch
Division des eingebrachten oder entnommenen Barbetrages oder Vermogenswertes durch den aktuellen Wert der Beteiligung des
beteiligten Subfonds an dem Pool ermittelt wird. Erfolgt eine Barmitteleinlage in den Vermoégenspool, so wird diese zu Berech-
nungszwecken um einen Betrag verringert, den der Verwaltungsrat fiir angemessen erachtet, um den mit der Anlage der betref-
fenden Barmittel gegebenenfalls verbundenen Steueraufwendungen sowie Abschluss- und Erwerbskosten Rechnung zu tragen.
Bei einer Barentnahme kann ein entsprechender Abzug vorgenommen werden, um den mit der Verausserung von Wertpapieren
oder sonstigen Vermdégenswerten des Vermogenspools gegebenenfalls verbundenen Kosten Rechnung zu tragen.

Dividenden, Zinsen und sonstige ertragsartige Ausschittungen, die auf die Vermogenswerte eines Vermdgenspools erzielt werden,
werden dem betreffenden Vermogenspool zugerechnet und fuhren dadurch zu einer Erhéhung des jeweiligen Nettovermogens.
Im Falle einer Auflésung des Fonds werden die Vermdgenswerte eines Vermogenspools den beteiligten Subfonds im Verhaltnis zu
ihrer jeweiligen Beteiligung am Vermdgenspool zugewiesen.

Gemeinsame Verwaltung

Um die Betriebs- und Verwaltungskosten zu senken und gleichzeitig eine breitere Diversifizierung der Anlagen zu ermaoglichen,
kann der Verwaltungsrat beschliessen, einen Teil oder die Gesamtheit der Vermdgenswerte eines oder mehrerer Subfonds ge-
meinsam mit Vermogenswerten zu verwalten, die anderen Subfonds zuzuweisen sind oder zu anderen Organismen fir gemein-
same Anlagen gehoren. In den folgenden Abschnitten bezeichnet der Begriff «<gemeinsam verwaltete Einheiten» den Fonds
und jeden seiner Subfonds sowie alle Einheiten, zwischen denen gegebenenfalls eine Vereinbarung fir eine gemeinsame Verwal-
tung bestehen kdnnte. Der Begriff «xgemeinsam verwaltete Vermégenswerte» bezieht sich auf die gesamten Vermdgenswerte
dieser gemeinsam verwalteten Einheiten, die entsprechend der vorgenannten Vereinbarung fir eine gemeinsame Verwaltung
verwaltet werden.

Im Rahmen der Vereinbarung tber eine gemeinsame Verwaltung ist der jeweilige Portfolio Manager berechtigt, auf konsolidierter
Basis fur die betreffenden gemeinsam verwalteten Einheiten Entscheidungen zu Anlagen und Anlageverdusserungen zu treffen,
die Einfluss auf die Zusammensetzung des Portfolios des Fonds und ihrer Subfonds haben. Jede gemeinsam verwaltete Einheit halt
einen Anteil an den gemeinsam verwalteten Vermdgenswerten, der sich nach dem Anteil ihres Nettovermdgens am Gesamtwert
der gemeinsam verwalteten Vermogenswerte richtet. Diese anteilige Beteiligung (zu diesem Zweck als «Beteiligungsverhaltnis»
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bezeichnet) gilt fur alle Anlagekategorien, die im Rahmen der gemeinsamen Verwaltung gehalten oder erworben werden. Ent-
scheidungen zu Anlagen und/oder Anlageverdusserungen haben keinen Einfluss auf dieses Beteiligungsverhéltnis, und weitere
Anlagen werden den gemeinsam verwalteten Einheiten im selben Verhaltnis zugeteilt. Im Falle des Verkaufs von Vermogenswerten
werden diese anteilig von den gemeinsam verwalteten Vermogenswerten in Abzug gebracht, die von den einzelnen gemeinsam
verwalteten Einheiten gehalten werden.

Bei Neuzeichnungen bei einer der gemeinsam verwalteten Einheiten werden die Zeichnungserlése den gemeinsam verwalteten
Einheiten entsprechend dem gednderten Beteiligungsverhaltnis zugeteilt, das sich aus der Erhéhung des Nettovermdgens der ge-
meinsam verwalteten Einheit ergibt, bei der die Zeichnungen eingegangen sind. Die Héhe der Anlagen wird durch die Ubertragung
von Vermdgenswerten von der einen gemeinsam verwalteten Einheit auf die andere gedndert, und somit an die geanderten Be-
teiligungsverhaltnisse angepasst. Analog dazu werden bei Riicknahmen bei einer der gemeinsam verwalteten Einheiten die erfor-
derlichen Barmittel von den Barmitteln der gemeinsam verwalteten Einheiten entsprechend dem geanderten Beteiligungsverhaltnis
entnommen, das sich aus der Verminderung des Nettovermdgens der gemeinsam verwalteten Einheit ergibt, bei der die Riicknah-
men erfolgt sind. In diesem Fall wird die jeweilige Hohe aller Anlagen an die geanderten Beteiligungsverhaltnisse angepasst.

Die Anteilinhaber werden darauf hingewiesen, dass die Vereinbarung tber eine gemeinsame Verwaltung dazu fihren kann, dass
die Zusammensetzung des Vermogens des jeweiligen Subfonds durch Ereignisse beeinflusst wird, die andere gemeinsam verwal-
tete Einheiten betreffen, wie z. B. Zeichnungen und Ricknahmen, es sei denn, der Verwaltungsrat oder eine der von der Verwal-
tungsgesellschaft beauftragten Stellen ergreifen besondere Massnahmen. Wenn alle anderen Aspekte unverandert bleiben, haben
daher Zeichnungen, die bei einer mit dem Subfonds gemeinsam verwalteten Einheit eingehen, eine Erhéhung der Barreserve dieses
Subfonds zur Folge. Umgekehrt fiihren Ricknahmen bei einer mit dem Subfonds gemeinsam verwalteten Einheit zu einer Verrin-
gerung der Barreserven dieses Subfonds. Zeichnungen und Ricknahmen kénnen jedoch auf dem Sonderkonto gefiihrt werden,
das fur jede gemeinsam verwaltete Einheit ausserhalb der Vereinbarung Uber eine gemeinsame Verwaltung ertffnet wird, und
Uber das Zeichnungen und Riicknahmen laufen mussen. Aufgrund der Méglichkeit, umfangreiche Zeichnungen und Rticknahmen
auf diesen Sonderkonten zu verbuchen, sowie der Moéglichkeit, dass der Verwaltungsrat oder die von ihm beauftragten Stellen
jederzeit beschliessen kénnen, die Beteiligung des Subfonds an der Vereinbarung Uber eine gemeinsame Verwaltung zu beenden,
kann der jeweilige Subfonds Umschichtungen seines Portfolios vermeiden, wenn durch derartige Umschichtungen die Interessen
des Fonds und seiner Anteilinhaber beeintrachtigt werden kénnten.

Wenn eine Anderung im Portfolio eines Subfonds infolge von Riicknahmen oder Zahlungen von Gebiihren und Auslagen, die einer
anderen gemeinsam verwalteten Einheit zuzurechnen sind (d. h. die nicht dem Subfonds zugerechnet werden kénnen), dazu
fihren kénnte, dass gegen die fir den Subfonds geltenden Anlagebeschrankungen verstossen wird, werden die jeweiligen Ver-
mogenswerte vor Durchfiihrung der Anderung aus der Vereinbarung (iber eine gemeinsame Verwaltung ausgeschlossen, damit
diese von den daraus resultierenden Anpassungen nicht betroffen sind.

Gemeinsam verwaltete Vermogenswerte von Subfonds werden jeweils nur gemeinsam mit solchen Vermdgenswerten verwaltet,
die nach denselben Anlagezielen angelegt werden sollen, die auch fur die gemeinsam verwalteten Vermogenswerte gelten. So
wird sichergestellt, dass Anlageentscheidungen in jeder Hinsicht mit der Anlagepolitik des jeweiligen Subfonds vereinbar sind.
Gemeinsam verwaltete Vermogenswerte durfen nur mit solchen Vermogenswerten gemeinsam verwaltet werden, fur die derselbe
Portfolio Manager befugt ist, die Entscheidungen zu Anlagen bzw. Anlageverdusserungen zu treffen, und fur die die Verwahrstelle
ebenfalls als Verwahrstelle fungiert. So wird sichergestellt, dass die Verwahrstelle in der Lage ist, gegeniber dem Fonds und seinen
Subfonds ihre Verpflichtungen, die sie gemdss dem Gesetz von 2010 und gesetzlichen Anforderungen hat, vollstandig zu erfillen.
Die Verwahrstelle hat die Vermogenswerte des Fonds stets gesondert von den Vermdgenswerten der anderen gemeinsam verwal-
teten Einheiten zu verwahren; hierdurch kann sie die Vermogenswerte jedes einzelnen Subfonds jederzeit genau bestimmen. Da
die Anlagepolitik der gemeinsam verwalteten Einheiten nicht genau mit der Anlagepolitik eines Subfonds tGbereinstimmen muss,
ist es moglich, dass infolgedessen die gemeinsame Anlagepolitik restriktiver ist als die des Subfonds.

Der Verwaltungsrat kann jederzeit und ohne vorherige Mitteilung beschliessen, die Vereinbarung Uber eine gemeinsame Verwal-
tung zu kindigen.

Die Anteilinhaber kdnnen sich jederzeit am eingetragenen Sitz der Verwaltungsgesellschaft nach dem Prozentsatz der gemeinsam
verwalteten Vermogenswerte und der Einheiten erkundigen, mit denen zum Zeitpunkt ihrer Anfrage eine solche Vereinbarung
Uber eine gemeinsame Verwaltung besteht.

In den Jahresberichten sind die Zusammensetzung und die Prozentsdtze der gemeinsam verwalteten Vermdgenswerte anzugeben.

Vereinbarungen Uber eine gemeinsame Verwaltung mit nicht-luxemburgischen Einheiten sind zuldssig, sofern (i) die Vereinbarung
Uber eine gemeinsame Verwaltung, an der die nicht-luxemburgische Einheit beteiligt ist, Luxemburger Recht und Luxemburger
Rechtsprechung unterliegt oder (i) jede gemeinsam verwaltete Einheit mit derartigen Rechten ausgestattet ist, dass kein Glaubiger
und kein Insolvenz- oder Konkursverwalter der nicht-luxemburgischen Einheit Zugriff auf die Vermogenswerte hat oder ermachtigt
ist, diese einzufrieren.

5. Besondere Techniken und Instrumente, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben

Vorbehaltlich der im Gesetz von 2010 festgelegten Bedingungen und Grenzen sowie unter Einhaltung der Anforderungen der
CSSF kénnen der Fonds und seine Subfonds zum Zwecke einer effizienten Portfolioverwaltung Pensionsgeschafte, umgekehrte
Pensionsgeschafte, Wertpapierleihgeschafte und/oder sonstige Techniken und Instrumente nutzen, denen Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente zugrunde liegenden (die «Techniken»). Stehen diese Transaktionen im Zusammenhang mit der Verwendung
von Derivaten, so missen die Bedingungen und Grenzen den Bestimmungen des Gesetzes von 2010 entsprechen. Die im Abschnitt
«Engagement in Wertpapierfinanzierungsgeschaften» beschriebenen Techniken werden kontinuierlich verwendet, es kann jedoch
je nach Marktbedingungen zuweilen entschieden werden, das Engagement in Wertpapierfinanzierungsgeschaften auszusetzen
oder zu verringern. Die Verwendung dieser Techniken und Instrumente muss im besten Interesse der Anleger erfolgen.
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Pensionsgeschafte sind Transaktionen, bei denen eine Partei ein Wertpapier an die andere Partei verkauft und gleichzeitig einen
Vertrag Uber den Ruckkauf des Wertpapiers zu einem festen Termin in der Zukunft und zu einem festgelegten Preis abschliesst,
der einen marktlblichen Zinssatz beinhaltet, der nicht im Zusammenhang mit dem Kuponsatz des Wertpapiers steht. Ein umge-
kehrtes Pensionsgeschaft ist eine Transaktion, bei der ein Subfonds Wertpapiere von einer Gegenpartei kauft und sich gleichzeitig
verpflichtet, die Wertpapiere zu einem festen Termin in der Zukunft und zu einem vereinbarten Preis zuriickzuverkaufen. Ein
Wertpapierleihgeschaft ist eine Vereinbarung, aufgrund derer der Besitz an den «verliehenen» Wertpapieren von einem «Kredit-
geber» auf einen «Kreditnehmer» Ubergeht, wobei sich der Kreditnehmer verpflichtet, dem Kreditgeber zu einem spateren Termin
«gleichwertige Wertpapiere» auszuhandigen («Wertpapierleihe»).

Die Wertpapierleihe darf nur Uber anerkannte Clearinghduser, wie Clearstream International oder Euroclear, sowie Uber erstran-
gige Finanzinstitute, die auf solche Tatigkeiten spezialisiert sind, unter Beachtung des von ihnen festgelegten Verfahrens erfolgen.

Bei Wertpapierleihgeschaften muss der Fonds grundsatzlich ein Collateral erhalten, dessen Wert mindestens dem Gesamtwert der
verliehenen Wertpapiere und eventuell aufgelaufenen Zinsen entspricht. Dieses Collateral muss in Form einer finanziellen Sicherheit
nach Luxemburger Recht gestellt werden. Ein derartiges Collateral ist nicht erforderlich, wenn das Geschaft Gber Clearstream
International oder Euroclear oder eine andere Organisation erfolgt, die dem Fonds die Erstattung des Gegenwertes der verliehenen
Wertpapiere zusichert.

Die Vorschriften des Abschnitts «Collateral Management» gelten entsprechend fir die Verwaltung von Collaterals, die zugunsten
des Fonds im Rahmen der Wertpapierleihe gestellt werden. Abweichend von den Vorschriften des Abschnitts «Collateral Manage-
ment» werden Anteile des Finanzsektors als Wertpapiere im Rahmen der Wertpapierleihe akzeptiert.

Dienstleister, die fur den Fonds Dienstleistungen im Bereich der Wertpapierleihe erbringen, haben im Gegenzug Anspruch auf eine
marktibliche Gebuhr. Die Hohe dieser Gebuhr wird jahrlich gepraft und ggf. angepasst. Derzeit werden 60 % der Bruttoeinnah-
men, die im Rahmen der zu marktUblichen Bedingungen ausgehandelten Wertpapierleingeschafte erzielt werden, dem betreffen-
den Subfonds gutgeschrieben, wahrend 30 % der Bruttoeinnahmen als Gebiihren von UBS Switzerland AG als Dienstleister fir
Wertpapierleihgeschafte, der fur laufende Wertpapierleihaktivitdten und das Collateral Management verantwortlich ist, einbehal-
ten werden und 10 % der Bruttoeinnahmen als Gebuhren von UBS Europe SE, Luxembourg Branch als Vermittler von Wertpapier-
leihgeschaften, der fur das Transaktionsmanagement, laufende operative Tatigkeiten und die Verwahrung von Collaterals verant-
wortlich ist, einbehalten werden. Alle Gebuthren fir die Durchfihrung des Wertpapierleihprogramms werden aus dem Anteil des
Vermittlers von Wertpapierleihgeschaften am Bruttoertrag bezahlt. Dies deckt alle direkten und indirekten Gebuhren ab, die durch
die Wertpapierleihaktivitaten entstehen. UBS Europe SE, Luxembourg Branch und UBS Switzerland AG sind Teil der UBS-Gruppe.
Ferner hat die Verwaltungsgesellschaft interne Rahmenvereinbarungen fur die Wertpapierleihe ausgearbeitet. Diese Rahmenbe-
dingungen enthalten unter anderem die einschlagigen Definitionen, die Beschreibung der Prinzipien und Standards der vertragli-
chen Handhabung des Wertpapierleihgeschaftes, der Qualitat der Collaterals, der zuldssigen Gegenparteien, des Risikomanage-
ments, der Gebuhren, die an die Drittparteien zu zahlen sind und solcher, die vom Fonds vereinnahmt werden, sowie die in den
Jahres- bzw. Halbjahresbericht aufzunehmenden Informationen.

Des Weiteren hat die Verwaltungsgesellschaft interne Rahmenbedingungen herausgearbeitet, die das Wertpapierleihgeschaft zum
Gegenstand haben. Diese Rahmenbedingungen enthalten unter anderem die einschlagigen Definitionen, die Beschreibung der
Prinzipien und Standards der vertraglichen Handhabung des Wertpapierleihgeschéftes, der Qualitat der Collaterals, der zuldssigen
Gegenparteien, des Risikomanagements, der Geblhren, die an die Drittparteien zu zahlen sind und solcher, die vom Fonds ver-
einnahmt werden, sowie die in den Jahres- bzw. Halbjahresbericht aufzunehmenden Informationen.

Der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft hat Instrumente der folgenden Anlageklassen als Collaterals aus Wertpapierleih-
geschaften genehmigt und die folgenden fir diese Instrumente geltenden Abschldge («Haircuts») festgelegt:

Anlageklasse Minimaler Haircut (% Abzug vom Marktwert)

Fest- und variabel verzinsliche Instrumente

Instrumente, die von einem Staat begeben werden, der der G10
angehort (ausser den USA, Japan, dem Vereinigten Konigreich,
Deutschland und der Schweiz (einschliesslich von Bundestaaten|2 %
und Kantonen als Emittenten)) und der ein Mindestrating von A
aufweist*«

Instrumente, die von den USA, Japan, dem Vereinigten Kdnig-
reich, Deutschland und der Schweiz (einschliesslich Bundestaaten|0 %
und Kantone als Emittenten) begeben werden-

Staatsanleihen, die ein Mindestrating von A aufweisen 2 %
Instrumente, die von einer supranationalen Organisation begeben2 %
erden

Instrumente, die von einer Korperschaft begeben werden und die)
einer Emission angehoren, die (die Emission) ein Mindestratingld %
on A aufweist

Instrumente, die von einer kommunalen Kérperschaft begeben

(o)
werden und ein Mindestrating von A aufweisen (%

Aktien [8 %
[Aktien, die in den folgenden Indizes enthalten sind, werden als

. o Bloomberg ID
zulassiges Collateral akzeptiert:
IAustralien (S&P/ASX 50 INDEX) AS31
Osterreich (AUSTRIAN TRADED ATX INDX) ATX
Belgien (BEL 20 INDEX) BEL20
Kanada (S&P/TSX 60 INDEX) SPTSX60
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Danemark (OMX COPENHAGEN 20 INDEX) KFX
Europa (Euro Stoxx 50 Pr) SX5E
Finnland (OMX HELSINKI 25 INDEX) HEX25
Frankreich (CAC 40 INDEX) CAC
Deutschland (DAX INDEX) DAX
Hongkong (HANG SENG INDEX) HSI
Japan (NIKKE| 225) NKY
Niederlande (AEX-Index) AEX
Neuseeland (NZX TOP 10 INDEX) NZSE10
Norwegen (OBX STOCK INDEX) OBX
Singapur (Straits Times Index STI) FSSTI
Schweden (OMX STOCKHOLM 30 INDEX) OMX
Schweiz (SWISS MARKET INDEX) SMI
Schweiz (SPI SWISS PERFORMANCE [X) SPI
Grossbritannien (FTSE 100 INDEX) UKX
US (DOW JONES INDUS. AVG) INDU
US (NASDAQ 100 STOCK INDX) NDX
US (S&P 500 INDEX) SPX
US (RUSSELL 1000 INDEX) RIY

* In dieser Tabelle bezieht sich «Rating» auf die Ratingskala, die von S&P genutzt wird. Ratings von S&P, Moody's und Fitch werden mit ihren
jeweiligen Skalen angewendet. Sollte das Rating von diesen Ratingagenturen in Bezug auf einen bestimmten Emittenten nicht einheitlich sein,
kommt das niedrigste Rating zur Anwendung.

** Auch nicht geratete Emissionen dieser Staaten sind zuldssig. Auf sie wird ebenso kein Haircut angewendet.

In der Regel beziehen sich die folgenden Bestimmungen auf Pensionsgeschafte, umgekehrte Pensionsgeschafte und Wertpapier-
leihgeschafte:

(i)

(if)
(iif)

(iv)

(vi)
(vii)

Gegenparteien von Pensionsgeschaften, umgekehrten Pensionsgeschéften oder Wertpapierleihgeschaften sind Rechtstra-
ger mit Rechtspersonlichkeit, die normalerweise in OECD-Landern ansassig sind. Diese Gegenparteien werden einer Kre-
ditbewertung unterzogen. Wird die Bonitat der Gegenpartei von einer Agentur eingestuft, die bei der ESMA registriert ist
und von dieser beaufsichtigt wird, wird dieses Rating bei der Kreditbewertung berticksichtigt. Wird eine Gegenpartei von
einer solchen Ratingagentur auf A2 oder niedriger (oder auf ein vergleichbares Rating) herabgestuft, findet unverziglich
eine neue Kreditbewertung der Gegenpartei statt.

Der Verwaltungsgesellschaft muss es zu jedem Zeitpunkt moglich sein, ein verliehenes Wertpapier zurtickzufordern oder
einen Vertrag Uber eine Wertpapierleihe zu kiindigen.

Bei Abschluss eines umgekehrten Pensionsgeschafts muss die Verwaltungsgesellschaft sicherstellen, dass sie die vollstan-
dige Barsumme (einschliesslich der bis zum Zeitpunkt der Rickforderung aufgelaufenen Zinsen) jederzeit zurtickfordern
oder das umgekehrte Pensionsgeschaft jederzeit auf periodengerechter oder Mark-to-Market-Basis kiindigen kann. Koén-
nen die Barmittel zu einem beliebigen Zeitpunkt auf Mark-to-Market-Basis zurlickgefordert werden, so ist der Mark-to-
Market-Wert des umgekehrten Pensionsgeschafts zu verwenden, um den Nettoinventarwert des jeweiligen Subfonds zu
berechnen. Umgekehrte Pensionsgeschafte mit einer festen Laufzeit von sieben Tagen oder weniger werden als Vertrage
angesehen, die es der Verwaltungsgesellschaft ermoglichen, ihre Vermogenswerte jederzeit zurtickzufordern.

Bei Abschluss eines Pensionsgeschafts muss die Gesellschaft sicherstellen, dass sie die Wertpapiere des Pensionsgeschafts
jederzeit zurtickfordern oder den Vertrag jederzeit kiindigen kann. Pensionsgeschafte mit einer festen Laufzeit von sieben
Tagen oder weniger werden als Vertrage angesehen, die der Gesellschaft erméglichen, ihre Vermogenswerte jederzeit
zurtickzufordern.

Pensionsgeschafte, umgekehrte Pensionsgeschafte und Wertpapierleihgeschéfte stellen keine Ausleihe oder Verleihe im
Sinne der OGAW-Richtlinie dar.

Die Ertrage aus der effizienten Portfolioverwaltung fliessen abziiglich aller direkten und indirekten Betriebskosten/Gebih-
ren in den jeweiligen Subfonds zuriick.

Durch Techniken zur effizienten Portfolioverwaltung entstandene direkte und indirekte Betriebskosten/Gebuhren, die von
den an den Subfonds abgefuhrten Ertragen abgezogen werden kénnen, dirfen keine verdeckten Ertrage enthalten. Sol-
che direkten und indirekten Betriebskosten/Gebuhren werden an die im jeweiligen Jahres- oder Halbjahresbericht des
Fonds genannten Parteien gezahlt. Dabei werden die Betrdge der jeweiligen Gebuhren angegeben und es wird angefihrt,
ob diese Parteien mit der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle in Verbindung stehen.

Im Allgemeinen gilt fur Total Return Swaps:

(ii)

(iii)

Hundert Prozent (100 %) der Bruttorendite, die durch Total Return Swaps erzielt wird, abziglich direkter und indirek-
ter Betriebskosten/Gebthren, fliessen an den Subfonds zurick.

Alle direkten und indirekten Betriebskosten/Gebihren, die sich aus Total Return Swaps ergeben, werden an die im
Jahres- und Halbjahresbericht des Fonds genannten Unternehmen gezahlt.

Es gibt keine GebUhrenaufteilungsvereinbarungen fur Total Return Swaps.
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Der Fonds und seine Subfonds dirfen bei diesen Geschaften unter keinen Umstanden von ihren Anlagezielen abweichen. Ausser-
dem darf die Verwendung dieser Techniken nicht dazu fuhren, dass sich das Risikoniveau des betreffenden Subfonds gegentber
dem urspriinglichen Risikoniveau (d. h. ohne Verwendung dieser Techniken) erheblich erhoht.

Im Hinblick auf die mit der Verwendung dieser Techniken verbundenen Risiken wird an dieser Stelle auf die Informationen in dem
Abschnitt «Risiken in Verbindung mit der Verwendung von Techniken zur effizienten Portfolioverwaltung» verwiesen.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass sie selbst oder einer ihrer von ihr bestellten Dienstleister die aufgrund der Verwen-
dung dieser Techniken eingegangenen Risiken im Rahmen eines Risikomanagementverfahrens Gberwacht und verwaltet, insbe-
sondere das Gegenparteirisiko. Die Uberwachung von potenziellen Interessenkonflikten, die sich aus Geschaften mit Gesellschaften
ergeben konnten, die mit dem Fonds, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle verbunden sind, erfolgt vorrangig durch
eine entsprechende regelmassige Priifung der betreffenden Vertrage und Prozesse. Ferner stellt die Verwaltungsgesellschaft sicher,
dass — trotz der Verwendung dieser Techniken und Instrumente — die Rlicknahmeantrage der Anleger jederzeit bearbeitet werden
kdnnen.

*kkkkk*k
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Anhang | — Informationen zur Offenlegungsverordnung (SFDR)
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Eine nachhaltige
Investition ist eine
Investition in eine
Wirtschaftstatigkeit,
die zur Erreichung
eines Umweltziels
oder sozialen Ziels
beitragt, vorausge-
setzt, dass diese
Investition keine
Umweltziele oder
sozialen Ziele er-
heblich beeintrach-
tigt und die Unter-
nehmen, in die in-
vestiert wird, Ver-
fahrensweisen ei-
ner guten Unter-
nehmensfiihrung
anwenden.

Die EU-Taxonomie
ist ein Klassifikati-
onssystem, das in
der Verordnung
(EU) 2020/852 fest-
gelegt ist und ein
Verzeichnis von
okologisch nach-
haltigen Wirt-
schaftstatigkeiten
enthalt. Diese Ver-
ordnung umfasst
kein Verzeichnis
der sozial nachhal-
tigen Wirtschaftsta-
tigkeiten. Nachhal-
tige Investitionen
mit einem Umwelt-
ziel kénnten taxo-
nomiekonform sein
oder nicht.

Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absatze 1, 2 und 2a der Verordnung (EU)
2019/2088 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten

Name des Produkts:

Focused Fund — Corporate Bond Sustainable USD

Unternehmenskennung (LEI-

Code):

549300PE4X9CU4XXD597

Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?

] Ja

] Es wird damit ein Mindestanteil an nach-

haltigen Investitionen mit einem Um-
weltziel getatigh: %

1 in Wirtschaftstatigkeiten, die nach

der EU-Taxonomie als dkologisch
nachhaltig einzustufen sind

1 in Wirtschaftstatigkeiten, die nach

der EU-Taxonomie nicht als 6ko-
logisch nachhaltig einzustufen
sind

] Es wird damit ein Mindestanteil an nach-

haltigen Investitionen mit einem sozia-
len Ziel getatigt:

%

X

Nein

Es werden damit 6kologische/soziale

Merkmale beworben und obwohl keine
nachhaltigen Investitionen angestrebt wer-
den, enthalt es einen Mindestanteil von

10 % an nachhaltigen Investitionen

L] mit einem Umweltziel in Wirt-

schaftstatigkeiten, die nach der
EU-Taxonomie als dkologisch
nachhaltig einzustufen sind

X mit einem Umweltziel in Wirt-

schaftstatigkeiten, die nach der
EU-Taxonomie nicht als kolo-
gisch nachhaltig einzustufen sind

X mit einem sozialen Ziel

Es werden damit 6kologische/soziale

Merkmale beworben, aber keine nach-
haltigen Investitionen getatigt.
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Mit Nachhaltig-

keitsindikatoren

wird gemessen, in-

wieweit die mit dem

Finanzprodukt be-

worbenen 6kologi-

schen oder sozia-

len Merkmale er-
reicht werden.

Welche okologischen und/oder sozialen Merkmale werden mit diesem Finanzprodukt
beworben?

Mit dem Finanzprodukt werden die folgenden Merkmale beworben:
1) Ein Nachhaltigkeitsprofil, das tber dem Nachhaltigkeitsprofil des Referenzwertes liegt.

2) Eine niedrigere gewichtete durchschnittliche CO-Intensitdt (Weighted Average Carbon Intensity, WACI) als
der Referenzwert.

Bei dem Referenzwert handelt es sich um einen breiten Marktindex, der 6kologische und/oder soziale Merkmale
weder berticksichtigt noch bewertet und daher mit den von dem Finanzprodukt beworbenen Merkmalen nicht
im Einklang steht. Es wurde kein ESG-Referenzwert fiir die Erreichung der mit dem Finanzprodukt beworbenen
okologischen oder sozialen Merkmale bestimmt.

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der
einzelnen 6kologischen oder sozialen Merkmale, die durch dieses Finanzpro-
dukt beworben werden, herangezogen?

Die oben genannten Merkmale werden jeweils anhand der folgenden Indikatoren gemessen:
Fur Merkmal 1):

Die ESG-Konsensbewertung von UBS (ESG Consensus Score) wird verwendet, um Emittenten/Unter-
nehmen mit Gberzeugender Performance im Hinblick auf Umwelt und Soziales oder einem starken
Nachhaltigkeitsprofil fiir das Anlageuniversum zu identifizieren. Dieser UBS ESG Consensus Score ist
ein normalisierter gewichteter Durchschnitt von ESG-Bewertungsdaten interner und anerkannter ex-
terner Anbieter. Statt sich ausschliesslich auf die ESG-Bewertung eines einzelnen Anbieters zu stitzen,
steigert der Consensus-Score-Ansatz das Vertrauen in die Aussagekraft des Nachhaltigkeitsprofils.

Bei dem ESG Consensus Score von UBS werden Nachhaltigkeitsfaktoren wie die Leistung der betref-
fenden Emittenten/Unternehmen in Bezug auf Themen aus den Bereichen Umwelt, Soziales und Un-
ternehmensfiihrung (ESG-Aspekte) beurteilt. Diese ESG-Aspekte beziehen sich auf die Hauptbereiche
der Geschiftstatigkeit der Emittenten/Unternehmen und auf ihre Effizienz bei der Steuerung von ESG-
Risiken. Zu den Faktoren Umwelt und Soziales konnen (unter anderem) folgende zdhlen: 6kologischer
Fussabdruck und betriebliche Effizienz, Umweltrisikomanagement, Klimawandel, Nutzung natirlicher
Ressourcen, Umweltverschmutzung und Abfallmanagement, Beschéaftigungsstandards und Lieferket-
tenkontrolle, Humankapital, personelle Vielfalt im Verwaltungsrat, Arbeitsschutz, Produktsicherheit
sowie Richtlinien zur Betrugs- und Korruptionsbekdampfung.

Die einzelnen Anlagepositionen des Subfonds verfiigen tber einen ESG Consensus Score von UBS (auf
einer Skala von 0 bis 10, wobei 10 das beste Nachhaltigkeitsprofil darstellt). Auf Ebene der Einzelin-
vestitionen gibt es keine Mindestanforderung an den ESG Consensus Score von UBS.

Far Merkmal 2):
Gewichtete durchschnittliche CO,-Intensitat (WACI), Scope 1 und Scope 2:

- Scope 1 bezieht sich auf die direkten CO,-Emissionen und umfasst daher alle direkten Treibhaus-
gasemissionen, die aus Quellen im Besitz oder unter der Kontrolle des betreffenden Unternehmens
oder Emittenten stammen.

- Scope 2 bezieht sich auf die indirekten CO,-Emissionen und umfasst daher die Treibhausgasemissio-
nen aus der Erzeugung von Strom, Warmeenergie und/oder Dampf, die von dem betreffenden Unter-
nehmen oder Emittenten verbraucht werden.

Welches sind die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzpro-
dukt teilweise getétigt werden sollen, und wie tragt die nachhaltige Investition
zu diesen Zielen bei?
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Bei den wichtigs-
ten nachteiligen
Auswirkungen
handelt es sich um
die bedeutendsten
nachteiligen Aus-
wirkungen von In-
vestitionsentschei-
dungen auf Nach-
haltigkeitsfaktoren
in den Bereichen
Umwelt, Soziales
und Beschaftigung,
Achtung der Men-
schenrechte und
Bekampfung von
Korruption und Be-
stechung.

Die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise getatigt werden sollen,
bestehen darin, einen Beitrag zu den mit dem Finanzprodukt beworbenen 6kologischen und/oder so-
zialen Merkmalen zu leisten.

Inwiefern werden die nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt
teilweise getétigt werden sollen, keinem der 6kologischen oder sozialen nach-
haltigen Anlageziele erheblich schaden?

Der Portfolio Manager wendet Ausschliisse auf das Anlageuniversum des Finanzprodukts an. Der Link
zur Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik (Sustainability Exclusion Policy) ist im Hauptteil des Verkaufs-
prospektes zu finden.

Ausgeschlossen werden unter anderem die Férderung von Kraftwerkskohle und die Energieerzeugung
auf der Basis von Kraftwerkskohle und Olsanden. Der Portfolio Manager wiahlt Investitionen auf der
Grundlage einer geringeren absoluten oder relativen Kohlenstoffintensitat im Rahmen von Scope 1
und Scope 2 aus. UBS Asset Management investiert nicht in Unternehmen, deren Tatigkeit mit um-
strittenen Waffen in Zusammenhang steht, wie z. B. Streumunition, Antipersonenminen, chemische
und biologische Waffen, oder in Unternehmen, die gegen den Atomwaffensperrvertrag (Treaty on the
Non-Proliferation of Nuclear Weapons) verstossen.

Es wird Uberprift, ob die Anlagen (iber die von dem Finanzprodukt beworbenen 6kologischen oder
sozialen Merkmale verfligen (Positive Screening).

Wie wurden die Indikatoren fiir nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfakto-
ren berticksichtigt?

Der Portfolio Manager verwendet ein proprietdres ESG-Risiko-Dashboard, das Aktien- und Kreditana-
lysten die schnelle Ermittlung von Unternehmen mit wesentlichen ESG-Risiken anhand des «UBS ESG
Risk Signal» ermoglicht. Dieses klare, messbare Signal dient als Ausgangspunkt fur eine eingehendere
Analyse der zugrunde liegenden Quellen fiir diese Risiken und ihrer Verbindung zu den betreffenden
Anlagen.

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsétzen fiir multinatio-
nale Unternehmen und den Leitprinzipien der Vereinten Nationen fiir Wirtschaft und
Menschenrechte in Einklang? Ndhere Angaben:

Unternehmen, die gegen die Prinzipien des Global Compact der Vereinten Nationen (UNGC) verstos-
sen und keine glaubhaften Korrekturmassnahmen vorweisen, werden aus dem Anlageuniversum aus-
geschlossen.

In der EU-Taxonomie ist der Grundsatz «Vermeidung erheblicher Beeintrdchtigungen» fest-
gelegt, nach dem taxonomiekonforme Investitionen die Ziele der EU-Taxonomie nicht erheb-
lich beeintrdchtigen diirfen, und es sind spezifische EU-Kriterien beigefiigt.

Der Grundsatz «Vermeidung erheblicher Beeintrdchtigungen» findet nur bei denjenigen dem
Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung, die die EU-Kriterien fiir 6kolo-
gisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitdten beriicksichtigen. Die dem verbleibenden Teil dieses
Finanzprodukts zugrunde liegenden Investitionen beriicksichtigen nicht die EU-Kriterien fiir
Okologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitéten.

Alle anderen nachhaltigen Investitionen diirfen 6kologische oder soziale Ziele ebenfalls nicht
erheblich beeintréchtigen.

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren beriicksichtigt?
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] Ja

Bei den wichtigsten nachteiligen Auswirkungen (die «PAl») handelt es sich um die bedeutendsten
nachteiligen Auswirkungen von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren in den Berei-
chen Umwelt, Soziales und Beschaftigung, Achtung der Menschenrechte und Bekdmpfung von Kor-
ruption und Bestechung. UBS beriicksichtigt in ihrem Entscheidungsprozess PAl-Indikatoren.

Zurzeit werden folgende PAl-Indikatoren durch den Ausschluss aus dem Anlageuniversum berticksich-
tigt:

1.4 «Engagement in Unternehmen, die im Bereich der fossilen Brennstoffe tatig sind»:
- Unternehmen, deren Umsatzerlése aus dem Abbau von Kraftwerkskohle und deren Verkauf an ex-
terne Parteien oder aus dem Abbau von Olsand eine bestimmte Schwelle (gemass der Nachhaltigkeits-
Ausschlusspolitik von UBS AM) Uberschreiten, werden ausgeschlossen.

- Unternehmen, deren Umsatzerl6se aus der Stromerzeugung mit Kraftwerkskohle eine bestimmte
Schwelle (gemdss der Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik von UBS AM) (iberschreiten, werden ausge-
schlossen.

1.10 «Verstosse gegen die Grundsatze des UN Global Compact und gegen die Leitsdtze der Organisation fir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) fir multinationale Unternehmen»:
- Unternehmen, die gegen die Prinzipien des Global Compact der Vereinten Nationen (UNGC) verstos-
sen und nach der Auffassung des Stewardship Committee von UBS AM keine glaubhaften Korrektur-
massnahmen vorweisen, werden ausgeschlossen.

1.14 «Engagement in umstrittenen Waffen (Antipersonenminen, Streumunition, chemische und biologische

Waffen)»:
- UBS AM investiert nicht in Unternehmen, deren Tatigkeit mit umstrittenen Waffen in Zusammen-
hang steht, wie z. B. Streumunition, Antipersonenminen, chemische und biologische Waffen, oder in
Unternehmen, die gegen den Atomwaffensperrvertrag (Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear
Weapons) verstossen. Fiir UBS AM steht die Tatigkeit eines Unternehmens in Zusammenhang mit um-
strittenen Waffen, wenn das Unternehmen an der Entwicklung, Produktion, Lagerung, der Wartung
oder dem Transport von kontroversen Waffen beteiligt ist oder Mehrheitsaktionar (Beteiligung von
Uber 50 %) eines solchen Unternehmens ist.

Der Link zur Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik (Sustainability Exclusion Policy) ist im Hauptteil des Ver-
kaufsprospekts zu finden.
Im Hinblick auf die beworbenen Merkmale wird folgender PAl-Indikator bericksichtigt:

1.3 «THG-Emissionsintensitat der Unternehmen, in die investiert wird»
- Der Portfolio Manager wahlt Investitionen auf der Grundlage einer geringen Kohlenstoffintensitat im
Rahmen von Scope 1 und Scope 2 aus, entweder absolut betrachtet oder in Relation zu einem Refe-
renzwert.
Bei der Beurteilung des Grundsatzes «Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen» (DNSH) bertick-
sichtigen wir Indikatoren fiir die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf der Grundlage ihrer Ver-
flgbarkeit und ihrer Eignung. Diese Indikatoren werden in einem Signal zusammengefasst, das auf
einzelnen Schwellen beruht, die pro Indikator festgelegt werden. Ein negatives Ergebnis bei einem
einzigen Indikator fiihrt dazu, dass eine Investition das DNSH-Kriterium nicht erfillt. Folgende PAI-
Indikatoren sind zusatzlich Teil dieses Signals:

1.7 «Tatigkeiten, die sich nachteilig auf Gebiete mit schutzbedirftiger Biodiversitat auswirken»

1.13 «Geschlechtervielfalt in den Leitungs- und Kontrollorganen»

1.15 «THG-Emissionsintensitat»

1.16 «Lander, in die investiert wird, die gegen soziale Bestimmungen verstossen»

Informationen zur Berlicksichtigung von PAls auf Nachhaltigkeitsfaktoren sind auch im Jahresbericht des Sub-
fonds enthalten.
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Die Anlagestrate-
gie dient als Richt-
schnur flr Investiti-
onsentscheidun-
gen, wobei be-
stimmte Kriterien
wie beispielsweise
Investitionsziele
oder Risikotoleranz
berticksichtigt wer-
den

O Nein

Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?

ESG-Integration:

Die ESG-Integration wird durch die Berticksichtigung wesentlicher ESG-Risiken im Rahmen des Research-Prozes-
ses vorangetrieben. Die ESG-Integration ermdglicht es dem Portfolio Manager, finanziell relevante Nachhaltig-
keitsfaktoren zu ermitteln, die sich auf Anlageentscheidungen auswirken, und ESG-Erwagungen bei der Umset-
zung von Anlageentscheidungen zu beriicksichtigen sowie ESG-Risiken systematisch zu tiberwachen und mit der
jeweiligen Risikobereitschaft und den geltenden Beschrankungen abzugleichen. Dariber hinaus wirkt sie sich
auf die Titelauswahl, die Anlageiiberzeugungen und die Portfoliogewichtungen aus und stellt somit ein Hilfsmit-
tel bei der Zusammenstellung des Portfolios dar.

¢ Bei Unternehmensemittenten geschieht dies tiber den internen Bezugsrahmen fiir wesentliche ESG-Themen
von UBS, mit dessen Hilfe fir jeden Sektor die finanziell relevanten Faktoren ermittelt werden, die sich auf An-
lageentscheidungen auswirken kénnen. Diese Ausrichtung auf finanzielle Wesentlichkeit stellt sicher, dass sich
die Analysten auf Nachhaltigkeitsfaktoren konzentrieren, die sich auf die finanzielle Leistungsfahigkeit des Un-
ternehmens und damit auf die Investitionsrendite auswirken kénnen. Zudem kann die ESG-Integration Maoglich-
keiten fiir das Engagement zur Verbesserung des ESG-Risikoprofils des Unternehmens aufzeigen und dadurch
die potenziell negativen Auswirkungen von ESG-Problemen auf die finanzielle Performance des Unternehmens
mildern. Der Portfolio Manager verwendet ein internes ESG-Risiko-Dashboard, das mehrere interne und externe
ESG-Datenquellen kombiniert, um Unternehmen mit wesentlichen ESG-Risiken zu identifizieren. Ein messbares
Risikosignal weist den Portfolio Manager auf ESG-Risiken hin, die er in seinen Anlageentscheidungsprozess ein-
bezieht.

¢ Bei Emittenten, die keine Unternehmen sind, wendet der Portfolio Manager eine qualitative oder quantitative
ESG-Risikobewertung an, bei der Daten zu wesentlichen ESG-Faktoren integriert werden.

Die Analyse wesentlicher Nachhaltigkeits- bzw. ESG-Kriterien kann zahlreiche unterschiedliche Aspekte umfas-
sen, unter anderem die folgenden: die CO»-Bilanz, Gesundheit und Wohlbefinden, Menschenrechte, Liefer-

kettenmanagement, faire Behandlung von Kunden und Unternehmensfiihrung (Governance).

Fondsspezifische Ausschliisse:

Emittenten werden mithilfe einer unternehmenseigenen ESG-Risikoempfehlung von UBS im Hinblick auf ihre
ESG-Risiken bewertet und anhand einer Flnf-Punkte-Skala eingestuft (Einstufung des ESG-Risikos: 1 — vernach-
lassigbar, 2 — gering, 3 — moderat, 4 — hoch, 5 — gravierend). Im Allgemeinen schliesst der Subfonds Unterneh-
mensemittenten aus, fur die im ESG-Risiko-Dashboard (das im Abschnitt «ESG-Integration» beschrieben ist) Ri-
siken festgestellt wurden, es sei denn, die ESG-Gesamtrisikoempfehlung von UBS weist ein Rating zwischen 1
und 3 auf, was als akzeptables Risiko fiir Sustainability Focus-Fonds betrachtet wird.

Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik:

Die Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik des Portfolio Managers definiert die fiir das Anlageuniversum des Finanz-
produkts geltenden Ausschlisse. Der Link zur Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik (Sustainability Exclusion Policy)
ist im Abschnitt «Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik» im Hauptteil des Verkaufsprospekts zu finden.

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die fiir die
Auswahl der Investitionen zur Erfiillung der beworbenen 6kologischen oder
sozialen Ziele verwendet werden?

Das folgende verbindliche Element/ Die folgenden verbindlichen Elemente der Anlagestrategie
wird/werden fir die Auswahl der Investitionen zur Erreichung der mit diesem Finanzprodukt bewor-
benen Merkmale verwendet:

Merkmal 1):

Ein Nachhaltigkeitsprofil, das ber dem Nachhaltigkeitsprofil des Referenzwertes liegt.

Merkmal 2):
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Die Verfahrens-
weisen einer gu-
ten Unterneh-
mensfihrung um-
fassen solide Ma-
nagementstruktu-
ren, die Beziehun-
gen zu den Arbeit-
nehmern, die Ver-
gutung von Mitar-
beitern sowie die
Einhaltung der
Steuervorschriften.

Die Vermo-
gensallokation
gibt den jeweiligen
Anteil der Investitio-
nen in bestimmte
Vermoégenswerte
an.

Eine gewichtete durchschnittliche CO,-Intensitat (WACI), die niedriger ist als die des Referenzwertes
(Scope 1 und Scope 2).

Barmittel, Derivate und Anlageinstrumente ohne Rating werden nicht in die Berechnung einbezogen.
Das/die Merkmal(e), der Mindestanteil an nachhaltigen Investitionen und der Mindestanteil an Inves-
titionen, die zur Erreichung der mit dem Finanzprodukt beworbenen 6kologischen und/oder sozialen
Merkmale getatigt werden, werden am Quartalsende anhand des Durchschnitts aus den Werten aller

Geschéftstage im Quartal ermittelt.

Fondsspezifische Ausschliisse:

Emittenten werden mithilfe einer unternehmenseigenen ESG-Risikoempfehlung von UBS im Hinblick
auf ihre ESG-Risiken bewertet und anhand einer Flnf-Punkte-Skala eingestuft (Einstufung des ESG-
Risikos: 1 — vernachlassigbar, 2 — gering, 3 — moderat, 4 — hoch, 5— gravierend). Im Allgemeinen
schliesst der Subfonds Unternehmensemittenten aus, fur die im ESG-Risiko-Dashboard (das im Ab-
schnitt «<ESG-Integration» beschrieben ist) Risiken festgestellt wurden, es sei denn, die ESG-Gesamtri-
sikoempfehlung von UBS weist ein Rating zwischen 1 und 3 auf, was als akzeptables Risiko fiir Sustaina-
bility Focus-Fonds betrachtet wird.

Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik:

Die Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik des Portfolio Managers definiert die fiir das Anlageuniversum
des Finanzprodukts geltenden Ausschlisse. Der Link zur Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik (Sustainabi-
lity Exclusion Policy) ist im Abschnitt «Nachhaltigkeits-Ausschlusspolitik» im Hauptteil des Verkaufs-
prospekts zu finden.

Um welchen Mindestsatz wird der Umfang der vor der Anwendung dieser An-
lagestrategie in Betracht gezogenen Investitionen reduziert?

Nicht anwendbar.

Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung der Un-
ternehmen, in die investiert wird, bewertet?

Gute Unternehmensfiihrung ist ein ausschlaggebender Faktor fur eine nachhaltige Wertentwicklung
und daher Bestandteil der Anlagestrategie des Portfolio Managers. Der Portfolio Manager verwendet
ein proprietdares ESG-Risiko-Dashboard, das mehrere interne sowie von anerkannten externen
Anbietern stammende ESG-Datenquellen kombiniert, um Unternehmen mit wesentlichen ESG-Risiken
zu identifizieren. Ein messbares Risikosignal weist den Portfolio Manager auf ESG-Risiken hin, die er in
seinen Anlageentscheidungsprozess einbezieht. Bei der Bewertung der Unternehmensfihrung
werden Struktur und Unabhangigkeit des Verwaltungsrates, die Angleichung der Vergiitungen, die
Transparenz der Eigentumsverhéltnisse und der Kontrolle sowie die Finanzberichterstattung
bertcksichtigt.

Welche Vermogensallokation ist fiir dieses Finanzprodukt geplant?
Der Mindestanteil an Investitionen, die zur Erreichung der mit dem Finanzprodukt beworbenen 6kologischen

und/oder sozialen Merkmale getdtigt werden, liegt bei 51 %. Der Mindestanteil des Finanzprodukts an
nachhaltigen Investitionen liegt bei 10 %.
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Taxonomiekon-
forme Tatigkeiten,
ausgedruckt durch
den Anteil der:

- Umsatzerlose,
die den Anteil der
Einnahmen aus
umweltfreundlichen
Aktivitaten der Un-
ternehmen, in die
investiert wird, wi-
derspiegeln

- Investitionsaus-
gaben (CapEx), die
die umweltfreundli-
chen Investitionen
der Unternehmen,
in die investiert
wird, aufzeigen,

z. B. fiir den Uber-
gang zu einer gru-
nen Wirtschaft

- Betriebsausga-
ben (OpEx), die die
umweltfreundlichen
betrieblichen Aktivi-
taten der Unterneh-
men, in die inves-
tiert wird, wider-
spiegeln

Mit Blick auf die
EU-Taxonomiekon-
formitat umfassen
die Kriterien fir
fossiles Gas die
Begrenzung der
Emissionen und die
Umstellung auf voll
erneuerbare Ener-
gie oder COz-arme
Kraftstoffe bis Ende
2035. Die Kriterien
fur Kernenergie
beinhalten umfas-
sende Sicherheits-
und Abfallentsor-
gungsvorschriften.

Ermoéglichende
Tatigkeiten wirken
unmittelbar ermdég-
lichend darauf hin,
dass andere Tatig-
keiten einen we-
sentlichen Beitrag
zu den Umweltzie-
len leisten.
Ubergangstitig-
keiten sind Tatig-
keiten, fir die es
noch keine COz-ar-
men Alternativen
gibt und die unter
anderem Treib-
hausgasemissions-
werte aufweisen,
die den besten
Leistungen ent-
sprechen.

#1A Nachhaltig: 10 % -
#1B Andere -

6kologische/soziale
Merkmale

Investitionen

#2 Andere

#1 Ausgerichtet auf 6kologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen des Finanzpro-
dukts, die zur Erreichung der beworbenen 6kologischen oder sozialen Merkmale getatigt wurden.

#2 Andere Investitionen umfasst die Gbrigen Investitionen des Finanzprodukts, die weder auf 6kolo-
gische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind noch als nachhaltige Investitionen eingestuft werden.

Die Kategorie #1 Ausgerichtet auf 6kologische oder soziale Merkmale umfasst folgende Unterka-
tegorien:

- Die Unterkategorie #1A Nachhaltige Investitionen umfasst nachhaltige Investitionen mit 6kologi-
schen oder sozialen Zielen.

- Die Unterkategorie #1B Andere 6kologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen, die auf
Okologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind, aber nicht als nachhaltige Investitionen einge-
stuft werden.

Inwiefern werden durch den Einsatz von Derivaten die mit dem Finanzprodukt
beworbenen 6kologischen oder sozialen Merkmale erreicht?

Derivate werden nicht zur Erreichung der mit dem Finanzprodukt beworbenen Merkmale genutzt. Der
Einsatz von Derivaten erfolgt in erster Linie zu Absicherungs- und Liquiditdtsmanagementzwecken.

In welchem Mindestmass sind nachhaltige Investitionen mit einem Umweltziel mit der
EU-Taxonomie konform?

Es war nicht moglich, Daten im Hinblick auf die in Artikel 9 der Taxonomie-Verordnung genannte(n)
okologischen Ziele sowie zu der Frage zu sammeln, wie und in welchem Umfang die dem Finanzprodukt
zugrunde liegenden Investitionen in Wirtschaftstatigkeiten fliessen, die gemdass Artikel 3 der vorliegenden
Taxonomie-Verordnung als ©kologisch nachhaltig einzustufen sind («taxonomiekonforme Investitionen»).
Aufgrund dessen weist das Finanzprodukt 0 % taxonomiekonforme Investitionen auf.

Wird mit dem Finanzprodukt in EU-taxonomiekonforme Tatigkeiten
im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie investiert'?

O Ja:
O In fossiles Gas O In Kernenergie

X Nein

tigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie sind nur dann EU-taxonomiekonform, wenn sie zur Einddmmung des
Klimawandels («Klimaschutz») beitragen und kein Ziel der EU-Taxonomie erheblich beeintréachtigen — siehe Erlauterung am
linken Rand. Die vollstandigen Kriterien fir EU-taxonomiekonforme Wirtschaftstatigkeiten im Bereich fossiles Gas und Kern-
energie sind in der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1214 der Kommission festgelegt.
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e

sind nachhal-
tige Investitionen
mit einem Umwelt-
ziel, die die Krite-
rien fiir 6kologisch Ve
nachhaltige Wirt-
schaftstatigkeiten
gemass der EU-Ta-
xonomie nicht be-
riicksichtigen.

Die beiden nachstehenden Grafiken zeigen den Mindestprozentsatz der EU-taxonomiekonformen
Investitionen in griiner Farbe. Da es keine geeignete Methode zur Bestimmung der
Taxonomiekonformitdt von Staatsanleihen* gibt, zeigt die erste Grafik die Taxonomiekonformitdt in
Bezug auf alle Investitionen des Finanzprodukts einschliesslich der Staatsanleihen, wéhrend die zweite
Grafik die Taxonomiekonformitdt nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts zeigt, die keine
Staatsanleihen umfassen.

1. Taxonomiekonformitit der Investitionen 2. Taxonomiekonformitét der Investitionen
einschliesslich Staatsanleihen* ohne Staatsanleihen*
@ Taxonomiekonform @ Taxonomiekonform
(ohne fossiles Gas (ohne fossiles Gas
und Kernenergie) und Kernenergie)
Nicht . i Nicht
taxonomiekonform 100 % taxonomiekonform 100 %

Diese Grafik gibt x %** der Gesamtinvestitionen

* Fiir die Zwecke dieser Grafiken umfasst der Begriff «Staatsanleihen» alle Risikopositionen gegeniiber
Staaten.

**Es wurde kein Prozentsatz eingefiigt, weil dies nicht relevant ist (keine taxonomiekonformen
Investitionen)

Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Ubergangstitigkeiten und
erméglichende Tétigkeiten?

Es gibt keinen festgelegten Mindestanteil an Investitionen in Ubergangstitigkeiten und
ermoglichende Tatigkeiten.

Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel, die
nicht mit der EU-Taxonomie konform sind?

Die von dem Finanzprodukt getatigten nachhaltigen Investitionen werden entweder zum Erreichen von 6kolo-
gischen oder sozialen Zielen oder zu beidem beitragen. Das Finanzprodukt verpflichtet sich nicht zu einer zuvor
festgelegten Kombination aus 6kologischen oder sozialen Zielen, sodass es keinen Mindestanteil an nachhalti-
gen Investitionen mit einem Umweltziel gibt, die nicht mit der EU-Taxonomie konform sind. Wenn das Finanz-
produkt in 6kologisch nachhaltige Investitionen investiert, die nicht taxonomiekonform sind, liegt dies daran,
dass es an den erforderlichen Daten mangelt, um die Taxonomiekonformitat festzustellen.

Wie hoch ist der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen?

Die von dem Finanzprodukt getatigten Investitionen werden entweder zum Erreichen von 6kologischen oder
sozialen Zielen oder zu beidem beitragen. Das Finanzprodukt verpflichtet sich nicht zu einer zuvor festgelegten
Kombination aus ¢kologischen oder sozialen Zielen, sodass es keinen Mindestanteil an sozial nachhaltigen In-
vestitionen gibt.
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@ Welche Investitionen fallen unter «#2 Andere Investitionen», welcher Anlagezweck
.4 wird mit ihnen verfolgt und gibt es einen 6kologischen oder sozialen Mindestschutz?

Unter «#2 Andere Investitionen» fallen Barmittel und Anlageinstrumente ohne Rating, die zu Zwecken des Li-
quiditats- und Portfoliorisikomanagements eingesetzt werden. Anlageinstrumente ohne Rating kénnen auch
Wertpapiere umfassen, fiir die die erforderlichen Daten zur Messung der Erreichung der einzelnen 6kologischen
oder sozialen Merkmale nicht verfiigbar sind.

Wurde ein Index als Referenzwert bestimmt, um festzustellen, ob dieses Finanzpro-
dukt auf die beworbenen 6kologischen und/oder sozialen Merkmale ausgerichtet ist?

A

Es wurde kein ESG-Referenzwert bestimmt, um festzustellen, ob das Finanzprodukt auf die beworbenen
Merkmale ausgerichtet ist.
Bei den Referenz-

werten handelt es

BTy s — Inwiefern ist der Referenzwert kontinuierlich auf die mit dem Finanzprodukt

denen gemessen beworbenen 6kologischen und sozialen Merkmale ausgerichtet?
wird, ob das Fi-
nanzprodukt die Nicht anwendbar.

beworbenen 6kolo-

gischen oder sozia-

len Merkmale er- Wie wird die kontinuierliche Ausrichtung der Anlagestrategie auf die In-
reicht. dexmethode sichergestellt?

Nicht anwendbar.

Wie unterscheidet sich der bestimmte Index von einem relevanten breiten
Marktindex?

Nicht anwendbar.

Wo kann die Methode zur Berechnung des bestimmten Indexes eingesehen
werden?

Nicht anwendbar.

Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden?

| I Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter: www.ubs.com/funds
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Informationen fiir Anleger in der Schweiz

Vertreter

Vertreter

Zahlstelle

Zahlstelle
Schweiz.

in der Schweiz ist UBS Fund Management (Switzerland) AG, Aeschenvorstadt 1, CH-4051 Basel.

in der Schweiz ist UBS Switzerland AG, Bahnhofstrasse 45, CH-8001 Zurich und ihre Geschéftsstellen in der

Bezugsort der massgeblichen Dokumente

Der Prosp

ekt, die wesentlichen Informationen fir die Anlegerinnen und Anleger, das Verwaltungsreglement sowie der

Jahres- und Halbjahresbericht konnen kostenlos beim Vertreter sowie bei der Zahlstelle in der Schweiz oder unter

www.ubs.

com/fonds bezogen werden.

Publikationen

1.

Die ausléndische kollektive Kapitalanlage betreffende Publikationen erfolgen in der Schweiz auf der Webseite der
Swiss Fund Data AG unter www.swissfunddata.ch.

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise bzw. der Inventarwert mit dem Hinweis «exklusive Kommissionen» werden
taglich unter www.ubs.com/fonds sowie auf der Webseite der Swiss Fund Data AG unter www.swissfunddata.ch
publiziert.

Zahlung von Retrozessionen und Rabatten

1. Die Ver

waltungsgesellschaft sowie deren Beauftragte konnen Retrozessionen zur Entschadigung der Vertriebstéatigkeit

von Fondsanteilen in der Schweiz bezahlen. Mit dieser Entschadigung kénnen insbesondere folgende Dienstleistungen

abgegol

ten werden:
Forderung und Vornahme des Vertriebs von Fondsanteilen;
Schulung von Kundenberatern und Vertriebsmitarbeitern;
Organisation von und Teilnahme an Road Shows, Veranstaltungen und Messen aller Art im Zusammenhang mit
dem Vertrieb von Fondsanteilen;
Kontaktaufnahme mit potentiellen Anlegern;
Zentrales Relationship Management und Betreuung bestehender Kundenbeziehungen;
Abklaren und Beantworten von auf das Anlageprodukt oder den Anbieter bezogenen speziellen Anfragen von
Anlegern;
Herstellung und Abgabe von Werbematerialien und rechtlichen Dokumenten;
Vornahme von administrativen Handlungen aller Art im Zusammenhang mit dem Vertrieb von Fondsanteilen;
Abwicklung von Zeichnung und Riicknahme von Fondsanteilen;
Zeichnen von Anteilen als Nominee fiir mehrere Kunden im Auftrag des Anbieters;
Beauftragung und Uberwachung von weiteren Vertriebstragern;
Wahrnehmung von durch den Anbieter delegierten Sorgfaltspflichten in Bereichen wie Abklarung der Kunden-
bedurfnisse und Vertriebseinschrankungen;
Beauftragung einer zur Prifung zugelassenen Person mit der Prifung der Einhaltung gewisser Pflichten des Ver-
triebstragers, insbesondere der Richtlinien flr den Vertrieb kollektiver Kapitalanlagen der Asset Management
Association Switzerland AMAS.
Betreiben einer Produkte- und Vertriebsplattform;
Zentrales Reporting fiir Fondsanbieter und Vertriebstrager;
Vornahme von administrativen Handlungen aller Art einschliesslich der Priifung unter Aspekten der Geldwa-
scherei und Terrorismusfinanzierung im Zusammenhang mit dem Vertrieb von Fondsanteilen.

Retrozessionen gelten nicht als Rabatte auch wenn sie ganz oder teilweise letztendlich an die Anleger weitergeleitet

werden. Die Offenlegung des Empfangs der Retrozessionen richtet sich nach den einschldgigen Bestimmungen des
FIDLEG.
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2. Die Verwaltungsgesellschaft oder deren Beauftragten konnen im Vertrieb in der Schweiz Rabatte direkt an Anleger be-
zahlen. Rabatte dienen dazu, die Kosten der Anlagen der betroffenen Anleger zu reduzieren.

Rabatte sind zuldssig, sofern sie:

- aus Gebulhren der Verwaltungsgesellschaft oder deren Beauftragten bezahlt werden und somit das Subfondsver-
mogen nicht zusatzlich belasten; aufgrund von objektiven Kriterien gewahrt werden; samtlichen Anlegern, wel-
che die objektiven Kriterien gleichermassen erfiillen und Rabatte verlangen, im gleichen Umfang gewahrt wer-
den;

- die Qualitat der Dienstleistung, auf deren Geblhr der Rabatt gewahrt wird, erhéhen (z.B. indem sie zu einem
héheren Vermogen des Subfonds beitragen, was zu einer effizienteren Bewirtschaftung des Vermoégens bzw. ei-
ner Reduktion der Liquidationswahrscheinlichkeit des Subfonds und / oder einer Senkung der fixen Kosten pro
rata fur alle Anleger flihren kann) und alle Anleger ihren fairen Anteil an den Gebihren und Kosten des Subfonds
Gbernehmen.

Das objektive Kriterium zur Gewahrung von Rabatten ist:

- Das vom Anleger gehaltene Gesamtvermaogen in der rabattberechtigten Aktienklasse des Subfonds.

Zusatzliche Kriterien konnen sein:

- dasvom Anleger in kollektiven Kapitalanlagen der UBS gehaltene Gesamtvolumen und / oder
die Region, in welcher der Anleger domiziliert ist.

Auf Anfrage des Anlegers legen die Verwaltungsgesellschaft oder deren Beauftragte die entsprechende Hohe der Rabatte
kostenlos offen.

Erflllungsort und Gerichtsstand

Fir die in der Schweiz angebotenen Anteile liegt der Erfillungsort am Sitz des Vertreters. Der Gerichtsstand befindet sich
am Sitz des Vertreters oder am Sitz bzw. Wohnsitz des Anlegers.

23.101RS

% % %k %k %k k%
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	 Inwiefern ist der Referenzwert kontinuierlich auf die mit dem Finanzprodukt beworbenen ökologischen und sozialen Merkmale ausgerichtet?
	Nicht anwendbar.
	 Wie wird die kontinuierliche Ausrichtung der Anlagestrategie auf die Indexmethode sichergestellt?
	Nicht anwendbar.
	 Wie unterscheidet sich der bestimmte Index von einem relevanten breiten Marktindex?
	Nicht anwendbar.
	 Wo kann die Methode zur Berechnung des bestimmten Indexes eingesehen werden?
	Nicht anwendbar.

